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Gegenwehr entwickeln 

Wie wir die Beschäftig¬ 
ten im Einzelhandel im 
Kampf gegen Lohn- und 
Sozialabbau unterstüt¬ 
zen können. 
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Wer braucht eigentlich die 
FDP? 

Selbst bürgerliche Zeitun¬ 
gen finden keine Begrün¬ 
dungen, warum man die 
FDP wählen sollte. 
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Lösung in Sicht? 

Eine veränderte Aus¬ 
gangslage lässt auf Er¬ 
folge der türkisch-kur¬ 
dischen Verhandlungen 
hoffen. 
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Reallohnverlust - Nein, danke! 

Metalltarifrunde 2013: Warnstreiks gegen Provokation der Unternehmer 



„212 000 Warnstreikende sprechen 
Klartext“ meldet der Tarifticker der 
IG Metall am Dienstagmorgen. Be¬ 
schäftigte aus 737 Betrieben protes¬ 
tieren in der laufenden Metalltarifrun¬ 
de gegen das unverschämte Angebot 
der Metallunternehmer von 2,3 Pro¬ 
zent bei zwei Nullmonaten, was unter 
dem Strich 1,94 Prozent „Lohnernied¬ 
rigung“ bedeuten würde. Bundesweit 
rollt deshalb die Warnstreikwelle in 
den Metallbetrieben. 

Über 13 800 Metallerinnen und 
Metaller aus 60 Betrieben der Me¬ 
tall- und Elektroindustrie in Baden- 
Württemberg legten seit dem Ende 
der Friedenspflicht zeitweise die Ar¬ 
beit nieder. In Nordrhein-Westfalen 
streikten am Montag mehr als 6 000 
Arbeitnehmer. In Niedersachsen und 
Sachsen-Anhalt waren es rund 9 600 
Metallerinnen und Metaller aus 64 
Betrieben. In Norddeutschland und 
an der Küste haben sich seit Don¬ 
nerstag vor einer Woche rund 22 000 
Beschäftigte an Arbeitsniederlegun¬ 
gen beteiligt. In Berlin, Brandenburg 
und Sachsen legten zu Wochenbe¬ 
ginn 2 800 Beschäftigte die Arbeit 
nieder. Und in Bayern haben erneut 
6 000 Metaller aus 37 Firmen die Ar¬ 
beit niedergelegt. In Hessen, Rhein¬ 
land-Pfalz und in Thüringen zogen 
insgesamt 3 500 Beschäftigte aus 30 
Betrieben vor die Werkstore. Ein Be¬ 
triebsrat von Dematic in Offenbach 
verwies auf die Schlagzeile der FAZ 
„Abschied von den Trillerpfeifen“ und 
ermunterte die Teilnehmer, mit ande¬ 
ren Instrumenten den Forderungen 
lautstark Gehör zu verschaffen. Die 
Information, dass ein Vertreter von 
Nordmetall von den Beschäftigten 
1,3 Prozent aus der letzten Tarifrun¬ 
de zur Anrechnung forderte, wurde 
in Offenbach von einem Zwischenruf 
unterbrochen: „Drecksack“ - Begeis¬ 
terung bei den Teilnehmern. 

Das Angebot der Metallbosse von 
1,9 Prozent ist angesichts der Real¬ 
lohnentwicklung in den letzten Jah¬ 
ren und angesichts der Forderung des 
EU-Sozialkommissars Laszlo Andor, 
in Deutschland endlich höhere Löhne 
zu zahlen, mehr als eine Provokation. 
Es ist offener Zynismus. Die Netto¬ 


löhne, also das was die Arbeiterinnen 
und Arbeiter in der Lohntüte haben, 
lagen nach Berechnungen des Institut 
für sozial-ökologische Wirtschaftsfor¬ 
schung in München (isw) nach Abzug 
der Preissteigerung um 2,1 Prozent 
niedriger als im Jahr 2000. „Ein Be¬ 
schäftigter hatte also 2012 weniger 
Kaufkraft in der Tasche als 12 Jahre 
davor.“ In der gleichen Zeit ist jedoch 
das reale Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
trotz Kriseneinbruch im Jahr 2009 um 
fast 15 Prozent gestiegen, das heißt, 
von dem realen Mehrprodukt erhiel¬ 
ten die Beschäftigten nichts, sie muss¬ 
ten sogar noch zwei Prozent abgeben. 
Aber das ist nur die eine Seite der Me¬ 
daille. 

Die andere Seite beschrieb das Han¬ 
delsblatt am 18. März: „Die Chefs der 
großen deutschen Konzerne sind in 
Rekordlaune. Ihre Einheiten haben 
sie in Gewinnmaschinen verwandelt. 
Europa diskutiert über die Schulden¬ 
krise, Deutschland über Boni - und die 
Manager schreiben Gewinne wie noch 
nie.“ Laut Handelsblatt verdienten im 
Jahr 2012 die 30 Dax-Konzerne 65,6 
Milliarden Euro, zwei Prozent mehr 
als im Vorjahr. Der Umsatz aller Dax- 
Konzerne stieg um neun Prozent auf 
den Rekordwert von 1 238 Milliarden 
Euro. Und trotz Flaute und sogar Re¬ 
zession scheint es möglich, dass 2013 
die Top-30-Dax-Konzerne nochmals 
Rekordgewinne einfahren, denn sie 
haben vorgesorgt. Analysten der DZ- 
Bank kommen zu dem Ergebnis: „Die 
vielen Spar- und Restrukturierungs¬ 
programme (also Einsparungen von 
Personalkosten, Entlassungen, erhöh¬ 
ter Druck auf die Belegschaften der 
Zulieferer etc.) legen den Grundstein 
dafür, dass die Unternehmenszahlen 
ab dem kommenden Jahr wieder bes¬ 
ser werden dürften.“ Daraus schluss¬ 
folgert das Handelsblatt (5. 11. 2012) 
hocherfreut: „Kommt es so, dürften 
die 30 Dax-Konzerne zwar nicht 2012, 
wohl aber im nächsten Jahr so viel ver¬ 
dienen wie noch nie - trotz Krise im 
Euro-Land.“ 

Vor diesem Hintergrund nehmen 
sich die 5,5 Prozent Lohnforderun¬ 
gen der IG Metall geradezu beschei¬ 
den aus. Um wenigstens eine mäßige 


Reallohnsteigerung - und zwar tabel¬ 
lenwirksam und nicht durch Einmal¬ 
zahlungen - in diesem Jahr durchzu¬ 
setzen, wird es sicherlich notwendig 
sein, weitere kraftvolle Warnstreik¬ 
wellen durch diese Republik zu orga¬ 
nisieren und möglichst schnell zu ei¬ 
ner Urabstimmung zu kommen. Die 
offensichtliche Kampfbereitschaft der 
Belegschaften gilt es zu nutzen. Ein 
bundesweiter Streik wäre die richti¬ 
ge Antwort auf die Provokation und 


den Zynismus der Metallbosse. Dar- 
überhinaus könnte dieser Streik ver¬ 
bunden werden mit der Organisie¬ 
rung der Unterstützung aller Einzel¬ 
gewerkschaften und breiter Teile der 
Bevölkerung, mit Protesten gegen die 
Lohndumpingstrategie durch Niedrig¬ 
löhne, Werkverträge, Leiharbeit und 
Hartz IV sowie gegen die Rente mit 
67 und für eine Arbeitszeitverkürzung 
bei vollem Lohnausgleich. 

Wolfgang Teuber 


Keine Ehrung für Nazisoldaten an „Duitse graven“ 

Die „Versöhnung“ in Bronkhorst-Vorden wurde abgeblasen 


Eine für deutsche Verhältnisse un- 
gemein breite Resonanz fand in den 
niederländischen Medien der Protest 
gegen das geplante Gedenken an den 
deutschen Gräbern von „Nazisolda¬ 
ten“ in Vörden (siehe UZ vom 4. Mai, 
Seite 12). Zeitungen aller politischen 
Richtungen, Rundfunk und Fernseh¬ 
sender griffen den angekündigten 
Protest auf. Die Gemeinde Bronck- 
horst-Vorden musste ihre „Versöh¬ 
nung“ an den Gräbern der Besetzer 
„abblazen“. 

Das „Handelsblad“, etwa vergleichbar 
mit der FAZ, verweist mit Blick auf 
den geplanten Protest sogar auf die 
Aktivitäten „van de Deutsche Kom¬ 
munistische Partei“. Genannt werden 
ferner „Federatief Joods Nederland 
(FJN), das „National Comite 4 en 5 
Mei“ 

Stattdessen gab es in Vörden drei an¬ 
tifaschistische Veranstaltungen: Beim 
Restaurant „De Gräfin van Vörden“ 
trafen sich niederländische und deut¬ 


sche Nazi-Gegner, darunter Mitglie¬ 
der des Komitees „Oorlog is geen op- 
lossing“ (Krieg ist keine Lösung der 
Konflikte) sowie zahlreiche Kommu¬ 
nisten aus beiden Ländern, zu einem 
Gedankenaustausch über die aktuel¬ 
len Aktivitäten von Nazis in beiden 
Ländern, aber auch über die Versu¬ 
che, Nazis in der Geschichte und in 
der Gegenwart zu relativieren. Dazu 
wurde auch das Bemühen gezählt, 
sich mit den an dem mörderischen 
Überfall deutscher Truppen auf die 
Niederlande beteiligten Soldaten zu 
versöhnen. 

Auf eine praktische Schlussfolge¬ 
rung wurde hingewiesen: Deutsche 
und niederländische Antifaschisten 
treffen sich am Samstag, 11. Mai, um 
15 Uhr an der Gräberstätte des Kon¬ 
zentrationslagers Esterwegen an der 
Bundesstraße 401 unweit des Doku- 
mentations- und Informationszen¬ 
trums (DIZ). Damit soll ein Enga¬ 
gement fortgesetzt werden, mit dem 


grenzübergreifend an die Befreiung 
vom Naziterror erinnert werden soll. 
Nach der Beratung gab es einen „stil¬ 
len Umzug“ zum Verzetsplein (Platz 
des Widerstandes). An verschiedenen 
Häusern war die niederländische Fah¬ 
ne auf Halbmast gehisst. Am Denk¬ 
mal wurden Blumen abgelegt. Von 
deutscher Seite wurde für die Ein¬ 
ladung gedankt und die Bedeutung 
der gegenseitigen solidarischen Un¬ 
terstützung betont. Es genüge nicht 
zu verhindern, dass die Täter der Ver¬ 
gangenheit in der Gegenwart zu Op¬ 
fern stilisiert werden. Größere Auf¬ 
merksamkeit von Antifaschisten sei 
notwendig, zumal der Inlandsgeheim¬ 
dienst „Verfassungsschutz“ immer 
wieder gezielt geschlafen habe, als es 
galt, Morde von Neonazis zu verhin¬ 
dern oder wenigstens aufzudecken. 
Piet Schouten, Vizepräsident der 
Federation Internationale des Re- 
sistants (FIR) und AFVN-BvA, ver¬ 
deutlichte, dass es ein großer Erfolg 


sei, das Gedenken an den Nazi-Grä¬ 
bern verhindert zu haben. Da es aber 
eine verbreitete ambivalente Haltung 
gegenüber solchen „Ehrungen“ gebe, 
seien weitere Aktivitäten notwendig. 
Die einmalige Absage sei keine Ga¬ 
rantie für die Zukunft. 

Hein van Kasbergen (NCPN) kriti¬ 
sierte, dass aus dem Gedenken für 
alle Bürger und Soldaten der Nie¬ 
derlande, die durch den Überfall Na¬ 
zi-Deutschlands umgekommen seien, 
ein Gedenktag gemacht würde, in den 
die Toten aller nachfolgenden militä¬ 
rischen Konflikte einbezogen würden. 
Das bedeute eine unzulässige Rela¬ 
tivierung der Opfer der Nazi-Herr¬ 
schaft. 

Das nationale „Dodenherdenking“ 
(Totengedenken) endete in Vörden 
wie auch in Amsterdam und anderen 
Städten mit zwei Schweigeminuten 
um 20 Uhr. 

U.K. 


Thema der Woche 


1. Mai international: 
Demonstrationen und 
andere Aktionen 



Millionen demonstrierten in der Ka¬ 
ribik und in Lateinamerika für ihre 
Rechte, Hunderttausende in den 
Staaten der Eurozone. In Andalusien 
besetzten an diesem Tag Arbeitslose 
Land. Es geht um „Brot, Arbeit und 
Freiheit!“ 
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Rene Gonzalez 
darf in Kuba 
bleiben! 


In einer großen Entwicklung im Fall 
der Cuban Five hat das Gericht einen 
zuerst im letzten Juni gestellten An¬ 
trag endlich bewilligt, wonach Rene 
Gonzalez erlaubt wird, den Rest sei¬ 
ner dreijährigen Bewährungsfrist 
in Kuba zu verbringen. Bisher hatte 
das Gericht von ihm verlangt, sich an 
einem geheimen Ort in Florida auf¬ 
zuhalten, wo er wegen der von Ter¬ 
roristen ausgehenden Lebensgefahr 
gezwungen war, im Verborgenen zu 
bleiben. 

Rene war für zwei Wochen nach Kuba 
gekommen, um an der Trauerfeier für 
seinen kürzlich verstorbenen Vater 
Cändido teilzunehmen. 

Renes Anwalt Phil Horowitz sagte: 
„Rene und ich sind glücklich darüber, 
dass er jetzt dauerhaft mit seiner Fa¬ 
milie zusammen sein kann. Renes bei¬ 
spielhaftes Verhalten zeigt, das diese 
Fünf nicht die Individuen sind, zu de¬ 
nen die Regierung sie machen wollte. 
Wir sind so glücklich und werden alle 
Schritte gemäß der Gerichtsanord¬ 
nung unternehmen.“ 

Die Gerichtsanordnung von Richterin 
Joan Lenard beschreibt die Voraus¬ 
setzungen für sein Recht, in Kuba zu 
bleiben. Die hauptsächliche Voraus¬ 
setzung ist, dass er seine US-Staats- 
bürgerschaft ablegt, was er bereits 
angeboten hatte. (Rene besitzt sowohl 
die kubanische als auch die US-Staats- 
bürgerschaft). Die US-Staatsbürger- 
schaft kann nach einer US-Bundes- 
verordnung außerhalb der Vereinig¬ 
ten Staaten abgelegt werden. 

Wir sind außerordentlich froh für 
Rene, der gemeinsam mit seinen Brü¬ 
dern der Cuban Five unangemessen 
dafür bestraft wurde, ein stolzer Ver¬ 
teidiger seines Volkes, seines Heimat¬ 



landes und der Kubanischen Revolu¬ 
tion zu sein. 

Diese Entwicklung muss allen Unter¬ 
stützern der Cuban Five ein starker 
Antrieb sein, den Kampf fortzusetzen, 
damit Gerardo, Ramön, Antonio und 
Fernando unverzüglich nach Hause 
zurückkehren können. 

Quelle: {Basta Ya! 
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Die Würde des Menschen 
ist antastbar 

Agenda 2010 - Not, Armut, Verfassungsbruch 


A ls vor zehn Jahren SPD und Grü¬ 
ne die Agenda 2010 auf den Weg 
brachten - bejubelt von CDU/ 
CSU, FDP und dem Arbeitgeberver¬ 
band da konnte nur geahnt werden, 
dass diese Gesetzesgrundlage dieses 
Land verändern wird. Deutschland hat 
heute den größten Niedriglohnsektor 
aller Zeiten. Dieser wiederum wird mil¬ 
lionenfach Menschen in unserem Land 
in bittere Altersarmut führen. 

3,1 Millionen Menschen werden An¬ 
fang Mai 2013 offiziell als arbeitslos 
ausgewiesen. Über 7,5 Millionen Men¬ 
schen müssen trotz eines Beschäfti¬ 
gungsverhältnisses Hartz-IV-Leistun- 
gen beantragen. Das nach dem mitt¬ 
lerweile vorbestraften Peter Hartz 
benannte Gesetz, hat Millionen Men¬ 
schen in unserem Land in Not und 
Elend gestürzt. Mittlerweile lebt der 
ehemalige Topmanager in seinem Haus 
in der Gemeinde Rehlingen-Siersburg 
an der Grenze zu Frankreich. Als mo¬ 
natliches (Renten)-Einkommen gab 
er beim Prozess gegen sich an: „Ich 
habe ein monatliches Einkommen 
von 25 000 Euro netto“ (Vom gefrag¬ 
ten Reformer zum vorbestraften Priva¬ 
tier, Bild.de vom 24. 4. 2013) - Zur Er¬ 
innerung: In Deutschland gibt es rund 
860 000 Obdachlose. Ab dem Jahr 2030 
erhalten Arbeitnehmer, die 2 500 Euro 
brutto im Monat verdienen und 35 Jah¬ 
re Vollzeit gearbeitet haben, eine Ren¬ 
te in Höhe des Grundsicherungsbetra¬ 
ges von 688 Euro, (stern.de 2. 9. 2012) 
„Leistungen des Staates kürzen, Eigen¬ 
verantwortung fördern und mehr Ei¬ 
genverantwortung von jedem Einzel¬ 
nen abfordern“, so Gerhard Schröder 
vor zehn Jahren. 

Heute gehen Spitzenfunktionäre der 
SPD hin und verteidigen die vor 10 Jah¬ 
ren eingeleiteten Maßnahmen, die ein¬ 
zig und alleine die Arbeiter und Ange¬ 
stellten und ihre Familien, die Rentner 
und Kinder in unserem Land treffen. 
Für Steinmeier war es „der Ausbruch 
aus der Abwärtsspirale Deutschlands“, 
für Sigmar Gabriel „war die Agenda 
sehr erfolgreich“ und die Generalsekre¬ 
tärin Nahles meint sogar, die Agenda 
2010 hat „unser Land vorangebracht“. 
(dradio.de am 13. 3. 2013) Dazu zäh¬ 
len sicher nicht: Lockerung des Kün¬ 
digungsschutzes, Flexibilisierung der 
Flächentarife, Liberalisierung der Zeit¬ 
arbeit, Minijobs und Ich-AGs und die 
Rente mit 67. Die Bezugsdauer des Ar¬ 
beitslosengelds I für unter 50-Jährige 
wurde auf 12 Monate reduziert und das 
Arbeitslosengeld II ersetzte die Sozial¬ 
hilfe für Erwerbsfähige und die bishe¬ 
rige Arbeitslosenhilfe. Von nun an hieß 
es: „Wer unter den üblichen Bedingun¬ 
gen des allgemeinen Arbeitsmarktes 
mindestens drei Stunden täglich arbei¬ 
ten könne, gilt als erwerbsfähig“. Der 
Jubel war im Jahr 2005 so groß, dass 
viele Kommunen bis zu 90 % der So¬ 
zialhilfebezieher als erwerbsfähig ein¬ 


stuften. Laut FAZ vom 24. 4. 2013 so¬ 
gar Komapatienten. Lassen wir ande¬ 
re Zahlen sprechen. Der Armuts- und 
Reichtumsbericht der Bundesregierung 
aus dem Jahr 2013 weist aus, dass über 
15 % (ca. 12 Millionen Menschen) der 
Bevölkerung in Armut leben. 2,5 Mil¬ 
lionen Kinder sind von Armut betrof¬ 
fen. Der Verein Armut und Gesundheit 
in Deutschland e.V. belegt, „dass arme 
Menschen kränker sind und dass Armut 
bedeutet, in einem der reichsten Länder 
der Erde früher sterben zu müssen“. 
Aber das alleine genügt wohl nicht. Es 
muss weiter gedemütigt, drangsaliert 
und sanktioniert werden. Seit Anfang 
April 2013 macht die Bundesagentur 
für Arbeit „Jagd“ auf kranke Hartz - 
IV-Bezieher. Die ärmsten der Armen 
werden weiter stigmatisiert und diffa¬ 
miert. „Der große Hartz-IV-Strafre- 



port“ titelt Bild.de am 2. 5. 2013 und 
am 24.4.2013 leitet Bild aus einem In¬ 
terview mit Gerhard Schröder in die 
Titelzeile ab: „Wer sich vorm Arbeiten 
drückt, muss mit Sanktionen rechnen.“ 
Laut Statistik der Bundesagentur für 
Arbeit verhängten im Jahre 2012 die 
Jobcenter in Deutschland 1 025 Millio¬ 
nen Hartz-IV Sanktionen. In den meis¬ 
ten Fällen wird der Regelsatz (ab 2013 
382 Euro) einschließlich der Kosten 
der Unterkunft und Heizung gekürzt. 
10 % bis 100 % keine Seltenheit. Es 
gibt keine Statistik darüber, wie viele 
Menschen wegen dieser Hartz-IV-Ge- 
setze ihr Leben gelassen haben. Zu¬ 
letzt verstarb nach einer Zwangsräu¬ 
mung in Berlin, die mit Hilfe von 140 
Polizeibeamten durchgeführt wurde, 
die schwerbehinderte Rentnerin Ro¬ 
semarie F. 

Inge Hannemann, Arbeitsvermitt¬ 
lerin in einem Hamburger Jobcen¬ 
ter sagt in einem Interview in „Die 
Linke im Bundestag - Im Wortlaut“: 
„Die Hartz-IV-Gesetze schränken die 
Grundrechte der Menschen ein und 
stellen somit eine in ihrem Kern de¬ 
mokratiefeindliche Gesetzgebung dar.“ 
Frau Hannemann hatte sich geweigert 
Sanktionen gegen Hartz-IV-Bezieher 
durchzusetzen, mittlerweile wurde sie 
von der Arbeitsagentur von der Ar¬ 
beit „freigestellt“. Die Kündigung ei¬ 
ner kritischen und engagierten Kolle¬ 
gin. Wohl dem - „der eine Wurstfabrik 
in der Schweiz hat“. D.H.B. 


Wasser muss in öffentlicher 
Hand bleiben: 

Erste Europäische Bürgerinitiative erfolgreich 


Die Europäische Bürgerinitiative 
für das Menschenrecht auf Zugang 
zu Wasser und sanitärer Grundver¬ 
sorgung hat gestern die letzte Hürde 
genommen. Die formalen Anforde¬ 
rungen für eine Anhörung durch die 
EU-Kommission - mindestens 1 Mil¬ 
lion Unterschriften europaweit und 
mindestens sieben Länder mit Min¬ 
destquorum (Anzahl der MdEP pro 
Land x 750) - sind erfüllt. „Das ist ein 
großartiger Erfolg unserer Mitglieder 
und vieler Aktiver, die seit einem Jahr 
in unzähligen Veranstaltungen für das 
Menschenrecht auf Wasser und Was¬ 
serversorgung in öffentlicher Hand ge¬ 
worben haben“, so ver.di-Bundesvor- 
standsmitglied Erhard Ott. 
ver.di fordert die Bundesregierung 
deshalb erneut auf, sich am 6. Mai in 
den Trilog-Verhandlungen gegenüber 


der EU-Kommission dafür einzuset¬ 
zen, dass die Wasserwirtschaft aus der 
Dienstleistungskonzessionsrichtlinie 
herausgenommen wird. „Die Bundes¬ 
regierung sorgt bisher mit ihrem Vor¬ 
gehen in Brüssel dafür, dass das gut 
funktionierende und bewährte Sys¬ 
tem der Wasserversorgung in Deutsch¬ 
land in Frage gestellt wird“, kritisiert 
Ott. „Gegen den erklärten Willen der 
Bevölkerung gefährdet sie die Sicher¬ 
heit und Qualität der Trinkwasser¬ 
versorgung. Gemeinsam mit unseren 
Bündnispartnern (u.a. Grüne Liga e.V., 
BUND, Nabu, arche nova e.V., EcoMu- 
jer e.V., attac, Campact und der DGB) 
im Kampf für öffentliche Wasserver¬ 
sorgung arbeiten wir weiter daran, 
den Willen der Mehrheit durchzuset¬ 
zen. Jede Unterschrift zählt auch wei¬ 
terhin!“ 


Streiks bei Dehner werden ausgeweitet 

Dehner Gartencenter-Beschäftigte kämpfen 
seit vier Jahren für ihre Tarifverträge 


Seit fast vier Jahren kämpfen die Be¬ 
schäftigten der Dehner Gartencenter 
für ihre Existenzsicherung durch Tarif¬ 
bindung im Einzelhandel. Nach dem 
erfolgreichen Streikauftakt an Ostern 
werden am 2. Mai die Streiks fortge¬ 
setzt und ausgeweitet. Betroffen sind 
Betriebe in Bayern, Baden-Württem¬ 
berg und Hessen. Bestreikt werden 
die Gartencenter in Augsburg Acker- 
mannstr., Königsbrunn, Neu-Ulm, Sen¬ 
den, Memmingen, Kaufbeuren, Kemp¬ 
ten, München Trudering (alle Bayern), 
Lahr und Weil am Rhein (Baden-Würt¬ 
temberg) und Dietzenbach (Hessen). 
„Schon beim ersten Streik haben die 
Beschäftigten deutlich gemacht, wie 
wichtig geschützte existenzsichern¬ 
de Mindestbedingungen, wie sie Ta¬ 
rifverträge bieten, sind. Tarifbindung 
schützt die Menschen und ihre Fami¬ 
lien und stellt sich dem ruinösen Ver¬ 
drängungswettbewerb im Einzelhan¬ 
del entgegen“, so Thomas Gürlebeck, 
ver.di Streikleiter aus Augsburg und 
ver.di Unternehmensbetreuer von 
Dehner. „In Gesprächen haben die 
Beschäftigten ihre Verärgerung klar 
gemacht, weil sie hervorragende Leis¬ 
tungen gebracht haben und sich die 
Unternehmensleitung auf Kosten der 
Belegschaft saniert hat und trotz her¬ 
vorragender Gewinne die Tarifbin¬ 
dung verweigert wird“ beschreibt Ma¬ 
nuela Schraut, Streikleiterin in Kemp¬ 
ten die Stimmung bei den Streikenden. 
„Seit vier Jahren kämpfen die Be¬ 
schäftigten um ihre existenzsichern¬ 
den Tarifverträge. Sie haben mit ihren 
Aktionen Mut und Entschlossenheit 
gezeigt. Ihre ungeheure Ausdauer ist 
bewundernswert“, erklärte Victoria 
Sklomeit, Streikleiterin in München. 
„Besonders übel wirkt sich die Kündi¬ 
gung der Manteltarifverträge durch die 
Arbeitgeberverbände auf die Dehner- 
Beschäftigten aus. Damit sind auch die 
wichtigen Schutzregelungen aus dem 


Manteltarifvertrag nur mehr in der 
Nachwirkung für ver.di Mitglieder“ er¬ 
klärt Doris Below, ver.di Streikleiterin 
in Lahr und Weil am Rhein. 

„Der Mut, die Entschlossenheit und 
die gemeinsame Betroffenheit machen 


Die Unternehmensleitung hatte am 20. März 
2009 die Tarifbindung beim Landesverband 
des Bayerischen Einzelhandels (LBE) durch 
eine sogenannte OT-Erklärung (0T = Ohne 
Tarifbindung) gekündigt. Dies wurde den 
Betriebsräten und Beschäftigten aber erst 
nach der Landesgartenschau und nach dem 
Ende der Tarifrunde im bayerischen Einzel¬ 
handel am 20. August 2009 mitgeteilt. 

Mit vielfältigen Aktionen der Beschäftigten 
haben sie immer wieder ihrer Forderung 
nach Existenzsicherung durch Tarifverträ¬ 
ge mit Tarifbindung Nachdruck verliehen. 
Auch Kunden solidarisierten sich in E-mails, 
Briefen und Leserbriefen. Mit einer Protest¬ 
kartenaktion, an der sich mehr als 30000 


die Streikenden bei Dehner zu einem 
guten Vorbild für den laufenden Tarif¬ 
konflikt im Einzelhandel“, so Heiner 
Reimann, ver.di Streikleiter in Diet¬ 
zenbach. 


Kundinnen und Kunden solidarisiert haben, 
wurde der Protest gegen die Tarifflucht 
fortgeführt. Mittlerweile gibt es ein breites 
Bündnis an Solidarität für die Beschäftigten 
in ihrem Kampf um geschützte Arbeitsbe¬ 
dingungen durch Tarifverträge, welches von 
den Arbeitnehmerorganisationen der katho¬ 
lischen und evangelischen Kirche, anderen 
Gewerkschaften und Betriebsräten wichti¬ 
ger Betriebe am Stammsitz des Unterneh¬ 
mens unterstützt wird. 

In der Frühjahrssaison 2010 zeigten die Be¬ 
schäftigten mit über 80 Streikaktionen be¬ 
reits ihre Entschlossenheit im Kampf um die 
Tarifbindung. 2011 setzten sie die Streiks 
wieder während der laufenden Saison fort. 


www.verdi-bayern.de 



Hintergrund: 


Den Mund zwar gespitzt, aber leider nicht gepfiffen! 

Anmerkungen zur notwendigen Auswertung der Tarifrunde 2013 bei der Deutschen Post AG 


Offiziell ist die Tarifrunde 2013 bei der 
Deutschen Post beendet. In den Be¬ 
trieben jedoch hat die Diskussion über 
den Verlauf der Tarifrunde und deren 
Ergebnis erst begonnen. Dies zeigten 
auch die Diskussionen unter den Post- 
lerlnnen die sich zur 1. Mai Kundge¬ 
bung des DGB auf dem Frankfurter 
Römerberg getroffen hatten. 

Zwar wird das erzielte Ergebnis in 
den Betrieben durchaus positiv gese¬ 
hen, bei den Kolleginnen und Kolle¬ 
gen die aktiv in die Warnstreikmaß¬ 
nahmen eingebunden waren wird der 
Abschluss aber eher kritisch bewertet. 
Gemessen an der Forderung nach 6 % 
Lohnerhöhung (der FB 10 des hessi¬ 
schen Landesbezirks von ver.di hatte 
Anfang 2013 eine 8 prozentige For¬ 
derung an die Bundestarifkommissi¬ 
on gemeldet) nimmt sich das erzielte 
Ergebnis von ca. 3,4 % (ab 1. August 
2013 3,1 % und zum 1. Oktober 2014 
2,6 %) eher bescheiden aus. Besonders 
kritisiert wird die lange Laufzeit von 
26 Monaten. 

Wenn man eine jährliche Inflationsrate 
von 2 % unterstellt, wird es nicht zu ei¬ 
ner nennenswerten Erhöhung der Bin¬ 
nennachfrage kommen, so wie dies von 
der Abteilung Wirtschaftspolitik beim 
ver.di Bundesvorstand zu Recht in di¬ 
versen Publikationen bezüglich der 
Euro- und EU-Krise gefordert wird. 
Die ökonomischen Eckdaten (sowohl 
auf betrieblicher wie auch auf volks¬ 
wirtschaftlicher Ebene) verlangten ei¬ 
gentlich ein höheres Ergebnis. Mit dem 
Abschluss wird wahrscheinlich ledig¬ 
lich die Inflationsrate und ein Teil des 
Produktivitätszuwachses in den nächs¬ 
ten zwei Jahren ausgeglichen werden. 
Von einer Umverteilungskomponente 
kann bei diesem Tarifabschluss keine 
Rede sein. Die Kaptalseite kann sich 
die Hände reiben, so wurden kürzlich 
laut Manager „magazin online“ vom 5. 
4. 2013 846 Millionen Euro Dividen¬ 


den für 2012 an die Aktionäre der Post 
AG ausgeschüttet. In der Frankfurter 
Rundschau vom 27/28.4.2013 war un¬ 
ter der Schlagzeile „Post zahlt mehr 
Geld - Lohnerhöhung schon einkalku¬ 
liert“ zu lesen, dass die Post AG bei der 
Planung der Geschäftszahlen für 2013 
einen operativen Gewinn von 2,9 Milli¬ 
arden Euro erwartet. Bei ihren Planun¬ 
gen hatte die Post die Tariferhöhung 
bereits einkalkuliert. Die Unterneh¬ 
mensleitung hat bereits angekündigt, 
vor allem im Briefbereich, die erzielte 
Tarifeinigung durch eine weitere Leis¬ 
tungsverdichtung wieder wettmachen 
zu wollen. 

Mit diesem Tarifergebnis wird der sich 
abzeichnenden Altersarmut (vor allem 
bei den unteren Entgeltgruppen) nicht 
zu begegnen sein, dies war jedoch eine 
Forderung zu Beginn der Tarifrunde, 
wie sie auf einer Veranstaltung Ende 
November 2012 im Frankfurter Ge¬ 
werkschaftshaus von Betriebsräten aus 
verschiedenen hessischen Brief- und 
Frachtzentren vorgetragen wurde. Insge¬ 
samt war die aktuelle Tarifrunde bei der 
Post von gewerkschaftlicher Seite eher 
von einem defensiven Charakter ge¬ 
prägt. Nun geht es darum, die Tarifrun¬ 
de 2013 in den Betrieben intensiv aus¬ 
zuwerten und diese Auswertung auch in 
den bezirklichen und landesbezirklichen 
Gremien des FB 10 von ver.di zu orga¬ 
nisieren und entsprechende Veranstal¬ 
tungen (Tarifpolitische Konferenzen) 
einzufordern. Dies ist deshalb so wich¬ 
tig, weil es bei der nächsten Tarifrunde 
2015 nicht nur um eine Entgeltforderung 
gehen wird, sondern auch Regelungen 
zum Verzicht auf betriebsbedingte Kün¬ 
digungen dann neu zu verhandeln sind. 
Man kann sich jetzt schon ausrechnen, 
welches Druckpotential der Kapitalsei¬ 
te dann in Bezug auf eine nennenswer¬ 
te Tariferhöhung zur Verfügung stehen 
wird. Hier gibt es übrigens Berührungs¬ 
punkte zu dem aktuellen Tarifabschluss 


bei der Lufthansa. Vielleicht gelingt es 
ja in 2015, dass zwei ver.di Fachbereiche 
gemeinsam in die Tarifauseinanderset¬ 
zung gehen. 

Dem defensiven Charakter von Ta- 
rifauseinadersetzungen ist eine Kon¬ 
zeption der offensiven Tarifpolitik 
entgegenzusetzen, hier sind die pro¬ 
gressiven Kräfte in den Gewerkschaf¬ 
ten gefordert, die eine solche Debat¬ 
te verstärkt anstoßen und einfordern 
müssen. Hier geht es dann u.a. darum 
die betriebliche Basis noch stärker als 
bisher in die tarifpolitische Auseinan¬ 
dersetzung und Entscheidungsmecha¬ 
nismen einzubinden und die Koordi¬ 
nierung der Tarifrunden in den ver.di 
Fachbereichen besser zu organisieren. 
Weiterhin geht es um eine Politisierung 
anstehender Tarifrunden im Rahmen 
einer gesellschaftlich angelegten und 
gemeinsam mit den sozialen Bewe¬ 
gungen entwickelten und getragenen 
Umverteilungspolitik. Ein Ziel in die¬ 
sem Bündnis muss dann auch die Stär¬ 
kung der Einheitsgewerkschaft als Or¬ 
ganisator und Interessenvertreter der 
Lohnabhängigen sein. Hier gilt dann 
auch der Satz aus dem Leitantrag des 
alten Parteivorstandes der DKP an 
den 20. Parteitag „Wir verteidigen die 
Einheitsgewerkschaft gegen jeden Ver¬ 
such der Spaltung.“ 

Neben der Tarifpolitik ist auch die Ar¬ 
beitszeitpolitik verstärkt auf die Agen¬ 
da der betrieblichen und gewerkschaft¬ 
lichen Debatten und Aktionen zuset¬ 
zen, hier gibt die Beschlussfassung des 
letzten ver.di Bundeskongresse einiges 
an Diskussionsstoff her. 

Dieser Prozess kann nur von den pro¬ 
gressiven Kräften in den Gewerkschaf¬ 
ten organisiert und vorangebracht 
werden und hier muss dann auch die 
Auseinandersetzung mit den sozial¬ 
partnerschaftlichen Strategien gesucht 
werden. 

Falk Prahl 
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„Es gibt nur eine Möglichkeit diesen Kampf 

zu gewinnen“ 

Wie wir die Beschäftigten im Einzelhandel unterstützen können 


Z um 30.4. wurden bundesweit (au¬ 
ßer in Hamburg) die Manteltarif¬ 
verträge im Einzelhandel seitens 
des Handelsverbandes Deutschland 
(HDE) gekündigt. Die Unternehmer 
im Einzelhandel behaupten durch die 
Kündigung des Manteltarifs notwendi¬ 
ge „Aktualisierungen“ durchzuführen, 
sie wollten den Tarifvertrag „zeitge¬ 
mäß“ gestalten. Das ist aus ihrer Sicht 
verständlich: Die Umsätze im Einzel¬ 
handel stagnieren gerade nahezu. Die 
Pleiten von Karstadt/Quelle und Schle¬ 
cker sind nur zwei Beispiele des erbar¬ 
mungslosen Konkurrenzkampfs um die 
Profite. Was das bedeutet, berichtet ein 
Verkäufer von New Yorker beim Ak¬ 
tionstag von ver.di am 24. 4. in Han¬ 
nover: „Im schlimmsten Fall würde die 
Arbeitszeit auf bis zu 60 Stunden in der 
Woche verlängert, die Wochenend- und 
Nachtzuschläge wegfallen und die Ur¬ 
laubszeit auf 24 Tage im Jahr gekürzt.“ 
ver.di spricht von einem Generalangriff 
auf die ca. 3 Millionen Beschäftigten. 
Spätöffnungszuschläge, Mehrarbeit, 
Überstunden, Freistellungen und Ur¬ 
laub, alles was fest geregelt war, steht 
nun wieder zur Diskussion. Und das 
in einer Branche, die gewerkschaftlich 
schwach organisiert ist, wo Interessen¬ 
vertretungsstrukturen in den Betrieben 
kaum vorhanden sind und von den Ka¬ 
pitalisten hart bekämpft werden, wie 
zuletzt bei Edeka und Netto deutlich 
wurde. Es wird also ein harter Kampf 
sein, auf den sich unsere Kolleginnen 
einstellen müssen. 

Gegenwehr entwickeln 

Doch es gibt Erfolge zu verbuchen. Un¬ 
ter dem Motto „5 vor 12“ hat ver.di bis 
zum Auslaufen des Tarifvertrages eine 
Kampagne zur Aufklärung und Mitglie¬ 
dergewinnung gestartet. Jakob (verdi 
Hannover) erklärt, worum es geht: „Für 
alle Beschäftigten, die bis zum 1. Mai 
ver.di-Mitglied werden, wirkt der alte 
Tarifvertrag nach. Wir gehen deswe¬ 
gen in die Betriebe, um die Kollegen 
zu informieren und über den Angriff 
auf ihren Tarifvertrag aufzuklären. Au¬ 
ßerdem führen wir gemeinsam mit der 
SDAJ eine Informationsveranstaltung 
zum Thema durch.“ Die ver.di-Kam- 
pagne verzeichnet bundesweit Erfolg: 


Es ist 1 Minute vor 12 


Die Arbeitgeber im 
Einzelhandel haben den 
Manteltarifvertrag zum 
30. April gekündigt! 

Wekhe Folgen das für dich hat und 
was es zu tun gilt, erfährst du hier. 



Es konnten viele neue Verdimitglie¬ 
der gewonnen werden. Wenn es gelingt, 
die Mitglieder und die unorganisierten 
Kolleginnen zu Aktionen zu bewegen, 
könnte der Angriff der Kapitalisten ab¬ 
gewehrt werden. Das ist jedoch gar nicht 
so einfach, denn viele Kolleginnen und 
Kollegen haben Angst vor den Konse¬ 
quenzen seitens der Geschäftsführun¬ 
gen, lassen sich von den Beschwichti¬ 
gungen der Unternehmer einlullen oder 
denken die Auseinandersetzung beträfe 
sie gar nicht. Im Einzelhandel sind nur 
ca. 50 % der Unternehmen im Arbeitge¬ 
berverband und damit an den Tarifver¬ 
trag gebunden. Trotzdem werden in vie¬ 
len Unternehmen die tariflichen Leis¬ 
tungen gezahlt. Den Kolleginnen und 
Kollegen muss erst aufgezeigt werden, 
dass die Kündigung des Manteltarifver¬ 
trages ein Angriff auf die Arbeitsbedin¬ 
gungen aller Beschäftigten im Einzel¬ 
handel ist. Eine Vertrauensfrau bei Net¬ 
to Essen, meint: „Es gibt also nur eine 
Möglichkeit diesen Kampf zu gewinnen, 
wenn die Kolleginnen und Kollegen sich 
endlich als Gemeinschaft sehen und 


nicht nur sich selbst. Oder wie unsere 
Geschäftsleitungen meinen: Alles nur 
individuelle Probleme!“ 

Unterstützung notwendig 

Da die betriebliche Organisation im 
Einzelhandel überwiegend schwach 
ausgeprägt ist, setzt die Gewerkschaft 
unter anderem auf die Ansprache der 
Beschäftigten von außen. In den letzten 
Wochen gab es in vielen Städten Tou¬ 
ren durch verschiedene Filialen, bei 
denen die Kolleginnen auf den Ablauf 
des Tarifvertrages hingewiesen und 
die Konsequenzen aufgezeigt werden 
sollten. Im weiteren Verlauf der Ver¬ 
handlungen wird es notwendig sein, 
gemeinsam mit den Aktiven aus den 
Filialen öffentliche Aktionen durchzu¬ 
führen. „Als SDAJ haben wir in den 
letzten Wochen die Erfahrung gemacht, 
dass Hilfe dabei dankbar angenommen 
wird. Unterstützung beim Flyer vertei¬ 
len, Aktionen vor Filialen durchführen, 
Transparente malen oder eine Informa¬ 
tionsveranstaltung organisieren“, meint 
Jan (SDAJ Göttingen), „an allen Enden 


wird die per¬ 
sonelle Un¬ 
terstützung 
dringend ge¬ 
braucht.“ 

In den nächs¬ 
ten Wochen 
(und vermut¬ 
lich Mona¬ 
ten) wird es 
bundesweit 
Streikaktio¬ 
nen rund um 
die Tarifver¬ 
handlungen 
geben. Die 
Unterneh¬ 
mer werden 
versuchen 
ihren Ge¬ 
neralangriff 
auf einen re¬ 
lativ schwa¬ 
chen Teil der 
Lohnabhän¬ 
gigen durch¬ 
zusetzen. 
Und davon 
werden sie 
sich durch Bitten nicht abbringen las¬ 
sen. Es geht jetzt darum die Kampf¬ 
bereitschaft der 3 Millionen Beschäf¬ 
tigten im Einzelhandel zu stärken. 
Die Unternehmer mit ihrem Verband 
HDE sind sich einig: Sie wollen ihre 
Konkurrenzbedingungen auf Kosten 
der Beschäftigten verbessern und ihre 
Profite durch verschärfte Ausbeutung 
weiter erhöhen. Die Eigentümerfami¬ 
lien der Handelskonzerne wie ALDI 
oder Tengelmann gehören schon lan¬ 
ge zu den reichsten der BRD. Während 
ihr privater Reichtum weiter wächst, 
drücken sie die Löhne der Beschäftig¬ 
ten - das ist ein altes kapitalistisches 
Gesetz. Die Beschäftigten werden dem 
ihre Einigkeit und ihre Bereitschaft 
zum Widerstand entgegensetzen müs¬ 
sen, um die Entgeltforderungen durch¬ 
zusetzen und gleichzeitig alle Angriffe 
auf den Manteltarifvertrag abzuweh¬ 
ren, ohne sich auf schwammige Kom¬ 
promisse einzulassen. Dabei können 
sie „jede Hilfe gebrauchen“, wie die 
Kollegin von Netto aus Essen weiß. 

AG Arbeiterjugendpolitik der SDAJ 


Ohrfeige für die 
Beschäftigten 

Warnstreik bei 
Versicherungen 

Nicht einmal zwei Stunden war es den 
Arbeitgebern wert, über die Gehälter 
ihrer Beschäftigten in den ersten Tarif¬ 
gesprächen zu verhandeln, dann pack¬ 
ten sie ihre Koffer. Sie hinterließen ein 
völlig unzureichendes Angebot von ge¬ 
rade mal umgerechnet 1,8 Prozent. 
Noch kein Ergebnis gibt es nach der 
zweiten Verhandlungsrunde bei Ver¬ 
sicherungen. Nun erhöht ver.di den 
Druck. Gestreikt wurde am 7. Mai, in 
München vor der Allianz-Hauptver¬ 
sammlung im Olympiapark. Ab 9 Uhr 
fand eine ver.di-Kundgebung vor dem 
Eingang Olympiahalle München-Ost 
statt. Der Streik dauerte bis 12 Uhr. 
Die Beschäftigten der Münchener 
Versicherer waren aufgerufen, sich 
zu beteiligen. Die Verhandlungen für 
die rund 172 000 Versicherungsange¬ 
stellten des Innendienstes sind auf den 
7. Juni vertagt. 

„Die Arbeitgeber haben ein völlig un¬ 
zureichendes Angebot vorgelegt, das 
keine soziale Komponente für untere 
Gehaltsgruppen und Auszubildende 
beinhaltet und das insgesamt viel zu 
niedrig ist“, sagte ver.di-Bundesvor- 
standsmitglied und Verhandlungsfüh¬ 
rerin Beate Mensch. Sie forderte die 
Versicherungsunternehmen auf, die 
Beschäftigten angemessen an den gu¬ 
ten Ergebnissen der Versicherungen zu 
beteiligen. 

Bereits im Vorfeld der Tarifverhand¬ 
lungen hatte es Warnstreiks in Ham¬ 
burg und Kiel gegeben, sowie betrieb¬ 
liche Aktionen in Versicherungsun¬ 
ternehmen in Köln, Düsseldorf und 
Münster und weitere Protestaktionen 
in Stuttgart und Karlsruhe. Nun star¬ 
tet die zweite Warnstreikwelle in Mün¬ 
chen. Tina Scholze, ver.di-Gewerk- 
schaftssekretärin für den Bereich Ver¬ 
sicherungen in München sagte: „Wenn 
sich Vorstände satte Vergütungszu¬ 
wächse von 40 Prozent, wie bei der 
Allianz, einstreichen, ist es doch eine 
Ohrfeige für die Beschäftigten, wenn 
diesen nur 1,8 Prozent für die nächsten 
2,5 Jahre angeboten wird.“ 
ver.di fordert für die Beschäftigten 6,5 
Prozent mehr Gehalt, mindestens je¬ 
doch 160 Euro, bei einer Laufzeit von 
zwölf Monaten. Auszubildende sollen 
für jedes Ausbildungsjahr 60 Euro mo¬ 
natlich mehr erhalten. 


Ein Mix aus Militärschädeln, Rüstungsindustriellen und reaktionären Politikern 

Gipfel der europäischen Rüstungs-Lobby tagte in Berlin 


Es war ein Gipfeltreffen der besonde¬ 
ren Art. Die Münchner Sicherheits¬ 
konferenz (MSC) lud Ende April über 
100 handverlesene Vertreter des euro¬ 
päischen Militär-Industrie-Komplexes 
zum ersten „Future of European De- 
fence Summit“ nach Berlin ein: „Füh¬ 
rungspersönlichkeiten aus Politik, Mi¬ 
litär und Wirtschaft“ berieten über die 
„Zukunft der europäischen Vertei¬ 
digung“ (ms c-Pr es semitteilung, 26. 4. 
2013). Darunter waren hochrangige 
Vertreter der NATO (NATO-Ober- 
befehlshaber Admiral James Stavidis; 
General Domröse, Oberbefehlshaber 
des Allied Joint Force Command), 
EU-Militärreprepräsentant General 
de Roussiers sowie der Rüstungsin¬ 
dustrie, wie EADS-CEO Thomas En- 
ders. Die Schirmherrschaft hatte der 
frühere NATO-Generalsekretär und 
„Hohe Vertreter Der EU-Außen- und 
Sicherheitspolitik“, Javier Solana, über¬ 
nommen. 

Die Tagung der Spitzenmilitärs und 
Rüstungs-Top-Manager machte aus 
ihrem Lobby-Charakter mit klarem 
Ziel im Visier keinen Hehl: „Denn 
über die Zukunftsfähigkeit unseres 
gemeinsamen Sicherheitsbeitrags und 
unserer Verteidigungsindustrie wer¬ 
den im Dezember 2013 die Staats- und 
Regierungschefs im europäischen Rat 
entscheiden“, formulierten der Vorsit¬ 
zende der Münchner Sicherheitskonfe¬ 
renz, Wolfgang Ischinger und der Chef 
des Luftfahrt- und Rüstungskonzerns, 
Thomas Enders in einem gemeinsa¬ 


men Handelsblatt- Artikel (26.4.2013) 
zum Auftakt des Defence Summits. 
Und da gilt es Druck zu machen und 
Weichen zu stellen. Ein Roundtable 
mit einem ähnlichen Mix aus Militär¬ 
schädeln, Rüstungsindustriellen und 
reaktionären Politikern, im Dezem¬ 
ber im Berliner Adlon-Hotel, war vo¬ 
rangegangen, weitere Veranstaltungen 
werden folgen. Denn bereits bis zum 
September 2013 muss die EU-Außen- 
beauftragte Catherine Ashton den 
Staats- und Regierungschefs der 27 
Mitgliedsländer vorschlagen, „wie die 
Europäische Sicherheits- und Verteidi¬ 
gungspolitik (EVSP) gestärkt und die 
Verfügbarkeit der zivilen und militäri¬ 
schen Fähigkeiten für Einsätze in Kri¬ 
sengebieten verbessert werden kann“ 
(SZ, 21.12. 2013). Das ist die Vorgabe 
des EU-Gipfels vom Dezember 2012. 
Bei den Treffen im „informellen Rah¬ 
men“ (Ischinger) soll festgeschrieben 
werden, worauf es den Militärs und Fa¬ 
brikanten des Todes ankommt. Wolf¬ 
gang Ischinger und Thomas Enders 
geben in ihrem Handelsblatt- Artikel 
schon mal den Tagesbefehl aus: „Eu¬ 
ropa muss mehr in die Sicherheit in¬ 
vestieren“, fordern sie bereits in der 
Schlagzeile (HB 26. 4. 2013). Und be¬ 
dauern, dass im Rahmen der Finanz- 
und Schuldenkrise die europäischen 
Verteidigungsbudgets seit 2009 „um 
durchschnittlich rund 12 Prozent ge¬ 
sunken“ seien. Für Deutschland trifft 
das schon mal nicht zu: Hier ist der 
Rüstungsetat 2013 gegenüber 2009 


um fast 7 % auf 33,26 Milliarden Euro 
gestiegen. Die höchsten Ausgaben für 
Wehr und Waffen aller Friedenszeiten. 
Durch die Kürzungen der Etats quer 
durch die EU-Länder sei eine „Fähig¬ 
keitslücke“ entstanden. Sprich! Die 
Armeen der EU-Länder seien nicht 
mehr zu allen kriegerischen Handlun¬ 
gen in der Lage. Umgekehrt aber hät¬ 
ten „nicht zuletzt die Einsätze in Li¬ 
byen und Mali“ gezeigt, dass „sich das 
sicherheitspolitische Umfeld unvor¬ 
hersehbar entwickelt und somit auch 
in Zukunft immer wieder neue An¬ 
forderungen an die Koordination und 
Effektivität europäischer militärischer 
Fähigkeiten stellen wird“. (Ischinger in 
MSC Monthly Mind, Dezember 2012). 
Die Zauberformel von Ischinger/ 
Enders für die Zukunft der europäi¬ 
schen Verteidigung und Rüstung lau¬ 
tet: „Europa muss auch bei Sicherheit 
und Verteidigung raus aus der Klein¬ 
staaterei uns rein ins ,Pooling and Sha¬ 
ring 4 (Bündeln und Teilen)“ (HB, 26. 
4. 2013) - also die Zusammenlegung 
und gemeinsame Nutzung von Kapazi¬ 
täten. Was natürlich mit der Einschrän¬ 
kung der Souveränität insbesondere 
kleinerer EU-Staaten verbunden ist, 
den Großstaaten noch mehr Gewicht 
gibt. Aber es gelte den „Verteidigungs¬ 
markt (zu) erhalten und (zu) restruktu- 
rieren“ die Rüstungsindustrie zu stär¬ 
ken. Ischinger/Enders weisen darauf 
hin, dass man sich in Europa sechsmal 
so viele Waffensysteme leiste, wie die 
Amerikaner. Zudem zeigten aktuelle 


Analysen von McKinsey, dass man in 
40 % der Systemkategorien gut dop¬ 
pelt so viele Wettbewerber wie in den 
USA habe (wobei deren Rüstungsaus¬ 
gaben 2,5 mal so hoch seien). „Wir sind 
in vielen Bereichen zu klein, um uns 
weitere Fragmentierung und geringe 
Losgrößen leisten zu können“. 
Spätestens hier wird klar, weshalb die 
Münchner Sicherheitskonferenz für 
den Defence-Summit mit dem „Know¬ 
ledge Partner“ McKinsey&Company 
kooperiert. „Die Sicherheitskonferenz 
und McKinsey als Knowledge-Partner 
bringen zu diesem Thema ein breites 
Netzwerk und relevantes Fachwissen 
zusammen, um den Gedankenaus¬ 
tausch zwischen hochrangigen Ent¬ 
scheidungen zu befördern“ (msc-pres- 
semitteilung, 25.4.2013). McKinsey hat 
in der Tat Erfahrungen bei Rationali¬ 
sierungen und vor allem der Zusam¬ 
menlegung und Strukturbereinigun¬ 
gen von Kapazitäten im Rahmen der 
Übernahme von Firmen und Konzer¬ 
nen. Warum sollte dieses knowledge 
nicht bei der Konzentration der euro¬ 
päischen Rüstungsindustrie auf einige 
Rüstungs-Großkonzerne - allen voran 
EADS-Cassidian und BAE Systems - 
Anwendung finden können?! Dabei 
gelte es „Souveränität gegen Hand¬ 
lungsfähigkeit einzutauschen“, heißt 
es in dem Ischinger/Enders-Text. Im 
Klartext bedeutet das: Die kleineren 
Staaten haben in Zukunft auf eigene 
Rüstungskapazitäten zu verzichten 
und im Übrigen in einer künftigen eu¬ 


ropäischen wehrtechnischen Industrie 
nichts mitzureden. Ischinger/Enders 
fordern, dass Deutschland, Frankreich 
und Großbritannien die Initiative er¬ 
greifen und sich auf drei Aspekte „der 
gemeinsamen Verteidigung verstän¬ 
digen“: 1. „Bündelung und Teilung“; 
2. „Souveränität gegen Handlungsfä¬ 
higkeit einzutauschen“; 3. „Führt kein 
Weg an Konsolidierung und Privatisie¬ 
rung vorbei“. Nur mit höheren Skalen 
könne man „mit unserer guten Techno¬ 
logie bestehen“. Dazu sei es auch not¬ 
wendig, dass die European Defence 
Agency (EDA) eigene Budgets und 
das Mandat zum Management von 
Forschungs- und Entwicklungspro¬ 
grammen erhält. Die EDA könnte da¬ 
mit von sich aus Waffenentwicklungen 
einleiten, finanziert aus den Beiträgen 
der einzelnen EU-Länder. 

Im Dezember dieses Jahres sollte ein 
solches europäisches Rüstungs- und 
Militärprogramm ä la militärisch-in¬ 
dustriellem Komplex von den Staats¬ 
und Regierungschefs auf den Weg 
geschickt werden. EU-Kommissions- 
präsident Barroso könnte dann seine 
Weihnachtsbotschaft vom Vorjahr er¬ 
neuern und konkretisieren: Er hatte 
darin „die Hoffnung auf die Rüstungs¬ 
industrie gesetzt: Die werde gute Ar¬ 
beitsplätze für Jugendliche schaffen“ 
(Heribert Prantl, SZ, 24.12. 2012). Die 
5,7 Millionen arbeitslosen jungen Eu¬ 
ropäer unter 25 Jahren haben also wie¬ 
der eine Zukunftsperspektive. 

Fred Schmid,isw 



4 Freitag, 10. Mai 2013 


Initiative zieht positive Bilanz 
zum Infotag in Bad Nenndorf 

Die Initiative „Kein Naziaufmarsch in 
Bad Nenndorf 4 lud Ende April unter 
dem Motto „Lasst uns reden ...“zu ei¬ 
nem Infotag in Bad Nenndorf ein. Im 
Vordergrund stand der Austausch mit 
den Bad Nenndorferinnen über Stra¬ 
tegien gegen den jährlich dort stattfin¬ 
denden Naziaufmarsch. Dazu kamen 
rund 30 Menschen zusammen, darunter 
der Bundestagsabgeordnete des Wahl¬ 
kreises Nienburg/Schaumburg und 
Vorsitzende des NSU-Untersuchungs- 
ausschusses, Sebastian Edathy. 

Das Bündnis Bad Nenndorf ist bunt 
veranschaulichte anhand von Fotos 
die Protestaktionen der Bad Nenndor- 
ferlnnen in den vergangenen Jahren. In 
der anschließenden Diskussion zeigte 
sich, dass diese sich durch den Naziauf¬ 
marsch und die damit einhergehenden 
Polizeimaßnahmen massiv gestört füh¬ 
len und diese Situation nicht mehr hin¬ 
nehmen wollen. 

Die Initiative „Kein Naziaufmarsch in 
Bad Nenndorf 4 teilt das Ziel, den Na¬ 
ziaufmarsch endgültig zu verhindern. 
Ihr Mittel sind Menschenblockaden. 
„Ein solcher Protest ist nicht nur sym¬ 
bolisch, sondern trägt ganz konkret 
zur Verhinderung des Naziaufmar¬ 
sches bei 44 so die Pressesprecherin Ma¬ 
ren Becker. „Durch die offensive An¬ 
kündigung von Menschenblockaden 
gibt es eine hohe Transparenz bei der 
überregionalen Mobilisierung. 44 Auch 
im Kreis Celle gab und gibt es immer 
wieder Probleme mit Neonazis, die dort 
Tagungen und Feiern abhalten. Dage¬ 
gen gründete sich ein Bündnis, in dem 
sich Parteien, Gewerkschaften, Vereine 
und Antifa zusammenschlossen und ei¬ 
nen gemeinsamen Protest organisier¬ 
ten. Wichtig dabei sei, dass man sich bei 
aller Verschiedenheit nicht spalten las¬ 
se, berichtet eine Vertreterin des Celler 
Forums gegen Gewalt und Rechtsext¬ 
remismus. 

Maren Becker zieht eine positive Bi¬ 
lanz zum Infotag: „Es war wichtig mit¬ 
einander ins Gespräch zu kommen. Wir 
alle haben das gleiche Ziel: Den Nazi¬ 
aufmarsch in Bad Nenndorf endgültig 
zu verhindern. Das gelingt nur mit ei¬ 
nem breiten und vielfältigen Protest! 44 

Bundesregierung wartet auf 
Tod der Gnetto-Insassen 

„Die Bundesregierung sitzt das Prob¬ 
lem der Ghetto-Renten aus und wartet 
offenbar nur auf den Tod der ehemali¬ 
gen Ghetto-Insassen. Seit 2009 ist ein 
Viertel der Betroffenen schon verstor¬ 
ben 44 , erklärt Ulla Jelpke zur Antwort 
der Bundesregierung auf eine Kleine 
Anfrage (BT-Drucksache 17/13051). 
Die innenpolitische Sprecherin der 
Fraktion „Die Linke 44 weiter: 

„Das Vorliegen einer Gerechtigkeitslü¬ 
cke bestreitet die Regierung gar nicht. 
Zu verantworten haben dies Renten¬ 
kassen und Sozialgerichte, die jahre¬ 
lang über 95 Prozent der Rentenan¬ 
träge abgelehnt hatten. Das wurde erst 
2009 korrigiert - aber als Zahlungszeit¬ 
punkt wurde dann nicht, wie ursprüng¬ 
lich im Gesetz vorgesehen, 1997 festge¬ 
setzt, sondern 2005. Zur Folge hat das, 
dass den Holocaust-Überlebenden Be¬ 
träge in Höhe von mehreren tausend 
bis zehntausend Euro vorenthalten 
werden. Anträge der Oppositionspar¬ 
teien, diesen Zustand zu korrigieren, 
hatten die Regierungsfraktionen im 
März abgelehnt. 

Nun stiehlt sich die Bundesregierung 
aus der Verantwortung und spricht all¬ 
gemein von unterschiedlichen Auswir¬ 
kungen auf individueller Ebene 4 . Lö¬ 
sungsvorschläge aus dem Arbeitsminis¬ 
terium waren nicht einmal im Kabinett 
besprochen worden, wie die Regierung 
jetzt einräumt. Mehr als Verhandlungen 
zum Abschluss weiterer Sozialversiche¬ 
rungsabkommen mit dem Ausland, die 
unter Umständen zu einer Neuberech¬ 
nung der Ghetto-Renten führen könn¬ 
ten, bietet sie nicht an. Die Regierung 
selbst gibt aber zu, dass solche Verhand¬ 
lungen erfahrungsgemäß allerdings 
,sehr zeitaufwändig 4 sind. 

Es bleibt jedoch keine Zeit, weil die 
ehemals 21 500 Betroffenen, die es 
2009 noch gegeben hat, mittlerweile ein 
sehr hohes Alter erreicht haben oder 
bereits verstorben sind 44 . 


_ Innenpolitik _ unsere zeit m 

Die Sache mit der Agenda 

Von Gerd Deumlich 


Kurz vor seinem Tod schrieb Gerd Deumlich den folgenden Kommentar für 
die Marxistischen Blätter ; deren verantwortlicher Redakteur er bis zuletzt 
war. 1969 war Gerd der erste Chefredakteur der UZ. Für deren jetzige Re¬ 
dakteurinnen war er immer auch solidarischer Unterstützer und Ratgeber. 
Mit freundlicher Genehmigung der MB bringen wir „Die Sache mit der 
Agenda “ als Vorabdruck. 


Im offiziellen Selbstverständnis der 
Bundesrepublik Deutschland erstrahlt 
diese als eine einzige Erfolgsgeschichte. 
Schließlich hat sie es zur - wenn auch 
weithin nur skeptisch respektierten - 
politischen und ökonomischen Füh¬ 
rungsmacht in Europa gebracht. Um 
stolze Belege dafür ist man nicht ver¬ 
legen: die Errettung des Kapitalismus 
im deutschen Wirtschaftswunder - die 
Tilgung einer unerträglichen Machtein¬ 
buße mittels einer gelungenen Konter¬ 
revolution - der Wiederaufstieg zu ei¬ 
ner Kriegsmacht - um nur diese histo¬ 
rischen „Höhenflüge 44 zu nennen. Und 
welch ein Beweis deutscher Größe - 
wenn man den Protagonisten der herr¬ 
schenden Ordnung glauben will: der 
wundersame Erfolgsweg Deutschlands 
ist auch durch die Krisen des interna¬ 
tionalen Kapitalismus nicht beendet 
worden! 

Als persönlicher Krisengewinnler wird 
in diesen Tagen Gerhard Schröder ge¬ 
feiert, der als SPD-Kanzler vor zehn 
Jahren die Agenda 2010 kreierte. 

„Je mehr die Finanz- und Euro-Kri¬ 
se das außerdeutsche Europa ökono¬ 
misch in Trümmer legt, umso höher 
steigt das Ansehen des Alt-Kanzlers 
... Seine Gesprächspartner gieren 
nach dem Erfolgsrezept, das Deutsch¬ 
land in diesen Tagen so glänzend daste¬ 
hen lässt, während es den anderen so 
schlecht geht. 44 (Süddeutsche Zeitung, 
13.8.2012) 

Das „heimliche Godesberg“ 

Das „Erfolgsrezept 44 hatte Schröder 
am 14. März 2003 in einer Regierungs¬ 
erklärung auf einen knappen Nenner 
gebracht: „Wir werden Leistungen des 
Staates kürzen, Eigenverantwortung 
fördern und mehr Eigenleistung von 
jedem Einzelnen abfordern müssen. 44 
(Handelsblatt, 15. 3. 2013) Dieses neo¬ 
liberale Konzept, das ein E4Z-Rezen- 
sent „als Abschied von ideologischen 
Wunschwelten und als Rückkehr auf 
den Pfad einer pragmatischen, verant¬ 
wortungsbewussten Politikgestaltung 44 
(Frankfurter Allgemeine Zeitung, 4. 3. 
2013) interpretierte, soll das vielgeprie¬ 
sene „deutsche Jobwunder 44 vollbracht 
haben. Doch weiß man in der politi¬ 


schen Klasse sehr wohl, dass dies nur 
von der eigenen Propaganda positiv, 
von einem Kommentator gar als „epo¬ 
chal 44 , gewertet wird. „Hierzulande ver¬ 
bindet sich mit den Hartz-Reformen 
das Bild eines staatlich organisierten 
Sozialkahlschlags. 44 (Süddeutsche Zei¬ 
tung, 13. 8.2012) 

Bemerkenswert ist allemal, dass sich in 
der damaligen Situation, als die (offizi¬ 
elle) Arbeitslosenzahl auf über 5 Milli¬ 
onen gestiegen war, nur ein SPD-Kanz- 
ler eine Konterreform wie die Agenda 
2010, die „wohl einschneidendste So¬ 
zialreform der Nachkriegszeit 44 (Han¬ 
delsblatt, 15. 3.2013), zutraute. Er hielt 


sie für eine „sozialdemokratische Re¬ 
form 44 , wusste aber: „Reformen, die mit 
Verletzungen von Interessen verbun¬ 
den sind, können nur von oben durch¬ 
gesetzt werden. 44 (Ebenda) 
CSU-Stoiber räumte noch jüngst ein: 
„Ich als Unionskanzler hätte es sehr 
schwer gehabt, diese Reformen durch¬ 
zusetzen. 44 (Ebenda) So muss ein Ex¬ 
perte wie Bert Rürup, damals als Mit¬ 
glied des Sachverständigenrates Mit¬ 
verfasser der Agenda, zum Ruhme des 
Sozialdemokraten betonen: „Ohne das 
Reformpaket hätte es das fulminante 
Comeback des Wirtschaftsstandorts 
Deutschland nicht gegeben 44 . (Ebenda) 

Einspruch, Euer Ehren 

Hier bleibt festzustellen: Gemessen 
an der sozialen Wirklichkeit der Bun¬ 
desrepublik ist das „fulminante Come¬ 
back 44 ein zynischer Hohn auf den Be¬ 
griff Reform. Das „Jobwunder 44 um das 
ein schönfärberischer Rummel betrie¬ 
ben wird, ist in einem Kommentar des 
ver.di-Vorsitzenden Frank Bsirske tref¬ 
fend entzaubert: 

„Dank Agenda 2010, so heißt es, sei 
die Beschäftigung im Land auf einen 
historischen Höchststand gestiegen. 
Das klingt gut, hat mit der Realität 
aber nichts zu tun. Tatsächlich ist et¬ 
was anderes auf dem Höchststand: die 


unsichere, die schlecht bezahlte, die so 
genannte prekäre Beschäftigung. Mit 
der Agenda 2010 hat sich in Deutsch¬ 
land der Niedriglohnsektor geradezu 
monströs ausgeweitet und frisst sich 
immer tiefer in Branchen und Regio¬ 
nen. Rund 2,5 Millionen Menschen ver¬ 
dienen nicht einmal 6 Euro die Stunde, 
rund 1,4 Millionen von ihnen bekom¬ 
men weniger als 5 Euro. Leiharbeit, be¬ 
fristete Arbeitsverträge, Teilzeit wider 
Willen, Minijobs und seit kurzem auch 
miserabel bezahlte Arbeit auf Basis ei¬ 
nes Werkvertrages - die Arbeitgeber 
lassen nichts aus. Die reguläre, sozial¬ 
versicherungspflichtige Vollzeitarbeit 
nimmt rasant ab. 

Und damit erklärt sich das angebliche 
Jobwunder: Das Arbeitsvolumen, so 
hat es das Institut für Makroökono¬ 
mie und Konjunkturforschung ermit¬ 
telt, war 2012 nur geringfügig höher als 
noch 1994, also fast 20 Jahre zuvor. Zwi¬ 
schen den Jahren 2000 und 2011 ist die 


Zahl der Arbeitsstunden gerade einmal 
um 0,3 Prozent angestiegen. Zugleich 
aber ist die Zahl der Vollarbeitsstellen 
um 1,8 Millionen gesunken. Das heißt: 
Arbeit, von deren Lohn die Menschen 
leben könnten, ist in prekäre Beschäf¬ 
tigungsmodelle aufgesplittert worden - 
und dank der Armutslöhne billiger ge¬ 
worden. 

Das war die eigentliche, politisch ge¬ 
wollte Zielsetzung der Agenda 2010: 
den Druck auf die Löhne und die Men¬ 
schen zu erhöhen. 44 (Publik, 02/2013) 

Sozialabbau sanktioniert? 

In den Machtzirkeln des Kapitals 
scheint Erleichterung darüber zu herr¬ 
schen, dass die Folgen von Hartz IV 
und der ganzen Agenda nicht zu grö¬ 
ßerem Protest und Widerstand geführt 
haben - was nicht darauf verzichten 
lässt, unentwegt an der Verschärfung 
der „inneren Sicherheit 44 zu feilen. 
Man renommiert nicht nur mit den 
unsozialen Tatsachen, die längst die 
Würde von Millionen Menschen an¬ 
tasten - man ist sich sicher, rigorosen 
Sozialabbau als einzig probates Re¬ 
zept gegen die Krise gesellschaftlich 
sanktioniert zu haben. Es wird zwar 
eingestanden: „Mehr Arbeitnehmer 
als früher verdienen sehr wenig Geld, 
und viele Zeitarbeiter wünschen sich 


dringend einen festen Job und glei¬ 
ches Gehalt für gleiche Arbeit ... 
Doch hat Hartz IV den Grundsatz 
verankert, dass es allemal besser sei, 
für weniger Geld zu arbeiten, als sein 
Leben in dauerhafter Abhängigkeit 
vom Staat zu fristen. 44 (Süddeutsche 
Zeitung, 13. 8. 2012) Mit dieser jäm¬ 
merlichen Alternative sollen sich 
Millionen abfinden und die Ernied¬ 
rigung, jede noch so miese Arbeit 
annehmen zu müssen, wird noch in 
eine Befreiung des Individuums um¬ 
gelogen. Die Betroffenen sollen, statt 
in gewerkschaftlicher Solidarität für 
solide Arbeitsplätze - am wirksams¬ 
ten durch die 30-Stunden-Woche bei 
vollem Lohnausgleich - zu kämpfen, 
glauben, durch gehorsames Ducken 
vor dem Diktat des Kapitals am ehes¬ 
ten dem Hartz-IV-Elend entfliehen 
zu können. Entsolidarisierung wird 
zur Tugend. Die Agenda 2010 drückt 
ebenso wie auf die Lebenslage der 
Arbeiterklasse auf die Kampfbedin¬ 
gungen der Arbeiterbewegung. 

Noch eine Agenda gefällig? 

Wundert es jemanden, dass aus Kon¬ 
zernkreisen eine neue Agenda, 2020, 
gefordert wird? Und wie vor zehn Jah¬ 
ren Konzerne die Vorgaben dafür dik¬ 
tieren? Die Bertelsmann-Stiftung hat 
schon mal die „Rente mit 69 44 als un¬ 
abdingbare Regelung signalisiert und 
die Richtung der Agenda, mit der sich 
dann die Kanzlerin Merkel schmücken 
kann, angegeben. 

Mit solchen Vorstößen konterkariert 
die bourgeoise Elite alle sozialen Be¬ 
wegungen, die auf Veränderungen ge¬ 
richtet sind, die den Namen Reform 
wirklich verdienen. 

So wird die Initiative für Arbeitszeit¬ 
verkürzung, für die 30-Stunden-Woche, 
mit ihren weitgehenden Intentionen 
für Lebensqualität als abenteuerliche 
Utopie verlästert und die verbreitete 
Praxis der Arbeitszeitverlängerung, 
einschließlich unbezahlter Überstun¬ 
den, als wirtschaftliche Vernunft ge¬ 
priesen. 

Nicht weniger kapitalfromme Auf¬ 
regung ruft die Bewegung für Um- 
FAIRverteilung hervor, mit der Ge¬ 
werkschaften, Sozialverbände u.a. ge¬ 
gen den skandalösen Gegensatz von 
Reichtum und Armut in Deutschland 
angehen wollen. Der bayerische Wirt¬ 
schaftsminister Martin Zeil sieht „eine 
neue Genosseneinheitsfront 44 am Wer¬ 
ke „für eine Rückabwicklung der Re¬ 
formen, die unser Land vom ,kranken 
Mann Europas 4 zum neuen Musterkna¬ 
ben geführt hat... Während sich ande¬ 
re Länder Deutschland zum Vorbild 
nehmen, stimmen Rot-Grün das alte 
Lied der Umverteilung an und dro¬ 
hen uns so erneut in die Mehltaujah¬ 
re und ideologischen Schützengräben 
der Vergangenheit zu führen ... Im Er¬ 
gebnis würden wir so immer weiter in 
den freudlosen Sumpf der Vergangen¬ 
heit zurückgezogen werden. 44 (Handels¬ 
blatt, 9. 8.2012) 

Freudlose Vergangenheit? Das waren 
dann wohl die Jahre der Kanzlerschaft 
von CDU-Kohl - aus der uns Schröder 
und seine Agenda, der viele aus der 
Union zustimmten, befreit haben? 
Und steht wieder das Wohl des Vater¬ 
landes auf dem Spiel? Denn: „Das lin¬ 
ke Lager in Deutschland - in Tateinheit 
mit Teilen der Union - plädiert unter 
dem Banner der ,sozialen Gerechtig¬ 
keit 4 für eine Umgestaltung unserer 
Republik. 44 (Ebenda) So ist es also: Die 
gegebene sozialreaktionäre Struktur, 
das ist „unsere Republik 44 . Wer da nur 
von Umverteilung spricht, noch nicht 
mal die Eigentumsfrage stellt, ist ein 
Verfassungsfeind. 

Daran wird deutlich: Das Projekt ei¬ 
ner Agenda 2020, die die bestehenden 
Besitzverhältnisse noch weiter befesti¬ 
gen soll, betrifft unmittelbar auch die 
Frage nach der Demokratie in diesem 
Land. Wie schon die Auseinanderset¬ 
zung um die Agenda 2010 bewies, wird 
die Entwicklung der sozialen Verhält¬ 
nisse im politischen Klassenkampf 
entschieden. 



Die gegebene sozialreaktionäre Struktur, 
das ist „unsere Republik“ 
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Wer braucht eigentlich die FDP? 

Selbst bürgerliche Zeitungen finden keine Begründungen 


M it ihrem außerordentlichen 
Bundesparteitag in Nürnberg 
will die FDP aus ihrem Um¬ 
fragetief kommen. Gegenwärtig liegt 
sie unter der Fünf-Prozent-Hürde - 
und das vier Monate vor den Bundes¬ 
tagswahlen und den Landtagswahlen 
in Bayern und Hessen. Die 660 Dele¬ 
gierten nahmen ein 88-seitiges Wahl¬ 
programm bei nur einer Gegenstimme 
an. „Das ist ein gutes Bürgerprogramm 
geworden 4 , 4 sagte FDP-Generalsekretär 
Patrick Döring. 

Die FDP sprach sich mit knapper 
Mehrheit für weitere Lohnuntergren¬ 
zen in bestimmten Branchen und Re¬ 
gionen aus, die von den Tarifparteien 
ausgehandelt werden sollen, was sie 
noch vor einiger Zeit für schädlich 
hielt. Einen flächendeckenden gesetz¬ 
lichen Mindestlohn lehnen die Libera¬ 
len weiterhin strikt ab. Mit vier Euro 
in der Stunde könne man auch leben, 
meinte FDP-Chef Rösler. Die FDP ist 
für die doppelte Staatsbürgerschaft, für 
die Vereinfachung der Erbschaftssteu¬ 
er, für Beibehaltung des Ehegatten¬ 
splittings und sagt zur Frauenquote in 
Aufsichtsräten großer Konzerne kate¬ 
gorisch Nein. 

Die vergangenen Jahre seien „gut für 
Deutschland gewesen 44 so der Partei¬ 
chef, „und wir wollen, dass das weiter¬ 
geht 44 Die FDP habe vieles in der Re¬ 
gierung durchgesetzt und es wurde eine 
lange Liste vorgetragen: Praxisgebühr 
abgeschafft, Rentenbeitrag um einen 
Prozentpunkt gesenkt, Grundfreibe¬ 
trag und Kinderfreibetrag erhöht, Kin¬ 
dergeld und ebenso Bafög, die Neu¬ 
verschuldung wurde reduziert, die 
Inflationsrate vergleichsweise gering 
gehalten. Die Wehrpflicht wurde be¬ 
sonders auf Betreiben der FDP ausge¬ 
setzt. Für die Liste der „Verhinderungs¬ 
erfolge 44 war Justizministerin Leutheus- 


ser-Schnarrenberger zuständig. Die 
FDP verhinderte Verschärfungen von 
Sicherheitsgesetzen, die Einführung 
des Datenprogramms „Elena 44 sowie 
eine Wiedereinführung der Vorratsda¬ 
tenspeicherung, eine Ausdehnung der 
Videoüberwachung und der Kompe¬ 
tenzen der Sicherheitsbehörden. 

Das Medienecho auf den Parteitag war 
ernüchternd und einhellig. Ob Süd¬ 
deutsche Zeitung, Frankfurter Rund¬ 
schau, Generalanzeiger oder ARD - ih¬ 
nen allen blieb verborgen, was die FDP 
eigentlich will. Es bleibe unklar, so 
stellte SpiegelOnline unter der Über¬ 
schrift „Partei der Marktschreier 44 fest, 
„warum man die Liberalen eigentlich 
wählen soll 44 . Die FDP habe nicht sa¬ 
gen wollen, warum man sie wählen soll, 
sondern nur, warum man die anderen 
nicht wählen soll. In der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung twitterte ein Kurt 
Treier: „Für was diese Partei steht, habe 
ich noch nie begriffen. Wenn die FDP 
wirklich ein Vertreter des Mittelstandes 
wäre, dann könnte sie mehr als nur 5 


Prozent binden. 44 Die FDP sei erledigt 
und ihr Ende sei „redlich 44 twitterte ein 
anderer. Die FDP sei „von der Exis¬ 
tenzangst getrieben 44 , kommentierte 
die Frankfurter Rundschau. „So agiert 
keine selbstbewusste Partei, die ihren 
Wählern etwas zu bieten hat. 44 Also: 
Große Klappe - nix dahinter? 

In ihrem Wahlprogramm legt sich die 


FDP, wie nicht anders erwartet wer¬ 
den konnte, auf eine Fortsetzung der 
schwarz-gelben Koalition in Berlin 
fest. Auf die anderen wird hart einge¬ 
droschen. SPD, Grüne und „Die Lin¬ 
ke 44 bereiteten mit höheren Steuern 
und vielen Verboten eine „Kampfan¬ 
sage an die offene Gesellschaft 44 „ei¬ 
nen Frontalangriff auf die Freiheit des 
Einzelnen 44 , „einen Raubzug durch 


den Mittelstand 44 vor, tönte Parteivor¬ 
sitzender Rösler. Die FDP wolle dies 
gemeinsam mit der Union verhin¬ 
dern. „Ich werde dafür kämpfen, dass 
die niemals in Deutschland etwas zu 
entscheiden bekommen 44 sagte Rösler 
gleich zu Beginn des Parteitags. Die 
FDP wolle aber nicht etwa „aus Liebe 
oder Zuneigung 44 zur CDU und CSU 


die Koalition fortsetzen, „sondern 
weil diese Koalition dafür sorgt, dass 
es Deutschland gut geht 44 . Und Brüder- 
le unterstrich: „Wir machen die Union 
immer besser. Wir sind das Upgrade 
der Unionsparteien. 44 
Dem neuen Rechtsausleger „Alterna¬ 
tive für Deutschland 44 wurde vorgewor¬ 
fen, Deutschland in den „wirtschaftli¬ 
chen Ruin 44 führen zu wollen. „Es wäre 
der absolut falsche Weg, aus Nostalgie 
jetzt leichtfertig unsere gemeinsame 
Währung, den Euro, infrage zu stel¬ 
len 44 , sagte Rösler. Das wäre politische 
Isolation. Das ist keine Alternative für 
Deutschland. 44 

Nach aller Medienschelte und -häme 
findet sich inzwischen doch noch ein 
eventuell nützlicher Ratschlag für die 
FDP-Führer seitens der FAZ. Dort 
war zu lesen: „Wenn die FDP trotz ver¬ 
nichtender Umfragen eine Wahlchan¬ 
ce behalten hat, dann auch deshalb, 
weil sie für eine liberale Kernklientel 
noch immer die - relativ - überzeu¬ 
gendste Marktwirtschaftspartei war. 
Dass sich inzwischen die ,Alternative 
für Deutschland’ präsentiert, sollte der 
FDP auch im Umgang mit Mindestlöh¬ 
nen zu denken geben. 44 Rolf Priemer 


FDP-Spendenschein 


Betrag: 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 
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1.000.- EUR 2 % weniger Einkommenssteuer 
10.000. - EUR 5 % weniger Einkommenssteuer 
100,000-- EUR 10 % wen I ger Bnkommenssteuer 

500.000,- EUR MWSL-BefreJung für Hotels 

1,000.000--EUR Steuerbefreiung für Banken 

Akttonsangebot! Mitglied werclen und den Soli sparen! 




Kurt Treier: „Für was diese Partei steht, 
habe ich noch nie begriffen“ 


Der Wahnsinn regiert die Welt! 

Das war der April 2013 • Von Jane Zahn 


In Korea drohen sich Süd- und Nord- 
Korea gegenseitig mit Krieg. So what? 
Sie sind formell sowieso im Kriegs¬ 
zustand, denn nach dem Korea-Krieg 
wurde zwar ein Waffenstillstands-, aber 
kein Friedensabkommen unterzeich¬ 
net. Nordkorea ist auch gar nicht so 
unberechenbar, wie immer getan wird. 
Es hat aus dem Fall „Libyen 44 gelernt. 
Ghaddafi wurde durch US-amerikani¬ 
sche Versprechungen und Sicherheits¬ 
garantien dazu bewogen, sein Atom- 
waffen-Programm aufzugeben - das 
Ergebnis ist bekannt. 

Mitglieder des US-Kongresses for¬ 
dern ja schon präventive Militärschlä¬ 
ge gegen Nordkorea. Das haben die 
USA aber bisher nur gegen Länder 
gemacht, die keine Atomraketen hat¬ 
ten ... Ist es gleich Wahnsinn, hat es 
doch Methode. 

Ein weiterer methodischer Wahnsinn 
ist das Geschäftsmodell Zyperns - üb¬ 
rigens das gleiche wie das von Luxem¬ 
burg, Irland, der Schweiz oder Groß¬ 
britannien. Jetzt plötzlich wird so ein 
Modell im Fall Zypern von der EU 
getadelt als „überholt 44 . Die Banken 
sollen jetzt ihre Kunden an der Pleite 
beteiligen. Da fragt man sich natürlich, 
wann sind die anderen genannten Län¬ 
der dran? Oder gilt das nur für Geld 
russischer Oligarchen? Hätte die Deut¬ 
sche Bank irgendetwas dagegen, wenn 
dieses Geld auf ihren Depots wäre? Ist 
das Ganze vielleicht nur die Beseiti¬ 
gung eines unliebsamen Konkurren¬ 
ten? 

Noch ein Wahnsinn, mit alten Metho¬ 
den: Für Umweltminister Peter Altmai¬ 
er war es „ein historischer Tag 44 : Er hat 
ein neues Gesetz zur Endlagerung von 
Atommüll auf den Weg gebracht. Ein 
historischer Tag? Immerhin - nach 40 
Jahren Atomkraft gibt es jetzt ein Ge¬ 
setz zur Endlagerung von Atommüll. 
Aber wohin mit ihm? Kriterien für eine 
Beurteilung von Standorten sollen erst 


nach Verabschiedung des Gesetzes er¬ 
arbeitet werden. Und alle Landkreise, 
Regionen und Bundesländer wehren 
sich mit Händen und Füßen gegen die 
Aufnahme von Castoren in ihrem Be¬ 
reich. Die St.Florian-Methode funktio¬ 
niert immer noch, genauso wie die vom 
St.-Nimmerleins-Tag. 

Überraschend dagegen das Ergebnis 
der Studie über Vermögensverhältnisse 
von Privathaushalten in EU-Ländern 
der EZB: Das Vermögen des mittle¬ 
ren deutschen Haushalts ist mit 51 000 
Euro das niedrigste in Europa! Nun 


Mit neuen Methoden 
den Wahnsinn sichtbar 
machen 


würden sich ja viele Haushalte über 
51 000 Euro Vermögen dumm und 
dämlich freuen - wenn sie es denn hät¬ 
ten. Aber der Mittlere Wert sagt eben 
nichts aus über die tatsächlichen Ver¬ 
hältnisse. Und er ist vor allem deshalb 
so niedrig, weil reiche Deutsche ihr 
Geld lieber auswärts anlegen - wie Uli 
Hoeneß. Der nachts nicht mehr ruhig 
schlafen konnte. Nicht wegen schlech¬ 
tem Gewissen. Sondern weil aus dem 
Steuerabkommen mit der Schweiz 
nichts wurde und er - wie alle anderen 
Steuerhinterzieher auch - Entdeckung 
fürchten musste. 

Nun, es gibt schlimmere Entdeckun¬ 
gen - aber nicht in deutschen Medi¬ 
en. In Luxemburg läuft unter den in¬ 
teressierten Augen der Öffentlichkeit 
ein Prozess gegen zwei Polizisten, die 
beschuldigt werden, in den 80er Jah¬ 
ren an Bombenanschlägen auf Strom¬ 
masten beteiligt gewesen zu sein - im 
Auftrag der geheimen „Stay behind 44 - 
Truppe der NATO. Diese Truppe - in 
Italien „Gladio 44 genannt - hat nach¬ 
weislich Anschläge organisiert, die den 


Linken in die Schuhe geschoben wur¬ 
den, um die Bevölkerung gegen linke 
Bewegungen aufzubringen. Auch der 
damalige und der jetzige Präsident 
Luxemburgs müssen vor Gericht, weil 
sie von den Plänen wussten. Zeuge ist 
unter anderem ein deutscher Histori¬ 
ker, der unter Eid aussagte, sein Vater, 
ein Bundeswehroffizier, sei an diesen 
Anschlägen im Auftrag des BND be¬ 
teiligt gewesen. Dieser Zeuge behaup¬ 
tet auch, von seinem Vater erfahren zu 
haben, dass der BND das Münchner 
Oktoberfest-Attentat geplant habe. 
Das sollte eigentlich auch deutsche 
Presseorgane interessieren - aber hier 
herrscht Schweigen im Blätterwald. 
Nur die linke Tageszeitung junge Welt 
berichtet darüber - typische Verschwö¬ 
rungstheoretiker eben. 

Aber wie heißt es so schön: „Dass du 
an Paranoia leidest, heißt ja nicht, dass 
man dich nicht verfolgt 44 

Der Wahnsinn geht weiter: In den USA 
hat ein vierjähriger einen sechsjährigen 
Spielgefährten mit einem Gewehr sei¬ 
ner Eltern erschossen. Das ist kein Ein¬ 
zelfall: Die Bewaffnung von Kleinkin¬ 
dern hat System: „My first rille 44 wirbt 
mit pinken Schusswaffen für kleine 
Mädchen und Bildern von Babys mit 
Gewehr im Anschlag. Natürlich soll 
e n die lieben Kleinen niemanden um¬ 
bringen, nein: Verantwortungsbewuss¬ 
ter Umgang mit Waffen soll so gelernt 
werden - so verantwortungsbewusst 
wie die US-Regierung! 

Mit neuen Methoden den Wahnsinn 
sichtbar machen, das wollten wohl die 
Hacker, die über Associated Press ge- 
twittert hatten, im Weißen Haus habe 
es Explosionen gegeben und Präsi¬ 
dent Obama sei verletzt. Obwohl AP 
sofort dementierte, gab es ein kleines 
Unwetter an den Börsen. Der Aktien¬ 
markt brach kurzzeitig zusammen. Und 
die Frage bleibt, wie schnell irgendwel¬ 
cher Unsinn großen Schaden anrichten 


kann ... Warum z.B. ist der Goldpreis 
auf einmal so stark gefallen? 

Wer hat da wem getwittert? Egal, was 
irgendwer sagt: Ich halte Goldman 
Sachs für den Täter. 

Und jetzt wird es ganz wahnsinnig, und 
zwar ohne erkennbare Methode: 

„Das WIR entscheidet 44 heißt der 
Wahlslogan der SPD für die Bundes¬ 
tagswahl 2013. Abgesehen davon, dass 
der Slogan von einer Leiharbeitsfirma 
geklaut ist, ergeben sich da Fragen: Wer 
oder was ist „das WIR 44 ? 

Die (w)vier Musketiere? 

Die (w)vier Fäuste für ein Hallelujah? 
Die (w)vier Jahreszeiten? 

Oder vielleicht vier alle? 

Und was soll der Spruch andeuten? 
Welche Assoziationen soll er hervor- 
rufen? 

Wir da oben - ihr da unten? 

Wir Wunderkinder? 

Wir Deutschen? 

Wir - gegen den Rest der Welt? 

Oder ist das WIR einfach nur der Plu- 
ralis Majestatis für König Peer? Aber 
was hat er entschieden? Dass er Kanz¬ 
ler werden will? Das ist doch wohl eher 
ein Aprilscherz - aber ein schlechter. 

Einige gute Aprilscherze dagegen wa¬ 
ren: 

★ Google kündigte das Ende von you- 
tube an. Es sei nur ein mehrjähriger 
Video-Wettbewerb gewesen. 

★ Nokia stellte eine knallgelbe Mik¬ 
rowelle mit Touchscreen-Bedienung 
vor. Sie könne an den Augen des Be¬ 
trachters dessen Hunger ablesen und 
die Temperatur entsprechend regulie¬ 
ren. 

★ Der „Guardian 44 präsentierte eine 
Computer-Brille, die zu allem, was 
man sieht, ihre Kommentare abgibt. 
„Weil das Leben zu kurz ist, um selbst 
zu denken. 44 

Nee, mir ist das Denken auch schon 
vergangen. Ich kann nur noch kichern! 


„Fracking verbieten“ 

„Es reicht nicht aus, die rechtlichen 
Hürden für das Fracking zu erhöhen, 
so wie es die schwarz-gelbe Koalition 
plant. Die wichtigste menschliche Le¬ 
bensgrundlage - das Wasser - steht auf 
dem Spiel. Deshalb muss Fracking ver¬ 
boten werden 44 hat Claus-Harald Güs¬ 
ter, stellvertretender Vorsitzender der 
Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gast- 
stätten (NGG), gefordert. 

Die Wirkungen, Risiken und Spätfolgen 
des Einsatzes umweltschädlicher Che¬ 
mikalien in tiefen Gesteinsschichten zur 
Gewinnung von Erdgas, das so genannte 
Fracking, auf das Grundwasser und die 
Wasserbeschaffenheit seien gegenwär¬ 
tig nicht oder unzureichend bekannt. 
Dies bestätigten auch die vom Umwelt¬ 
verband BUND und vom Land Nord¬ 
rhein-Westfalen in Auftrag gegebenen 
Gutachten. Deshalb sei der Einsatz die¬ 
ser Technologie nicht verantwortbar. 
„Wasser ist das wichtigste Grundnah¬ 
rungsmittel der Menschen. Verunrei¬ 
nigtes Wasser entzieht den Menschen 
ihre Lebensgrundlage. Ohne sauberes 
und qualitativ hochwertiges Wasser 
können in der deutschen Nahrungs¬ 
mittel- und Getränkeindustrie keine 
Lebensmittel und Getränke hergestellt 
werden 44 hat Güster erklärt. Gefährdet 
seien nicht nur die Arbeitsplätze in der 
Nahrungsmittel- und Getränkeindust¬ 
rie, sondern auch die Entwicklung und 
der wirtschaftliche Betrieb erneuerba¬ 
rer Energien in Deutschland und damit 
das Gelingen der Energiewende. 

Auch die Anklagebank 
ist zu klein 

„Das Münchner Oberlandesgericht 
hat nicht nur zu wenige Presseplätze. 
Auch die Anklagebank ist zu klein für 
all diejenigen, die eigentlich dort sitzen 
müssten 44 kommentiert Ulla Jelpke, in¬ 
nenpolitische Sprecherin der Fraktion 
„Die Linke 44 den Prozessauftakt gegen 
die mutmaßliche Rechtsterroristin Be¬ 
ate Zschäpe und vier mutmaßliche Ter¬ 
rorhelfer. Jelpke weiter: 

„Schon die bisherigen Erkenntnisse 
haben gezeigt: Ohne Hilfe von Neo¬ 
nazis, die als V-Leute des Verfassungs¬ 
schutzes geführt wurden, hätten die 
NSU-Terroristen niemals so lange im 
Untergrund leben und morden kön¬ 
nen. Wenn nun endlich Beate Zschä¬ 
pe und ihren mutmaßlichen Terror¬ 
helfern aus der Naziszene der Prozess 
gemacht wird, gehört auch der Verfas¬ 
sungsschutz mit auf der Anklagebank, 
der immer wieder den Schutz seiner 
braunen Quellen über die Aufklärung 
der Verbrechen gestellt hat. Diese im 
Widerspruch zum Gesetz stehende 
Haltung hat neben einem rassistisch 
verblendeten Ermittlungsansatz, der 
Opfer zu Tätern machte, maßgeblich 
dafür gesorgt, dass die NSU-Terroris- 
ten über Jahre mordend durchs Land 
ziehen konnten. 

Die Angehörigen der Opfer haben ein 
Recht darauf, dass das Gericht die in¬ 
dividuelle Schuld der Angeklagten 
ebenso aufklärt wie das Versagen der 
Sicherheitsbehörden. Der Hickhack um 
die Medienplätze hat gezeigt, dass das 
Gericht die gesellschaftliche Dimension 
des Verfahrens erst sehr spät erkannt 
hat. Die Verhandlungsführung wird zei¬ 
gen, ob diese Erkenntnis von Dauer ist 44 

Neonazi drohte mit Anschlag 

Arthur E.A.J. Graaf, Herausgeber der 
FP Media von der Press Agency & Pub¬ 
lishing in Amsterdam, bekam einen ano¬ 
nymen Anruf. Ein vermutlich deutscher 
Neonazi drohte, wenn die Blockierung 
der Gräber der deutschen Wehrmacht in 
Vörden tatsächlich stattgefunden hätte, 
sollte es noch am Abend einen Anschlag 
auf das Rathaus und das Haus des Bür¬ 
germeisters geben. Hein Kasberg von 
der NCPN richtete an Graaf die Bitte, 
den Polizeikommandanten in Vörden zu 
informieren. Da die Gemeinde Vörden 
das Defilee an den deutschen Gräbern 
nach den vielfältigen Protesten abgesagt 
hatte, gab es keine Notwendigkeit mehr, 
eine Blockade zu errichten. Bei dem Ge¬ 
denken der Antifaschisten an dem Mo¬ 
nument für die Opfer und den Wider¬ 
stand während der Okkupation von 1940 
bis 1945 war aufgefallen, dass die Teil¬ 
nehmerinen aus einiger Entfernung aus 
einem Personenwagen heraus über ge¬ 
raume Zeit intensiv fotografiert wurden. 
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NATO als Auftraggeber, BND und „Stay behind“ als Vollstrecker? 

Bombenleger-Prozess um 20 Sprengstoffanschläge, die zwischen 1984 und 1986 in Luxemburg durchgeführt wurden 


180 000 bei Links- 
Demo in Paris 

180 000 Menschen aus ganz Frankreich 
sind nach Schätzungen der Veranstalter 
am 5. Mai zu der Kundgebung und De¬ 
monstration in Paris gegen Sparzwang¬ 
politik und die Macht der Finanzwirt¬ 
schaft und für die Installierung einer 
sozialen VI. Republik gekommen, die an¬ 
lässlich des ersten Jahrestages der Wahl 
des „sozialistischen“ Staatspräsidenten 
Hollande ursprünglich von der franzö¬ 
sischen Linksfront initiiert worden war, 
aber danach weit über deren Reihen hi¬ 
naus Unterstützung fand. Auf der Auf¬ 
taktkundgebung am symbolträchtigen 
Place de la Bastille, einst Ausgangspunkt 
der Revolution von 1789, sprachen Eva 
Joly, Präsidentschaftskandidatin 2012 der 
Bewegung Europe Ecologie - Die Grü¬ 
nen, Pierre Laurent, Generalsekretär der 
Französischen Kommunistischen Partei 
(PCF) und Vorsitzender der Europäi¬ 
schen Linkspartei, sowie Jean-Luc Me- 
lenchon, Ko-Präsident der französischen 
Linkspartei (PG) und Präsidentschafts¬ 
kandidat 2012 der Linksfront. Die „links¬ 
radikale“ NPA (Neue Antikapitalistische 
Partei“) formierte innerhalb der gemein¬ 
samen Demonstration von der Bastille 
zum Place de la Nation einen eigenen 
Block mit eigenen Losungen. Zu den 
Teilnehmern gehörten auch rund 50 Par¬ 
lamentsabgeordnete der Grünen, zahl¬ 
reiche Gewerkschafter und Mitglieder 
anderer linker Vereinigungen, darunter 
auch Anhänger von Hollandes Sozialis¬ 
tischer Partei. Gemeinsames Hauptziel 
war die Forderung nach einem Kurs¬ 
wechsel in der Politik des Staatschefs 
und der von ihm installierten Regierung 
von „Sozialisten“ und Grünen im Sinn 
seiner Wahlversprechen. 

Swoboda-Faschisten 
boykottieren Siegesfeiern 

In den westukrainischen Städten Lwow 
(Lemberg) und Iwano-Frankiwsk so¬ 
wie in den gleichnamigen Gebieten ha¬ 
ben die dort regierenden Faschisten der 
Partei Swoboda einen Boykott der Fei¬ 
ern zum 9. Mai, dem Tag des Sieges über 
den deutschen Faschismus, angeordnet. 
Stattdessen soll der Tag als Tag der Trau¬ 
er begangen werden. Das Hissen der ro¬ 
ten Fahnen der siegreichen Sowjetarmee 
wurde verboten, die ukrainischen Fahnen 
sollen zum Zeichen der Trauer auf Halb¬ 
mast gesetzt werden. Diese Provokation 
ist umso skandalöser, als die Swoboda 
inzwischen, nicht zuletzt durch Wahlab¬ 
sprachen mit den vom Westen hofierten 
Parteien Timoschenkos und Klitschkos, 
auch die drittgrößte Fraktion im zent¬ 
ralen Parlament der Ukraine stellt und 
diese drei Parteien in der Obersten Rada 
faktisch als Koalition agieren. 

Der Tag des Sieges wird seit drei Jahren 
in der Westukraine von den Faschisten 
boykottiert. Die Kommunisten sowie die 
Veteranen der Sowjetarmee haben be¬ 
reits erklärt, dass sie wie in den vergange¬ 
nen Jahren auch diesmal hissen werden. 
Vor zwei Jahren hatte es dabei gewaltsa¬ 
me Übergriffe der Faschisten gegeben. 
Mitglieder der Jugendorganisation der 
Swoboda hatten den Gedenkkranz, den 
der russische Generalkonsul auf dem Eh¬ 
renfriedhof für die gefallenen Sowjetsol¬ 
daten niederlegen wollte, zertrampelt. 

Kuba fordert Schließung 
von Guantänamo 

Die kubanische Regierung hat vor dem 
UNO-Menschenrechtsrat die Schlie¬ 
ßung des US-amerikanischen Gefan¬ 
genenlagers in Guantänamo im Os¬ 
ten Kubas gefordert. Die Regierung in 
Havanna sei „tief beunruhigt“ über die 
unklare juristische Lage sowie die an¬ 
haltenden Menschenrechtsverletzun¬ 
gen in dem illegalen Gefangenenlager, 
das die USA mit Beginn ihres „Krie¬ 
ges gegen den Terror“ eingerichtet hat¬ 
ten, sagte der kubanische Außenminis¬ 
ter Bruno Rodriguez vor dem UNO- 
Menschenrechtsrat in Genf. Minister 
Rodriguez forderte von den USA die 
sofortige Schließung des Lagers sowie 
die Rückgabe des Territoriums an die 
Republik Kuba. Angesichts des sich 
ausweitenden Hungerstreiks in Guan¬ 
tänamo hatte sich US-Präsident Oba- 
ma gezwungen gesehen, „weitere Be¬ 
mühungen zur Schließung des Lagers“ 
zu versprechen. Ursprünglich hatte er 
die Schließung bereits 2008 als ein Ziel 
seiner Wahlkampagne proklamiert. 


D ie Ereignisse, um die es beim 
Strafprozess geht, der gegenwär¬ 
tig vor der 9. Kriminalkammer 
in Luxemburg stattfindet, liegen inzwi¬ 
schen mehr als 28 Jahre zurück. Zwei 
früheren Mitgliedern der Antiterror¬ 
brigade der Luxemburger Gendarme¬ 
rie, Marc Scheer und Jos. Wilmes, wer¬ 
den 20 Sprengstoffanschläge zur Last 
gelegt, die zwischen 1984 und 1986 auf 
Hochspannungsmasten, das Telefon- 
und Gasnetz, die Gendarmeriezentra¬ 
le, den Justizpalast und den Flughafen 
Findel in Luxemburg verübt wurden. 
Noch während der Anschlagserie, die 
sich über 22 Monate erstreckte und 
einem mysteriösen „Bommeleeer“ 
(Bombenleger) zugedichtet wurde, 
hatte es Indizien dafür gegeben, dass es 
sich bei den Tätern um Profis aus dem 
Staatsapparat handeln könnte, denn 
die Bombenleger hatten offenbar um¬ 
fangreiche Detailkenntnisse von der 
Arbeit und den Überwachungsplä¬ 
nen von Gendarmerie und Polizei und 
führten die Fahnder geradezu an der 
Nase herum. 

Hinzu kam, dass es bei den Ermittlun¬ 
gen schwere Pannen und Versäumnisse 
gab, bei den meisten Anschlägen wur¬ 
den keine kriminaltechnischen Unter¬ 
suchungen durchgeführt, zahlreiche 
Unterlagen verschwanden, Zeugen¬ 
aussagen wurde nicht nachgegangen, 
mehr als 80 Beweisstücke, darunter 
gesicherte Fingerabdrücke, sind heute 
nicht mehr auffindbar. 

Alle Ermittlungen verliefen jedenfalls 
im Sande, doch die Justiz hat den Fall 
nie abgeschlossen. Eine im Jahr 2000 
beim Bundeskriminalamt der BRD in 
Auftrag gegebene Fallanalyse kam im¬ 
merhin zu der Schlussfolgerung, dass 
es zumindest vier Täter gegeben haben 
musste, die in guter körperlicher Ver¬ 
fassung waren. 

In einem bereits im Jahre 1986 vom 
FBI angefertigten Täterprofil, vom 
dem bis heute niemand weiß, wer es 
in Auftrag gegeben hatte, wurde sogar 
festgehalten, der Aufbau der Spreng¬ 
sätze lasse darauf schließen, dass einer 
der Täter möglicherweise in den USA 
oder in Großbritannien ausgebildet 
wurde und großes Know-how besaß. 
Dieses Täterprofil bekam die mit den 
Sprengstoffanschlägen befasste Unter¬ 
suchungsrichterin aber erst 17 Jahre 
später, im Jahr 2003, nach einer Raz¬ 
zia beim Luxemburger Geheimdienst 
zu Gesicht. 

Danach bedurfte es erneut jahrelan¬ 
ger Ermittlungen, bevor 2013 zwei 
hohe Polizeibeamte, die in den Jahren 
1984 bis 1986 der Antiterroreinheit der 
Gendarmerie angehört hatten, ange¬ 
klagt wurden. Während des Prozesses, 
der am 25. Februar begann und meh¬ 
rere Monate dauern wird, sollen mehr 
als 100 Zeugen aussagen, darunter der 
ehemalige Chef der Antiterroreinheit 
der Gendarmerie, Ben Geiben, der lan¬ 
ge als „heiße Spur“ galt, aber auch Pre¬ 
mierminister Jean-Claude Juncker, der 


frühere Premierminister Jacques San- 
ter und zwei Brüder des Großherzogs. 
Am 11. Prozesstag sorgte General¬ 
staatsanwalt Robert Biever mit seiner 
Aussage für viel Aufregung, er habe 
nie ein Hehl daraus gemacht, dass die 
beiden Angeklagten „nicht die eigent¬ 
lichen Drahtzieher“ seien. Am 18. Pro¬ 
zesstag kam es dann zu einem Thea¬ 
tercoup im „Bommeleeer“-Prozess, 
als der Historiker Andreas Kramer 
aus Duisburg in den Zeugenstand trat 
und unter Eid aussagte, der BND und 
die NATO-Geheimorganisation „Stay 
behind“ hätten die Sprengstoffanschlä¬ 
ge durchgeführt. 

Kramer sagte aus, sein Vater, Johannes 
Kramer, sei als Hauptmann der Bun¬ 
deswehr und Agent des Bundesnach¬ 
richtendienstes Operationsleiter der 


NATO-Geheimorganisation „Stay be¬ 
hind“ für mehrere Länder gewesen. Als 
solcher sei er nicht nur in den Spreng¬ 
stoffanschlag vom 26. September 1980 
auf das Münchner Oktoberfest verwi¬ 
ckelt gewesen, sondern habe auch die 
Bombenanschläge in Luxemburg vor¬ 
bereitet. Daran beteiligt gewesen sei¬ 
en weitere BND- und „Stay behind“- 
Agenten, aber auch Luxemburger aus 
einer Spezialeinheit der Gendarmerie. 
Auftraggeber sei die geheime NATO- 
Struktur „Allied Clandestine Commit¬ 
tee“ gewesen. 

Kramer zufolge hatte sein Vater, der 
immer gehofft habe, sein Sohn werde in 
seine Fußstapfen treten, nicht nur aus¬ 
gezeichnete Kontakte zu rechtsextre¬ 
men Gruppen in der Bundesrepublik, 
sondern auch zu Charles Hoffmann, 
dem damaligen Chef des Luxemburger 
Geheimdienstes SREL. Hoffmann sei 
nicht nur Chef der „Schläfer“ der Lu¬ 
xemburger Abteilung der NATO-Ge¬ 
heimorganisation „Stay behind“ gewe¬ 
sen, sondern auch der verantwortliche 
Leiter von deren operativer Gruppe, 
der sechs Mann angehört hätten, die 
vom britischen Geheimdienst MI 6 in 
Schottland ausgebildet worden sei¬ 
en. Die Luxemburger „Stay behind“- 


Agenten seien unter anderem für den 
Diebstahl von Strengstoff in verschie¬ 
denen Steinbrüchen verantwortlich 
gewesen, Hoffmann selbst habe die 
Ermittlungen in der „Bommeleeer“- 
Affäre behindert und dabei geholfen, 
zahlreiche Beweise verschwinden zu 
lassen. 

Der ehemalige Chef des Geheim¬ 
dienstes SREL war zudem ein guter 
Bekannter von James Pavitt, der zwi¬ 
schen 1983 und 1986 als CIA-Resident 
in der USA-Botschaft in Luxemburg 
diente. Er leugnet bis heute, dass es 
eine operative „Stay behind“-Gruppe 
gegeben habe. 

Dass die Existenz der NATO-Ge¬ 
heimorganisation in Luxemburg 
überhaupt publik wurde, ist der kom¬ 
munistischen „Zeitung vum Letzebu- 


erger Vollek“ zu verdanken. Sie hat¬ 
te im November 1990 nicht nur über 
den „Stay behind“ berichtet, sondern 
erstmals auch einen Zusammenhang 
mit den Bombenlegern von 1984/86 
hergestellt. Nach diesen Enthüllun¬ 
gen hatte der damalige Staatsminister 
Jacques Santer sich genötigt gesehen, 
einzuräumen, dass es die Geheimor¬ 
ganisation seit 1957 gab und dass sie 
ab 1960 vom Geheimdienst angeleitet 
wurde. Inzwischen gibt es Erkenntnis¬ 
se darüber, dass „Stay behind“-Mit¬ 
glieder und Mitglieder des Geheim¬ 
dienstes während der 1980er Jahre 
regelmäßig mit USA-Spezialeinheiten 
in Luxemburg Sabotageaktionen und 
Sprengstoffanschläge übten und auch 
verübten. 

Warum er nicht früher mit seinem Wis¬ 
sen an die Öffentlichkeit gegangen ist 
erklärte Kramer damit, dass sein Va¬ 
ter ein regelrechter Terrorist gewesen 
sei, der gedroht habe, ihn umzubringen, 
sollte er sein Wissen preisgeben. Erst 
nach dem Tod seines Vaters am 8. No¬ 
vember 2012 habe er sein Schweigen 
brechen können. 

Am Rande des Prozesses wurde inzwi¬ 
schen bekannt, dass der Luxemburger 
Geheimdienst SREL im Jahr 2005 eine 


Beteiligung der NATO-Geheimorga¬ 
nisation „Stay behind“ an den Spreng¬ 
stoffanschlägen, die dem „Bomme¬ 
leeer“ angedichtet wurden, nicht aus¬ 
schloss. Im Januar 2006 informierte der 
Direktor des Geheimdienstes, Marco 
Mille - er hat inzwischen einen gut be¬ 
zahlten Posten als Sicherheitschef bei 
Siemens in Deutschland - seinen poli¬ 
tischen Vorgesetzten, Premierminister 
Juncker, über seine Erkenntnisse, dass 
möglicherweise eine der drei Gruppen 
des Luxemburger „Stay behind“ in die 
Sprengstoffanschläge verwickelt gewe¬ 
sen sei. Weder der Geheimdienstchef 
noch der Premierminister hielten es je¬ 
doch für notwendig, die Justiz darüber 
in Kenntnis zu setzen. 

Die „Stay behind“-Spur wurde inzwi¬ 
schen auch vom ehemaligen Präsiden¬ 
ten der Luxemburger Kontenkam¬ 
mer, Gerard Reuter, der Abhöraktio¬ 
nen des Geheimdienstes genehmigen 
musste und dessen Konten kontrollier¬ 
te, bestätigt. Er fügte hinzu, auch der 
USA-Geheimdienst CIA sei in die Sa¬ 
che verwickelt gewesen und habe Ak¬ 
tionen gefordert, um den Menschen 
Angst vor den Kommunisten einzuja¬ 
gen. In jenen Jahren fanden bekannt¬ 
lich in einer ganzen Reihe von NATO- 
Ländern Sprengstoffanschläge statt, 
darunter in Italien, wo inzwischen 
nachgewiesen wurde, dass die NATO- 
Geheimorganisation „Stay behind“, die 
dort unter dem Namen „Gladio“ aktiv 
war, die Anschläge verübte. 

Am 2. Mai sollte die „Stay behind“- 
Spur auf die Prozesstagesordnung 
kommen. Doch das Gericht beschloss 
am 30. April, den Prozess bis zum 
13. Mai auszusetzen, da der Chef des 
Geheimdienstes SREL, Patrick Heck, 
der Staatsanwaltschaft zwei Kisten mit 
sieben Aktenordnern aus dem Ge¬ 
heimdienstarchiv zum Thema „Stay 
behind“ zukommen ließ. 

Erst vor kurzem war bekannt gewor¬ 
den, dass der Geheimdienst, der in der 
Luxemburger Umgangssprache „Spit¬ 
zeldienst“ heißt, zwei illegale Geheim¬ 
archive mit Karteikarten und Mikro¬ 
filmen von tausenden Luxemburgern 
hat, die teilweise seit 1960 und bis 
2002 wegen ihrer politischen Tätigkei¬ 
ten oder Ferienreisen in sozialistische 
Länder bespitzelt wurden. Die Regie¬ 
rung hatte zuvor immer behauptet, in 
Luxemburg habe es nie „politische In¬ 
landspionage“ gegeben. 

Der ehemalige Chef des Geheim¬ 
dienstes SREL, Marco Mille, hatte 
Ende vergangenen Jahres jedoch ein¬ 
geräumt, die KPL sei über Jahrzehn¬ 
te bespitzelt worden. Die KPL fordert 
seit jeher die Abschaffung des Spitzel¬ 
dienstes. Am 10. April 2013, als Premi¬ 
erminister Juncker zur Lage der Nati¬ 
on im Parlament sprach, bekräftigte sie 
ihre Forderung mit einer Aktion vor 
dem Parlamentsgebäude. 

Ali Ruckert 

Unser Autor ist Präsident der Kommunistischen Partei 
Luxemburgs 


Dollars in Koffern und Plastiktüten für Karsai 

„Liebesgaben“ der CIA für den Staatschef und die Bandenchefs in Afghanistan 


„Mehr als eine Dekade lang wurden 
Bündel amerikanischer Dollars, ver¬ 
packt in Koffern, Rucksäcken und ge¬ 
legentlich Plastiktüten, ungefähr jeden 
Monat in das Büro von Afghanistans 
Präsidenten gebracht - Liebesga¬ 
ben der Central Intelligence Agency“ 
(CIA). 

Diese fast unglaubliche Story berich¬ 
tete die New York Times am 29. April 
dieses Jahres. Bisher kannte man das ja 
nur als Propagandafigur aus dem Stan- 
dardrepertoire des Antikommunismus: 
die Geldkoffer aus Moskau oder Ost¬ 
berlin für die Kommunisten im Westen. 
Doch der kapitalistische, im Dienst im¬ 
perialistischer Expansionsinteressen 
geschaffene Geheimdienst der USA 
machte daraus Realität. CIA und US- 
Außenamt lehnte es zwar ab, die Anga¬ 
ben zu kommentieren. Doch das Büro 
des derzeitigen afghanischen Staats¬ 
chefs Karsai hielt es offenbar für das 
beste, es offen zuzugeben: „Ja, der Nati¬ 
onale Sicherheitsrat (Afghanistans) hat 


in den vergangenen zehn Jahren Geld 
von der CIA bekommen“, teilte es offi¬ 
ziell mit. „Diese Hilfen sind sehr nütz¬ 
lich und wir sind dankbar.“ 

Alles in allem sind laut NYT in den 
letzten zehn Jahren mehrere Dutzend 
Millionen Dollar auf diese Weise per 
Koffer, Rucksack und Tragebeutel als 
unverbuchtes Schwarzgeld bar auf die 
Hand an das Büro des afghanischen 
Staatspräsidenten ausgeliefert wor¬ 
den. Die CIA-Agenten händigten das 
Geld persönlich aus. „Wir nannten es 
Geistergeld“, sagte Khalil Roman, stell¬ 
vertretender Bürochef von Karsai von 
2002 bis 2005. „Es kam im Geheimen 
und ging im Geheimen.“ 

Begonnen habe die CIA die Zahlun¬ 
gen bereits zu Beginn des Afghanistan- 
Krieges 2001. Damals seien zahlreiche 
„Warlords“ (Bandenchefs) mit solchen 
Barzahlungen bedacht worden, darun¬ 
ter Mohammed Fahim, damals tadschi- 
kischer „Rebellenchef“ und Komman¬ 
dant der „Nordallianz“, heute Karsais 


Vizepräsident. Auch Karsais Halbbru¬ 
der Ahmed Wali Karsai stand auf der 
Empfängerliste. Ebenso der einstige 
„Usbekenführer“ Abdul Raschid Dos- 
tum, der laut NYT regelmäßige Zah¬ 
lungen bis zu 100 000 Dollar monatlich 
erhielt. Desgleichen der „Hazara-Füh- 
rer“ Mohaqeq, der frühere Mudscha¬ 
heddin-Chef und zeitweilige Staats¬ 
präsident Rabbani, der Islamist Abdul 
Rasul Sayyaf und einige Provinzgou¬ 
verneure im aufständischen Süden des 
Landes. 

Mit dem Geld habe sich die CIA Ein¬ 
fluss auf den Präsidenten und dessen 
Regierungsarbeit sichern wollen, sol¬ 
len Mitarbeiter Karsais erklärt haben. 
Doch die US-Dollars hätten vor allem 
die Korruption in dem Kriegsland ge¬ 
fördert und die Warlords als lokale 
Machthaber in Afghanistan gestärkt. 
Was diese allerdings nicht hinderte, 
zugleich lukrative Verbindungen zum 
Drogenhandel und in einigen Fällen 
auch zu den „Taliban“ zu unterhalten. 


„Die größte Korruptionsquelle in Af¬ 
ghanistan waren die USA 4 , sagte ein 
US-Offizieller. 

Aus den Schwarzgeldtöpfen seien auch 
Lösegelder an die Taliban für entführte 
Regierungsmitglieder gezahlt und „ge¬ 
sprächsbereite“ Taliban entlohnt wor¬ 
den. „Auch die Einladungen mit poli¬ 
tischen Gesprächspartnern wurden so 
bezahlt, weltweite Delegationsreisen 
und Rechnungen der Fünf-Sterne-Ho- 
tels, Geschenke für die Familie zu Hau¬ 
se. Die Kreditkarten enger Mitarbeiter 
des Palasts wurden mit CIA-Dollar auf¬ 
geladen, Mieten für deren teure Häuser 
in Kabul beglichen“, berichtete „Spie- 
gel-Online“. Außerdem hätten Karsais 
Mitarbeiter mit Hilfe des CIA-Geldes 
sichergestellt, „dass Parlamentarier 
die vom Präsidenten vorgeschlagenen 
Minister bestätigten und dass die an¬ 
gereisten Delegierten bei der Großen 
Rats Versammlung, der Loya Jirga, die 
Pläne des Palastes unterstützten“. 

Dirk Grobe 



Das Werk der „Dienste“: Anschläge auf das Gas-, Telefon- und Stromnetz, auf 
Behörden und den Flughafen. 
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Unbezahltes Leid - 
unbezahlbare Schulden 

Argentinien: 1,2 Millionen US-Dollar pro Stunde für Schuldzinsen 


Hände weg von Syrien! 

densbewegung warnt vor Eskalation im syrischen Bürgerkrieg 

sraelischen TLuftangriffen auf Ziele in Damaskus Auch von „Selbstverteidigung“ kann in diesem Fall keim 

L L) rvd r» Ci rv int vi n A i^fi Irrvl CI d T n vtr» r» 1 vi nvvi Ctn r» 


Zw de/t israelischen Luftangriffen auf Ziele in Damaskus 
erklärte der Sprecher des Bundesausschusses Friedensrat¬ 
schlag, Peter Strutynski, in einer ersten Stellungnahme: 


Die jüngsten israelischen Luftangriffe auf Damaskus sind mit 
nichts zu rechtfertigen. Sie stellen einen Akt der Aggression 
gegen einen souveränen Staat dar, sind völkerrechtswidrig 
und eskalieren die Lage in der Nahostregion bis an den Rand 
eines Flächenbrands. 

Die Rechtfertigung Israels, es handle sich bei den Angriffen 
um den „legitimen“ Versuch, iranische Waffenlieferungen an 
die libanesische Hisbollah zu vereiteln, reicht nicht einmal 
zur Beruhigung der engsten Bündnispartner. Zwar beeilte 
sich der Sprecher des Weißen Hauses, die Aktion als Akt der 
„Selbstverteidigung“ zu charakterisieren, wozu jeder Staat 
ein Recht habe. Darüber hinaus gab es aber keinerlei Beifall 
oder gar Ermutigung, diesen Kriegskurs fortzusetzen. Ande¬ 
re westliche Hauptstädte schweigen sich aus. 

Zur Erinnerung: Zur Unterbindung des Waffenschmuggels 
an die libanesische Hisbollah hatte der UN-Sicherheitsrat 
2006 eine Mission (UNIFIL) beschlossen, in deren Rah¬ 
men auch die Bundesmarine vor der Küste Libanons in 
Stellung gegangen ist. Dieses Mandat, das auf Resoluti¬ 
on 1701 des Sicherheitsrats fußt, ist seither Jahr für Jahr 
verlängert worden. Der entscheidende Passus aus dieser 
Resolution lautet: 

Der UN-Sicherheitsrat „fordert die Regierung Libanons auf, 
ihre Grenzen und anderen Einreisepunkte zu sichern, um zu 
verhindern, dass Rüstungsgüter und sonstiges Wehrmaterial 
ohne ihre Zustimmung nach Libanon verbracht werden, und 
ersucht die UNIFIL entsprechend der Ermächtigung in Ziffer 
11, der Regierung Libanons auf deren Ersuchen hin behilflich 
zu sein“. Falls Israel also der Meinung ist, dass unerlaubte Waf¬ 
fenlieferungen von Syrien nach Libanon bevorstehen, sind die 
Regierung in Beirut und das Hauptquartier der UNIFIL die 
Ansprechpartner und beauftragten Akteure. Dies ist offen¬ 
kundig nicht geschehen. Die Aktion der israelischen Streit¬ 
kräfte kann demnach nicht anders als ein Akt der Selbstjustiz 
eingestuft worden. So etwas ist sowohl innerstaatlich als auch 
in den internationalen Beziehungen verboten. 


Auch von „Selbstverteidigung“ kann in diesem Fall keine 
Rede sein. Sie ist nach Artikel 51 der UN-Charta einem Staat 
nur erlaubt, wenn er militärisch angegriffen wird oder ein 
solcher Angriff unmittelbar bevorsteht. Beides ist in diesem 
Fall eindeutig nicht gegeben. 

Stattdessen trägt der Angriff dazu bei, den Bürgerkrieg in 
Syrien weiter anzuheizen und die bewaffneten Aufständi¬ 
schen in ihrem Kampf zu ermutigen. Diese Unterstützung 
von außen kommt in einem Augenblick, in dem die Rebellen 
Verdächtigungen ausgesetzt sind, im Krieg gegen das Re¬ 
gime chemische Kampfstoffe eingesetzt zu haben. Diesen 
Vorwurf erhob am Wochenende die UN-Ermittlerin und 
frühere Chefanklägerin des UN-Tribunals für das ehemali¬ 
ge Jugoslawien, Carla del Ponte. Die Ermittler hätten in be¬ 
nachbarten Ländern Opfer des Syrien-Krieges sowie Ärzte 
und Mitarbeiter von Krankenhäusern befragt, sagte del Pon¬ 
te. „Auf Basis ihres Berichts von vergangener Woche gibt 
es einen deutlichen, konkreten Verdacht, aber noch keinen 
unwiderlegbaren Beweis für den Einsatz von Saringas, was 
die Art der Behandlung der Opfer angeht.“ Wann oder wo 
das Nervengas zum Einsatz gekommen sein könnte, sagte 
sie nicht. Hinweise darauf, dass die syrischen Regierungs¬ 
truppen Sarin eingesetzt hätten, habe die UN-Kommission 
dagegen noch nicht. 

Der Einsatz von Chemiewaffen gilt sowohl der israelischen 
als auch der US-Regierung als „rote Linie“, bei deren Über¬ 
schreitung Konsequenzen angedroht werden. Man darf ge¬ 
spannt sein, wie Tel Aviv und Washington auf die Meldung 
aus der Schweiz reagieren. Die Zurückhaltung der Bundes¬ 
regierung im Streit um die Chemiewaffen hebt sich aus dem 
Kriegsgeschrei positiv hervor und kann von der Friedensbe¬ 
wegung ruhig einmal gelobt werden. 

Zusammen mit den Friedensbewegungen in den USA und 
Israel fordern wir die schleunige Einschaltung der Vereinten 
Nationen, die internationale Verurteilung jeglicher Aggres¬ 
sion und Kriegsvorbereitung gegen Syrien sowie die Auf¬ 
forderung an die syrischen Konfliktparteien zum Waffen¬ 
stillstand und zu Verhandlungen. Nie war die Losung der 
Friedensbewegung „Hände weg von Syrien“ aktueller und 
richtiger als heute. 


AKEL für Debatte über Ausscheiden aus dem Euro 

Zypern soll für seine Wirtschaftsprobleme außerhalb des Abkommens mit der EU lösen 



Kuhhandel in Italien 

Kollaboration verschärft Rechtsruck 


Die Tresore der zyprischen Banken sind leergefegt. 


Auf einer Plenartagung ihres Zentral¬ 
komitees hat die „Fortschrittspartei des 
arbeitenden Volkes Zyperns“ (AKEL) 
am 29. April beschlossen, die Frage ei¬ 
nes „geordneten Ausscheidens“ aus der 
Euro-Zone zur Diskussion zu stellen. 
Die Entscheidung darüber müsse letzt¬ 
lich „vom Volk selbst in einem Refe¬ 
rendum“ getroffen werden, heißt es in 
dem Beschluss der Tagung. 

AKEL ist seit dem Regierungswech¬ 
sel im Februar dieses Jahres nach der 
Wahl des Konservativen Anastasiadis 
zum Staatspräsidenten die größte lin¬ 
ke Oppositionspartei auf Zypern (rund 
ein Drittel der Wähler stimmen). Sie ge¬ 
hört international zum Spektrum der 
kommunistischen und sozialistischen 
Parteien links von der Sozialdemokra¬ 
tie mit Beobachterstatus in der Euro¬ 
päischen Linkspartei. 

In seinem Beschluss stellte das AKEL- 
Führungsgremium fest, dass Zypern 
nach den Vereinbarungen der kon¬ 
servativen Regierung mit der EU 
über eine Anleihe aus dem Euro-Ret- 
tungsfonds und dem damit gekoppel¬ 
ten „Memorandum“ über zypriotische 
Verpflichtungen zur Verkleinerung des 
Bankensektors und zu Privatisierungs¬ 
und Sparmaßnahmen im Staatshaus¬ 
halt „vor historischen Entscheidungen 
steht, die die wirtschaftliche, aber vor 
allem die politische Zukunft Zyperns 
bestimmen werden“. 

Angesichts dessen bekundete das 
AKEL-Zentralkomitee die Bereit¬ 
schaft, „die Regierung bei der schwieri¬ 
gen Arbeit zur Bewältigung der ökono¬ 
mischen Krise zu unterstützen, voraus¬ 
gesetzt, dass sich ihre Aktionen in die 
richtige Richtung bewegen“. Zugleich 
stellte es klar, dass es aber „Maßnah¬ 
men nicht zustimmen wird, die das zy¬ 
priotische Volk als Ganzes und beson¬ 
ders die arbeitenden Menschen, die 
Arbeitslosen, die junge Generation, die 
Rentner und die verwundbaren Grup¬ 
pen der Bevölkerung zu Armut und 
Stillstand verurteilen“. 

Die Beschlüsse der Euro-Gruppe vom 
15. März und die von der Anastasiadis- 
Regierung mit ihr getroffenen Verein¬ 
barungen vom 25. März haben nach 
AKEL-Einschätzung „neue, noch nie 
dagewesene negative und zerstöreri¬ 


sche Fakten für die Wirtschaft Zyperns 
geschaffen“. Der sehr schwerwiegende 
Eingriff in den Bankensektor und da¬ 
rüber hinaus in die gesamte zyprische 
Wirtschaft und die daraus resultierende 
Rezession nehme Zypern für die nächs¬ 
te Zeit jede Möglichkeit einer ökono¬ 
mische Wiederbelebung, verringere die 
gesellschaftliche Rolle des Staates und 
schaffe Bedingungen für eine verlän¬ 
gerte Verschlechterung der derzeitigen 
Situation. Erfahrungen mit der Durch¬ 
führung solcher Memoranden der ab¬ 
soluten Sparzwangpolitik in anderen 
Ländern zeigten, dass ein Festhalten 
an den gegenwärtigen Vereinbarun¬ 
gen mit der EU von einem bedeuten¬ 
den Verlust an nationaler Souveränität 
und Prosperität sowie dem Anwachsen 
der Armut begleitet sein wird. 

Nach Ansicht des AKEL-Zentralkomi- 
tees, dem eine entsprechende wissen¬ 
schaftliche Studie vorlag, hat die ge¬ 
genwärtige Krise zwei Hauptursachen: 
zum einen die weltweite Wirtschafts¬ 
krise, die neoliberale Politik des öko¬ 
nomischen Sparzwangs und das derzei¬ 
tig praktizierte „spezifische Modell der 
ökonomischen Entwicklung“ und an¬ 
dererseits die Verantwortlichkeiten des 
zyprischen Bankensektors. Gestützt auf 
diese Fakten führe die wissenschaftli¬ 
che Analyse zu der Schlussfolgerung, 
„dass die einzige Option für Zypern 
eine Lösung außerhalb des Anleihe- 


Abkommens und des Memorandums 
ist“. Allerdings sei eine solche Lösung 
„sehr wahrscheinlich gleichbedeutend 
mit einem Beschluss Zyperns zum Aus¬ 
scheiden aus der Wirtschafts- und Wäh¬ 
rungsunion des Euro“. 

Eine solche Lösung sei unter den gege¬ 
benen Umständen zwar eine „schmerz¬ 
hafte Wahl“. Doch zugleich auch „eine 
ernsthafte Alternative, da das Land 
sich damit selbst von politischen Ver¬ 
pflichtungen befreien kann, was eine 
Perspektive und die Möglichkeit für 
Entwicklung und Wachstum in der 
Zukunft bietet, gestützt auf ein neues 
Modell ökonomischer Entwicklung“. 
Wenn eine solche Entscheidung ange¬ 
nommen würde, muss sie laut AKEL 
in Verhandlungen zwischen Zypern 
und der EU über ein „geordnetes Aus¬ 
scheiden,,, gestützt auf die Grundsätze 
des Völkerrechts, verwirklicht werden. 
Deshalb wende sich das AKEL-Zen- 
tralkomitee, „ohne die Gefahren und 
Schwierigkeiten der Verwirklichung ei¬ 
ner solchen Entscheidung zu ignorie¬ 
ren, an die Regierung, die politischen 
und gesellschaftlichen Kräfte und die 
Gesamtheit der zypriotischen Gesell¬ 
schaft“, um ihnen „den Vorschlag für 
den Beginn eines konstruktiven politi¬ 
schen und gesellschaftlichen Dialogs in 
diese Richtung vorzulegen“, wobei die 
letzte Entscheidung in einem Referen¬ 
dum zu treffen sei. Georg Polikeit 


Die Schulden Argentiniens sind mit 
umgerechnet über 346 Milliarden US- 
Dollar auf vier Fünftel des Bruttoin¬ 
landsprodukts angestiegen. Der Ver¬ 
schuldungsspezialist des Alternativra¬ 
dios „Al Dorso“ Facundo Gutierrez, 
vermutet eine Verschleierungstaktik 
der Regierung. 

Die Botschaft der ehemaligen Kirch¬ 
ner- und folgenden Fernändez-Regie- 
rung ist ja auch eine andere: mit Um¬ 
schuldungsaktionen wie den „Mega- 
Canjes“ von 2005 und 2010 wurde 
international signalisiert, man sei aus 
der Falle entkommen, die im Wesentli¬ 
chen aus Kreditaufnahmen der Militär¬ 
diktatur herrühren. Die „Linksperonis- 
ten“ um Cristina Fernändez sind dem 
Rat namhafter Spezialisten, solcherart 
„fauler Schulden“ nicht anzuerkennen 
und die Kreditgeber auf ihren Forde¬ 
rungen sitzen zu lassen, nie gefolgt. So 
zahlt das argentinische Volk doppelt: 
30 000 Tote 1976 bis 1983 und nun mit 
brutalen Kürzungen zur Finanzierung 
ihrer Peiniger. Schon die bloße Rück¬ 
zahlungsverweigerung wäre eigent¬ 
lich nicht ausreichend - es müssten die 
Banken eher umgekehrt zur Entschädi¬ 
gung für die gesellschaftlichen Verwüs¬ 
tungen herangezogen werden. 
Gutierrez bezieht sich auf einen Bericht 
von Hector Luis Giuliano mit dem Ti¬ 
tel „Schulden für alle: die nationale öf¬ 
fentliche Verschuldung“. Danach teilt 
sich die Staatsverschuldung Argentini¬ 
ens nach Zahlen des zweiten Quartals 
2012 in die direkte des Zentralstaats mit 
194 Milliarden, Zinsschulden von 72,3 
Milliarden, eine „nicht registrierte Ver¬ 
schuldung“ von 41,3 Milliarden, indirek¬ 
te Schulden von 21,2 Milliarden sowie 
die Schulden der Provinzen und Kom¬ 
munen von 17,7 Milliarden US-Dollar. 
Hinzu kämen nach Aussagen von Giuli¬ 
ano ungewisse weitere Forderungen 
von über 20 Milliarden US-Dollar aus 
Rechtsstreitigkeiten - mit Geierfonds, 
Pariser Club oder dem Investitions¬ 
streitschlichtungszentrum (span.: CIA- 
DI), das ausländische Anleger schützt. 
Bei den etwa 194 Milliarden im Falle 
des Zentralstaats handelt es sich um 
182,7 bereits ausgehandelter Rückstän¬ 
de und 11,2 Milliarden mit Gläubigern, 
die den Mega-Canjes weder 2005 noch 


Im Ergebnis des Kuhhandels mit der 
PDL des 2011 gestürzten Premiers 
Berlusconi ist es dem von Staatschef Na- 
politano designierten Vize-Chef der De¬ 
mokratischen Partei (PD), Enrico Let- 
ta, überraschend schnell gelungen, nach 
über zwei Monaten ein Kabinett zu bil¬ 
den. Entgegen vorheriger Ablehnung, 
mit der PdL zu koalieren, gehört der 
„Großen Koalition“ jetzt auch die Bür¬ 
gerliste des bisherigen Übergangspremi¬ 
ers Monti an. Die rassistische und sezes- 
sionistische Lega Nord lehnt die Regie¬ 
rung Letta ab, da ihre auf eine weitere 
Autonomie der Nordregionen gerich¬ 
teten Forderungen nicht berücksichtigt 
worden seien. Die Linkspartei Umwelt 
und Freiheit (SEL) Nichi Vendolas kün¬ 
digte entschiedene Opposition gegen 
die mit der extremen Rechten gebilde¬ 
te Koalition an. Der Chef der 5-Sterne- 
Bewegung (M5S), Beppe Grillo, nannte 
das Kabinett „eine Regierung der Gau¬ 
ner und Strolche“, will aber mit Letta in 
Einzelfragen Zusammenarbeiten. 

Mit dem 46-jährigen Letta kommt ein 
verhältnismäßig junger Politiker an die 
Spitze des Palazzo. Er betrieb 2007 aus 
der Führung der katholischen Zent¬ 
rumspartei Margerita den Zusammen¬ 
schluss mit den Linksdemokraten zur 
heutigen PD. 2006-08 gehörte er der 
Mitte-Links-Regierung unter Romano 
Prodi an. Dem von der „Repubblica“ 
„Regierung der Schadensbegrenzung“ 
getauften Kabinett gehören neun Mi¬ 
nister der PD, fünf der PdL und drei der 
Monti-Liste an. Vier sind parteiunab¬ 
hängig, darunter der bisherige Direk¬ 
tor der Banca dTtalia, Fabrizio Sacco- 
manni, der das Wirtschafts-und Finanz- 


2010 beitraten (s. dazu auch UZ vom 
7. 12. 2012). Nach Berechnungen von 
Giuliano kommen dazu sogar noch ein 
Schuldenwachstum von 11,7 Milliarden 
bis Ende 2012 sowie aufzunehmende 
11,3 Milliarden zum Ausgleich des vor¬ 
jährigen Haushaltsdefizits. Nicht regist¬ 
rierte Schulden sind solche, die aus den 
Vereinbarungen des Wirtschaftsminis¬ 
ters Lavagna innerhalb des Mega-Can- 
je 2005 entstehen: Inflationsausgleiche 
(23 Milliarden), Zinskapitalisierungen 
(2,5 Milliarden) und Kouponzahlungen 
(15,8 Milliarden), die an das Bruttoin¬ 
landsprodukt gekoppelt sind. Unter in¬ 
direkten Schulden werden diejenigen 
der Zentralbank, von Staatsunterneh¬ 
men, Treuhandfonds oder auch ausste¬ 
hende aus Großprojekten verstanden. 
Auf einen in drei Jahren projektierten 
Stausee im Süden des Landes entfal¬ 
len dabei allein neun Milliarden US- 
Dollar. Die Kommunen und Provin¬ 
zen sind ebenfalls stark betroffen; ihre 
Schulden entfallen nach der Provinz¬ 
schuldumstrukturierung im Jahr 2010 
zur Hälfte auf Forderungen des Zen¬ 
tralstaats, dem man neben den Schul¬ 
den also immerhin auch Außenstände 
zugute halten kann. 

Hector Luis Giuliano nimmt als 
Grundlage seiner Berechnungen offi¬ 
zielle Zahlen aus dem Staatshaushalts¬ 
gesetz 26.784 für das Jahr 2013. Die 
Schulden steigen demnach jährlich um 
umgerechnet 11 Milliarden US-Dollar. 
Sollen 2013 36,5 Milliarden beglichen 
werden, entfallen darauf Zinsen von 
10,8 Milliarden, was stündlich mehr als 
1,2 Millionen US-Dollar entspricht. Für 

2014 sind Zahlungen von 42,1 Milliar¬ 
den (Zinsen: 15,5 Milliarden) und für 

2015 sogar 49,1 Milliarden (Zinszah¬ 
lungen: 18,6 Milliarden) projektiert. 
Hector Luis Giuliano: „Argentinien 
versackt in einem ewigen Betrug - ein 
Mechanismus kontinuierlicher Neuver- 
schuldung, um ein unlösbares Finanz¬ 
problem unzahlbarer Schulden auf¬ 
recht zu erhalten.“ 

Dass es damit in der Tat nicht bald zu 
Ende geht, belegt er auch: die durch¬ 
schnittliche Lebensdauer jeder Schuld 
beträgt 10,2 Jahre, und die Lasten ge¬ 
hen jetzt bereits bis ins Jahr 2089. 

Günter Pohl 


Ressort übernimmt, und die für Justiz 
zuständige Annamaria Cancellieri. Ins¬ 
gesamt sind ein Drittel der 21 Minister 
Frauen, unter ihnen auch von der PD 
die frühere EU-Kommissarin Emma 
Bonino, die das Außenministerium ver¬ 
waltet. Das EU-Ressort übertrug Let¬ 
ta Enzo Moavero von der Bürgerliste 
Montis. PdL-Chef Angelo Alfano wird 
Vize-Premier und übernimmt gleich¬ 
zeitig das Innenministerium. Von ihm 
wird erwartet, dass er für eine Einstel¬ 
lung der gegen Berlusconi laufenden 
Strafprozesse sorgt. Die PdL besetzt 
ferner mit Senator Mario Mauro das 
Verteidigungsressort. 

Der Industriellenverband Confindust- 
ria applaudierte Letta und nannte sein 
Kabinett eine „Regierung der Quali¬ 
tät“. Wenn der neue Premier ankündig¬ 
te, sich ernsten Fragen der Wirtschaft, 
darunter der Arbeit und den sozia¬ 
len Bereichen zuzuwenden, dann fra¬ 
gen nicht nur Gewerkschafter, wie er 
das unter einen Hut bringen und auch 
noch den Forderungen aus Brüssel zur 
Senkung des Haushaltsdefizits nach- 
kommen will. Die Arbeitslosenquo¬ 
te beträgt mit über drei Millionen 11 
Prozent. Rechnet man die Gelegen¬ 
heitsjobs dazu, sind es fünf Millionen, 
35 Prozent davon Jugendliche. Die 
Durchschnittsrente liegt bei 649 Euro. 
2012 haben pro Tag 1 000 Betriebe 
bankrott gemacht, Tendenz steigend. 
Die Widersprüche und Probleme der 
tiefen politischen Krise Italiens sind 
nicht gelöst, sondern vertieft worden. 
Nicht zuletzt deshalb dürfte der Regie¬ 
rung Letta keine allzu lange Lebens¬ 
dauer beschieden sein. Gerhard Feldbauer 
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Kolumne von Nina Hager 


Nur eine kleine, abgeschottete 
„Gemeinschaft“? 


Die Sicherheitsvorkehrungen sind 
groß. Das Gerichtsgebäude ist gut ab¬ 
geschirmt. 500 Polizisten sollen dafür 
sorgen, dass es so bleibt. Beim Einlass 
wird streng kontrolliert. Auch für die 
Journalisten gibt es erschwerte Be¬ 
dingungen. 

Am Tag des Prozessbeginns stehen 
vor dem Gericht Absperrgitter in 
zwei Reihen. Die Straßen sind weit¬ 
räumig abgesperrt, Spezialkräfte 
überwachen den Luftraum. 
Demonstrantinnen, die sich Zugang 
zum Gerichtsgebäude verschaffen 
wollen, werden von der Polizei weg¬ 
getragen, Teilnehmer einer Kundge¬ 
bung des „Bündnis gegen Naziterror 
und Rassismus“, die die rückhaltlose 
Aufklärung neofaschistischer Struk¬ 
turen über die Terrorzelle hinaus for¬ 
dern, mißtrauisch beäugt. 

Eine Gruppe Türken und Griechen 
legt einen schwarzen Kranz nieder. 
Als sie auf den Vorplatz des Gerichts 
wollen, werden sie von Polizeibeam¬ 
ten mit Verweis auf Sicherheitsbe¬ 
stimmungen gestoppt. Offensicht¬ 
lich sollen vor allem diese Menschen 
„ferngehalten“ werden 
Einige bekannte Nazigrößen sitzen 
dagegen während der Verhandlung 
im Zuschauerraum. Für Oberstaats¬ 
anwalt Herbert Diemer, Bundesan¬ 
walt beim Bundesgerichtshof, der die 
Gesamtermittlung geleitet hatte und 
der in den Prozess eingebunden ist, ist 
das offenbar kein Problem. Der Pres¬ 
se erklärt er später, man könne nichts 
machen, solange diese keine Strafta¬ 
ten begingen ... 

Diemer warnte noch einmal, falsche 
Erwartungen an den Prozess zu stel¬ 


len: „Gegenstand sind die angeklag- 
ten Personen und Taten.“ Die NSU 
sei eine kleine, persönliche, abge¬ 
schottete Gemeinschaft, mit einem 
kleinen Kreis von Unterstützern. Es 
gebe keine Anhaltspunkte für eine 
Beteiligung ortskundiger Dritter oder 
anderer Gruppen, und auch keine 
Hinweise auf Verstrickung staatlicher 
Stellen in die Straftaten. 

Die bisherigen Untersuchungsaus¬ 
schüsse des Bundestages und von 
Landtagen sind zu anderen Ergeb¬ 
nissen gekommen... 

Was Diemer da sagte, sollte alle Anti¬ 
faschistinnen und Antifaschisten sehr 
hellhörig machen. Es deutet wieder 
einmal darauf hin, dass kritische Fra¬ 
gen durch die „Ermittler“ offenbar 
ausgeklammert wurden. Die Ankla¬ 
ge wird es zeigen. 

Dass die Verteidiger von Zschäpe und 
Co. gewiss auch künftig alle Register 
ziehen, den Prozess erschweren und 
verschleppen, die Anklage und Zeu¬ 
genaussagen anzweifeln werden, wird 
nicht überraschen. 

Dass aber zum Prozessauftakt ein 
„Hauptermittler“ bereits Weichen 
stellt, sollte zur Wachsamkeit und zu 
noch stärkerem Protest drängen. Of¬ 
fenbar gibt es - wie längst erwartet 
und nur bestätigt - in bestimmten 
Kreisen von Politik, Justiz und Ge¬ 
heimdiensten kein Interesse an der 
Aufklärung der tatsächlichen Hin¬ 
tergründe, konkreten Vernetzungen 
in der faschistischen Szene oder der 
Verquickungen mit Geheimdiensten 
und Politik. 

Nina Hager 


Partei stärken und bilden 

2. Tagung des DKP-Parteivorstands am 4J5. Mai in Essen 


Auf der 2. Parteivorstandssitzung schlug 
Wera Richter, stellvertretende Vorsit¬ 
zende der DKP vor, die Mitgliedsbuch¬ 
neuausgabe mit einer Kampagne zur 
Stärkung der Partei zu verbinden. Nach 
dem eigentlichen Umtausch der Partei¬ 
bücher Ende des Jahres, verbunden mit 
einer Bestandsaufnahme der Organisa¬ 
tion, müsse es um die offensive Mitglie¬ 
dergewinnung gehen, um nicht nur den 
Status Quo zu halten. Eckpunkte einer 
zeitlich begrenzten Kampagne könn¬ 
ten das Liebknecht-Luxemburg-Wo- 
chenende als Auftakt, das Eingreifen in 
die EU- und Kommunalwahlkämpfe in 
neun Bundesländern - gewählt wird am 
25. Mai - und schließlich als End- und 
Höhepunkt das UZ-Pressefest im Som¬ 
mer 2014 sein. 

In Dortmund, aber auch in vielen an¬ 
deren Städten, wurden Mitglieder der 
DKP am 1. Mai an den zahlreichen In¬ 
foständen der Partei und auf den DGB- 
Demonstrationen immer wieder nach 
dem größten Fest der Linken gefragt, 
das turnusgemäß in diesem Sommer 
stattgefunden hätte. Die Partei hatte 
sich aus finanziellen und organisatori¬ 
schen Gründen entschieden, es im Jahr 

2013 auszusetzen. Dem 3. Tag des 20. 
Parteitages am 25. Mai in Hannover lie¬ 
gen mehrere Anträge vor, nun das Fest 

2014 durchzuführen. Wera Richter be¬ 
tonte, dass das nur gelingen könne, wenn 
das Fest als Fest der ganzen Partei vor¬ 
bereitet und durchgeführt werde. 

Nach kontroverser, aber solidarischer 
Diskussion wurden mit großer Mehr¬ 
heit Arbeitspläne zu den Bereichen 
Marxistische Theorie- und Bildungspo¬ 
litik sowie zur Betriebs- und Gewerk¬ 
schaftsarbeit der DKP verabschiedet. 
Die inhaltliche Schwerpunktsetzung der 
Parteibildungsarbeit müsse mit Nach¬ 
druck auf die Vermittlung von Grund¬ 
lagenwissen für die Mehrheit der Mit¬ 
glieder in allen drei Bestandteilen des 
Marxismus-Leninismus gesetzt wer¬ 
den: dialektisch-materialistische Philo¬ 
sophie, politische Ökonomie des mo¬ 
dernen Monopolkapitalismus/Imperi- 
alismus und revolutionäre Strategien 
und Taktik, erklärte Hans-Peter Bren¬ 
ner, stellvertretender Vorsitzender der 


DKP. "Was unser Arbeitsplan will", 
so Brenner, "ist, dass wir ausgehend 
von den dringenden Problemen unse¬ 
rer Zeit und gestützt auf längere Pas¬ 
sagen von Klassikertexten arbeiten 
und dabei die historischen Zusam¬ 
menhänge mit vermitteln müssen, 
aus denen diese Passagen und Quel¬ 
len stammen." 

Für die Arbeit im Bereich Betriebs¬ 
und Gewerkschaftsarbeit wurde 
durch den verantwortlichen Sekre¬ 
tär Olaf Harms zunächst ein Plan für 
dieses Jahr vorgelegt. Darin geht es 
zum einen um die Umsetzung der 
Beschlusslage des Parteitages zur 
30-Stunden-Woche zum anderen um 
die Durchführung einer Konferenz 
zur Gewerkschaftspolitik der DKP 
im Herbst - nicht um sich gegenseitig 
fertige Standpunkte vorzulesen, son¬ 
dern um tatsächlich in die Diskussion 
über unterschiedliche Einschätzun¬ 
gen zu kommen. Weitere Punkte sind 
die Zusammenarbeit der SDAJ und 
die Vorbereitung eines gemeinsamen 
Ratschlags zur Arbeiterjugendpolitik 
in Zusammenarbeit mit der Jugend¬ 
kommission. 

Die PV-Tagung wählte auf Vorschlag 
ihres Leiters eine Finanzkommis¬ 
sion, eine neue Leitung der Karl- 
Liebknecht-Schule, sowie mit Anton 
Latzo aus Brandenburg einen Leiter 
der Geschichtskommission. Die Do¬ 
main dkp.de wurde treuhänderisch 
auf Wera Richter übertragen. Dort 
soll am 11. Mai ein neues Internet¬ 
portal der DKP online gehen. 

Der Parteivorstand ruft zu den 
Blockupy-Protesten in Frankfurt am 
Main auf. Die Mitglieder der DKP 
sind aufgerufen, sich am 31. Mai an 
der Blockaden unter anderem der 
EZB und am 1. Juni an der internati¬ 
onalen Großdemonstration zu betei¬ 
ligen. Neben einem zentralen Flug¬ 
blatt, das in Zusammenarbeit mit 
der DKP-Frankfurt erstellt wird und 
das insbesondere die Rolle der Deut¬ 
schen Bank thematisiert, soll an dem 
Wochenende vor allem die UZ „un¬ 
ter die Leut“ gebracht werden. 

Wera Richter 


„Gute Gründe, die EZB lahmzulegen“ 

Ziviler Ungehorsam: Blockupy-Aktionen in Frankfurt am Main am 31. Mai und 1. Juni. 

Ein Interview mit Mischa Aschmoneit 


UZ: Am 31. Mai und 1. Juni werden 
Tausende unter dem Motto Blockupy 
versuchen, das Frankfurter Banken¬ 
viertel, insbesondere die Europäische 
Zentralbank zu blockieren, um gegen 
das Krisenregime der EU zu protestie¬ 
ren. Was kann die Blockade einer Bank 
bewirken? 

Mischa Aschmoneit: Unsere Aktion 
wirkt in drei Hauptrichtungen: Sie er¬ 
schwert erstens für einen begrenzten 
Zeitraum das reibungslose Funktionie¬ 
ren einer zentralen Institution des ka¬ 
pitalistischen Krisenregimes, der EZB. 
Sie signalisiert zweitens den Menschen 
in Deutschland und weltweit, dass es 
auch hier Protest, Widerstand und In¬ 
ternationale Solidarität gibt. Und sie 
ermutigt drittens Menschen dazu, die 
bürgerlichen Regeln des Protestes zu 
überschreiten und einen Schritt weiter 
in Richtung Widerstand zu gehen. 

UZ: Spricht jetzt nicht alles dafür, Opel 
Bochum zu blockieren und die Auslie¬ 
ferung von Fahrzeugen aus dem Werk 
zu stoppen? Warum die Konzentration 
auf die Banken? 

Mischa Aschmoneit: Wir haben uns 
unter anderem während des längsten 
Streiks, den die Gewerkschaft NGG in 
ihrer Geschichte geführt hat, wirkungs¬ 
voll an den Blockaden von Gate Gour¬ 
met Düsseldorf beteiligt. Wenn die Be¬ 
schäftigten des Bochumer Opel Werkes 
in den Kampf gehen, werden wir sicher 
nicht abseits stehen. Die Blockade der 



Mischa Aschmoneit ist aktiv in der 
Interventionistischen Linken (IL) 


Mischa Aschmoneit: Ja, sie wächst. 
Nicht so schnell, wie es nötig wäre, 
aber ich glaube, wir sind da auf einem 
guten Weg. 

UZ: Und doch wirkt die Abschreckung. 
Beim Anlegen mit der Staatsmacht, ho¬ 
len wir uns häufig eine blutige Nase. Und 
ein Urteil wie das gegen Tim H. aus Ber¬ 
lin, der wegen angeblicher Rädelsführer¬ 
schaft bei einer Blockade in Dresden eine 
mehrjährige Haftstrafe absitzen soll, lässt 
uns auch nicht kalt. Ist das bei der Mobi¬ 
lisierung nach Frankfurt zu spüren? 

Mischa Aschmoneit: Ich glaube, Men¬ 
schen reagieren unterschiedlich auf 
Repression. Denk doch nur an die Be- 


an, ausschließlich die Welt zu interpre¬ 
tieren, zu kommentieren, zu kritisieren, 
sondern darauf, sie zu verändern. Die 
Einheit von Theorie und Praxis muss 
hergestellt werden. Deshalb besteht die 
Aufgabe der revolutionären Organisa¬ 
tion nicht nur darin, den ideologischen 
Kampf offensiv zu führen. Sie muß vor 
allen Dingen in der Lage sein, erfolg¬ 
reiche kollektive Aktivitäten zu organi¬ 
sieren - anderenfalls wird sie ein harm¬ 
loser Diskussionszirkel sein. 

Ziel der Aktivitäten ist dabei ein dop¬ 
peltes. Es geht darum erstens, mög¬ 
lichst einen materiellen Erfolg zu er¬ 
zielen (Lohnerhöhung, Verhinderung 
von Naziaufmarsch, Miete gesenkt etc), 
aber zugleich die Grenzen der Refor¬ 
men im Kapitalismus erkennen und 
zweitens, Menschen zu ermutigen, kol¬ 
lektiv für ihre Interessen zu kämpfen 
und sich dabei nicht an die von der bür¬ 
gerlichen Klassenherrschaft in Geset¬ 
zesform gegossenen Regeln zu halten. 
Der Grad des eigenen Engagements 
hängt dabei von der Persönlichkeit, den 
Lebensbedingungen und der konkre¬ 
ten Situation ab - es geht unserer Stra¬ 
tegie des Zivilen Ungehorsams nicht 
darum, Märtyrerinnen und Märtyrer 
zu produzieren. Zugleich mutet sie den 
Handelnden sehr wohl ein individuel¬ 
les Risiko zu: Wer streikt, kann entlas¬ 
sen werden - wer Nazis blockiert, kann 
verletzt werden. Doch ohne Menschen, 
die bereit sind, ein Risiko einzugehen, 
kann der Kapitalismus nicht überwun¬ 
den werden, erschöpft sich Kapitalis¬ 
muskritik in selbstgenügsamen Wohl¬ 
fühlphrasen. 
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EZB ist ein zentraler Aspekt von Block¬ 
upy, aber nicht die einzige Aktion. Wir 
werden beispielsweise am Nachmittag 
die Produktions- und Verkaufsbedin¬ 
gungen von Textilien durch Aktionen 
in Frankfurt thematisieren und damit 
auch einen Beitrag zu den anstehenden 
Kämpfen in diesem Bereich leisten. 

Ich kann bei uns keine einseitige Kon¬ 
zentration auf Banken erkennen und 
würde im Gegenzug fragen, ob es rich¬ 
tig wäre, die Banken nicht anzugehen. 
Zugleich ist zu untersuchen, welche 
Teile des Finanzkapitals denn derzeit 
die „am meisten imperialistischen Ele¬ 
mente“ sind, von denen die größte Be¬ 
drohung für den Frieden und die Ar¬ 
beiterinnenklasse ausgeht und dem¬ 
entsprechend dagegen zu agieren. Zu 
guter L etzt stimme ich der Genossin 
Beate Landefeld zu, die in ihrer Analy¬ 
se zur Struktur der herrschenden Klas¬ 
se feststellt: „Der Finanzsektor dürfte 
heute den größten Teil der staatlichen 
Gruppe der Bourgeoisie stellen“. Es 
gibt also gute Gründe, das Frankfurter 
Finanzzentrum lahmzulegen. 

UZ: Blockupy 2012 steht auf der einen 
Seite für völlig absurde Versammlungs¬ 
verbote und ein Überreagieren des Staa¬ 
tes und auf der anderen Seite für das Ig¬ 
norieren der Verbote, für Ungehorsam. 
Wächst die Bereitschaft, sich zu wider¬ 
setzen? 


rufsverbote aus der Zeit des heute von 
Vielen hochgelobten Kanzlers Willy 
Brandt. Da gab es die einen, die sich 
angepasst haben und die anderen, die 
dennoch weitergemacht haben. Wir 
machen heute eigentlich eher die Er¬ 
fahrung, dass bei einer zunehmenden 
Anzahl von Menschen die Notwendig¬ 
keit des Widerstandes höher gewertet 
wird als die eigene Angst vor Repressi¬ 
onen. Das ist aber auch eine Frage, ob 
Menschen in solidarische Strukturen 
eingebunden sind, die ihnen den Rü¬ 
cken stärken. Wir als IL haben diese 
Strukturen, deshalb sind viele unserer 
Aktivistinnen auch bei Aktionen des 
Zivilen Ungehorsams mit dabei. Ich 
rechne auch bei den Blockupy-Blo- 
ckaden nicht mit einem Rückgang der 
Beteiligten und hoffe natürlich auf eine 
Steigerung. 

UZ: Massenblockaden haben sich im 
Kampf gegen Neofaschismus als erfolg¬ 
reiche Aktionsform etabliert. Sie sind 
vor allem erfolgreich, wenn tatsächlich 
Tausende zusammenstehen und Spal¬ 
tungsversuche in gute und böse Antifa¬ 
schisten verhindern können ... 

Mischa Aschmoneit: Du hast recht, 
wichtig ist, dass Tausende Zusammen¬ 
halten und sich nicht spalten lassen. 
Aber das reicht nicht, um erfolgreich 
zu sein! Es kommt doch nicht darauf 


Wir als organisierte Revolutionärin¬ 
nen und Revolutionäre, egal ob bei 
euch in der DKP oder bei uns in der 
IL, müssen daran arbeiten, verschiede¬ 
ne Formen auszuprobieren, in denen 
der Klassenkampf konkret in unserem 
Sinne geführt werden kann. Blockupy 
ist ein kleiner Schritt dabei, der jedoch 
wichtig ist, weil Menschen nicht nur ka¬ 
pitalismuskritisch daherreden, sondern 
auch handeln. Macht mit - am besten 
in organisierter Form, übernehmt Ver¬ 
antwortung für das Gelingen der Ak¬ 
tionen. 

Die Fragen stellte Wera Richter 


Die Interventionistischen Linke (IL) ist ein 
bundesweiter Zusammenschluss von radi¬ 
kal-linken Gruppen. Sie hat sich zum Ziel 
gesetzt, praktisch in die realen politischen 
und sozialen Auseinandersetzungen einzu¬ 
greifen und auf den revolutionären Bruch 
mit dem Kapitalismus hinzuarbeiten. Die IL 
beteiligte sich maßgeblich an den Protes¬ 
ten gegen den G8-Gipfel in Heiligendamm, 
an der Kampagne „Castor Schottern“, an 
der Verhinderung der Naziaufmärsche 
von Dresden und an Blockupy Frankfurt. 
Gruppen der IL existieren in Berlin, Biele¬ 
feld, Bremen, Düsseldorf, Göttingen, Ham¬ 
burg, Hannover, Hannover, Karlsruhe, Kas¬ 
sel, Kiel, Köln, Lübeck, Mainz, Mannheim, 
Marburg, München, Münster, Norderstedt, 
Nürnberg, Tübingen und Worms. 
http://www.radikallinks.org/ 
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i. Mai 2013: 

Weltweit Aktionen und 
Demonstrationen 


M illionen gingen am 1. Mai welt¬ 
weit in vielen Ländern auf die 
Straße um für ihre Rechte zu 
demonstrieren, Hunderttausende allein 
in den Ländern der Eurozone. 

Von Portugal über Spanien bis Italien 
standen die Demonstrationen, Kund¬ 
gebungen und anderen Aktionen ganz 
im Zeichen der Proteste gegen Kür¬ 
zungspolitik und Sozialabbau. In Spa¬ 
nien protestierten Zehntausende auf 
Kundgebungen der Gewerkschaften 
gegen die Sparpolitik der Regierung, 
gab es aber auch - wie in Andalusien 
(siehe Artikel und Foto unten) - Land¬ 
besetzungen. 

In Istanbul wurden bei Zusammenstö¬ 
ßen zwischen der Polizei und Mai-De¬ 
monstranten zwei Personen verletzt. 
In mehreren Stadtvierteln rund um 


den zentralen Taksim-Platz habe es 
Zusammenstöße gegeben, berichteten 
die Medien. Die Behörden hatten eine 
Großveranstaltung auf dem Taksim- 
Platz untersagt. 

Aus Bagdad erhielten wir Fotos einer 
Demonstration der Kommunistischen 
Partei des Iraks, aus Zypern von den 
l.-Mai-Demonstrationen an diesem 
Tag (auf dem Foto sieht man Fahnen 
und ein Transparent des Kommunisti¬ 
schen Jugendverbandes). 

Die größten Demonstrationen fanden 
in diesem Jahr aber in den Staaten La¬ 
teinamerikas und der Karibik statt - 
vor allem in Kuba und Venezuela (Fo¬ 
tos links oben). 

Mehrere Millionen Menschen waren in 
Lateinamerika und der Karibik auf der 
Straße: mit Forderungen nach Arbeit 


und gerechten Entlohnungen, gegen 
die Einmischung der USA und anderer 
imperialistischer Staaten in die inneren 
Angelegenheiten ihrer Länder bzw. der 
Region, für Frieden, im Gedenken an 
Hugo Chävez, aber auch um ihren Wil¬ 
len zur Verteidigung und zum Ausbau 
erreichter sozialer und demokratischer 
Errungenschaften zu bekunden. 

Allein in Caracas, der Hauptstadt Ve¬ 
nezuelas, nahmen mehrere hunderttau¬ 
send Menschen an der Mai-Demonst¬ 
ration teil. 

Die venezolanischen Gewerkschaften 
begrüßten dabei u. a. die Entscheidung 
der Regierung Maduros, das Mindest¬ 
gehalt anzuheben. 

nh 
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„Brot, Arbeit und Freiheit!“ 

Besetzungsaktionen in Andalusien 


M it Rufen wie „Brot, Arbeit 
und Freiheit!“ besetzten am 
1. Mai fünfhundert Arbeits¬ 
lose, Mitglieder der andalusischen 
Arbeiterunion (SAT), den landwirt¬ 
schaftlichen Betrieb „Las Turquillas“ 
in der Provinz Sevilla. Dieser gehört 
der spanischen Armee, die ihn nutzt, 
um Pferde zu züchten. Jedoch nur 
zwanzig der 1 200 Hektar, die die - 
öffentlichen - Flächen des Betriebes 
umfassen, werden zu diesem Zweck 
bewirtschaftet. Nach Angaben der 
Gewerkschaft könnte der Bauernhof 
hundert Familien beschäftigen. „Der 
Rest des Hofes wird konventionell 
zum Anbau von Weizen und Sonnen¬ 
blumen verwendet, um Subventio¬ 
nen von der Europäischen Union zu 
kassieren“ erklärte nach der Beset¬ 
zung SAT-Generalsekretär Diego Ca- 
namero vor den Medien. Die Polizei 
beendete die Besetzung jedoch nach 
Stunden. 

Andalusien ist eine der Regionen in 
Europa mit der höchsten Arbeitslosen¬ 
quote. Betriebe wie „Las Turquillas“, so 
die Gewerkschaft, schaffen nur weni¬ 
ge Arbeitsplätze. In diesem Teil der 


Provinz Sevilla beträgt die Arbeitslo¬ 
sigkeit aber mehr als 40 Prozent. Die 
Gewerkschaft schlägt den Aufbau von 
landwirtschaftlichen Genossenschaften 
vor, durch die die Arbeiter ihre eigenen 
Arbeitsplätze schaffen. 

„Etwa 22 000 Hektar öffentliche Flä¬ 
chen gibt es in Andalusien, die Arbeits¬ 
plätze für viele der Arbeitslosen bieten 
könnten“, erklärte der stellvertretende 
Vorsitzende der SAT und Abgeordnete 
der Izquierda Unida (Vereinigte Lin¬ 
ke) im andalusischen Parlament Juan 
Manuel Sänchez Gordillo. Gordillo, 
der auch Bürgermeister des berühm¬ 
ten kommunistischen Dorfes Marina- 
leda in der Provinz Sevilla ist, nahm an 
der Besetzungaktion teil. 

Die Regierung plant den Verkauf von 
mehreren solcher Liegenschaften an 
private Investoren. Deshalb schlug die 
Izquierda Unida im letzten Sommer 
vor eine öffentliche Landesbank zu 
schaffen. Lola Alvarez, Sekretärin der 
Gewerkschaft in Cordoba, erklärte je¬ 
doch, dass erste Schritte dieses Plans 
frühestens im Jahr 2016 verwirklicht 
werden können, direkt am Ende der 
aktuellen Amtszeit des Parlaments. 


Die Gewerkschaft hat deswegen schon 
jetzt dem Besitzer von „Las Turquillas“ 
einen Geschäftsplan für die landwirt¬ 
schaftlichen Flächen vorgelegt. 

Eine der Forderungen der SAT ist, 
EU-Subventionen an die Produkti¬ 
on zu binden und nicht einfach an 
Hektarzahlen. Über fünf Mrd. Euro 
pro Jahr erhält Spanien an landwirt¬ 
schaftlicher Unterstützung von der 
EU im Rahmen der Gemeinsamen 
Agrarpolitik. Die Hauptnutznießer 
dieser Beihilfe sind nicht die kleinen 
und mittleren Produzenten, sondern 
Grundbesitzer wie die Herzogin von 
Alba, die die Nutzung dieser Flächen 
auf solche Pflanzen konzentriert, die 
leicht mit Maschinen geerntet werden 
können und daher Gewinne bei wenig 
Ausgaben bringen. 

Ebenfalls am 1. Mai besetzten hundert 
Gewerkschafter etwa 10 Meilen vor 
der Stadt Lebrija den Bauernhof „Val- 
deojo“. Ihre Forderung ist, den Boden 
für den Anbau von Obst und Gemüse 
zu nutzen und Arbeitsplätze zu schaf¬ 
fen. In Jaen versuchten am gleichen 
Tag 400 Gewerkschafter die Finca „La 
Rueda“ zu besetzen. Die Polizei ver¬ 
hinderte dies. Die Demonstranten ent¬ 
schieden am nächsten Tag einen neuen 
Versuch zu unternehmen ... 

Carmela Negrete 
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Verrechnet? 


„Ökonomische Massenvernichtungswaffe“, Reinhart/Rogoff-Papier, „nahezu irrelevant“ 


„Wer schadet der US-Ökonomie am meisten?“, 
fragt der englische „Guardian“. Zur Auswahl stün¬ 
den „gierige Banker, faule Gesetzesgeber, ängstli¬ 
che Regierungsbeamte und zwei eher ungewöhn¬ 
liche Verdächtige: Hochgeschätzte Ökonomen“, 
meint Autorin Heidi Moore. 

Es geht um Carmen Reinhart und Kenneth Rogoff 
und ihre Studie aus dem Jahr 2010: „Growth in a 
Time of Debt“ (etwa: Wachstum in Zeiten der Ver¬ 
schuldung). 

Das Papier argumentiert, dass eine Staatsver- 
schuldung von 60 Prozent/BIP eine Wachstumsab- 
schwächung von zwei Prozent hervorrufen und 
Schulden von 90 Prozent/BIP das Wachstum 
„etwa halbieren“ würde. 

★ 

Wie kaum zu übersehen, hatte der Text, oder das 
was von ihm medial wahrgenommen wurde, be¬ 
trächtlichen Einfluss. Die steile 60/90-These klingt 
schlicht wie eine empirische Fundierung der Mer- 
kelschen Austeritätsprogramme. Und nicht nur ih¬ 
rer. Die Verschuldung der Eurozone liegt nun bei 
90 Prozent, und siehe da - trara!!! - das Wachstum 
ist nicht nur halbiert, sondern sogar nahe Null. 
Quod erat demonstrandum. Oder nicht? 

Frau Moore spricht von einem ökonomischen 
Äquivalent der von der Bush-Administration 
entdeckten irakischen Massenvernichtungswaf¬ 
fen (WMD): Die Thesen drängten „die Nationen 
in einen Krieg gegen den Staat, und wir dürften 
noch den Preis mit Arbeitslosigkeit und Niedrig¬ 
wachstum bezahlen.“ 

★ 

Nun haben Ökonomen der Universität Massa¬ 
chusetts den Datensatz nachgerechnet und gra¬ 
vierende Fehler gefunden. Einer von ihnen, Mi¬ 
chael Ash, resümiert: „Die Kombination des Zu¬ 
sammenbruchs des empirischen Resultats, das 
hohe öffentliche Verschuldung notwendig assozi¬ 
iert ist mit erheblich reduziertem BIP-Wachstum, 
und die Schwäche der theoretischen Konstruktion 
(...) machen Reinhart und Rogoffs These nahezu 
irrelevant für die aktuelle öffentliche politische 
Debatte“. 

Wer nun vermutet, dieses wissenschaftliche Wa¬ 
terloo, würde tatsächlich die politische Haupt¬ 
stoßrichtung signifikant beeinflussen, läuft Gefahr 
mit Zitronen zu handeln: Nur weil in der Studie 
„zwei, drei Datenpunkte“ fehlten, habe man jetzt 
den Eindruck, die Ergebnisse würden „jetzt auf 
den Kopf gestellt“, gab Bundesbank-Chef Jens 
Weidmann die Auffanglinie vor, „das wäre etwas 
fehlgefolgert und sicherlich nicht richtig.“ Grund¬ 
lage „der ja richtigen Konsolidierungsbemühun¬ 
gen“ sei keine Studie, sondern „ein breites empiri¬ 
sches Bild und auch ökonomische Zusammenhän¬ 
ge“, sagte Weidmann. Bei den G20-Beratungen in 
Washington habe die Diskussion um die Reinhart- 
Rogoff-Studie keine Rolle gespielt. 

Woraus genau sich das „breite empirische Bild“ 
Weidmanns zusammensetzt, nach sechs Jahren 
eines grotesken Scheiterns seiner „Rettungs“- 
Strategie (wenn man die verlautbarte Zielsetzung 
einmal ernst nehmen will), ist nicht überliefert. 
Und welche „ökonomischen Zusammenhänge“ 
ihn dazu animieren, ungerührt ein „Weiter so!“ 
dieses gigantischen ökonomischen und sozialen 
Crash-Kurses als „richtige Konsolidierungsbemü¬ 
hungen“ zu verkaufen ebenso wenig. 

Klar ist dagegen, dass dergleichen die G20 nicht 
interessiert. 

★ 

Die Bedeutung von Logik und Stringenz von Wis¬ 
senschaften sollte in heutigen Zeiten nicht unnö¬ 
tig überstrapaziert werden. Zumal, wenn es sich 
um Wirtschaftswissenschaften handelt. Die Wis¬ 
senschaft von der „Wirtschaft“. Der Begriff mit 
seiner changierenden Nähe zur Betriebs-Wirt¬ 
schaft ist Programm. Die Wissenschaft von der 
„Wirtschaft“ ist in einer Klassengesellschaft wie 
kaum eine andere zunehmend vom Klasseninter¬ 
esse geprägt. 

Aus der klassischen Nationalökonomie wurde, mit 
dem Aufstieg des Imperialismus, die völkische ge¬ 
dachte „Volkswirtschaft“, die Smiths Anspruch auf 
„Die Wohlfahrt der Nationen“ (Plural) längst mit 
Hilfe einer „reinen“, mathematisierten Rechenak¬ 
robatik, zu Gunsten einer Legitimation der herr¬ 
schenden (sozialchauvinistischen) Verhältnisse 
aufgegeben, und ihre soziale Aufgabe wohlfeil auf 
den Kathedern des frisch installierten soziologi¬ 
schen Reparaturbetriebs abgeladen hatte. 

Dass dieser dienenden Zunft nun ein Eckstein 
ihres Argumentationsgebäudes weggebrochen 
ist, kommt in seiner Bedeutung wohl über einige 
Peinlichkeit kaum hinaus. 

★ 

So schmerzlich es für manchen ist, Reinhard/ 
Rogoff waren auch vor ihrer Pleite ebenso irre¬ 


levant für die politökonomische Hauptkampfli¬ 
nie wie die irakischen WMDs für die US-Invasion. 
Irgendein Vorwand wird immer gefunden werden. 
Wenn nicht dieser, dann ein anderer. Und für das 
an Bohlen und Klum geschulte Dschungelcamp- 
Publikum hatten der Nobelpreisträger und seine 
Harvard-Kollegin ohnehin nicht „Bild“-griffig ge¬ 
nug argumentiert. 

★ 

Jenseits der Schlagzeilen, etwas unaufgeregter 
betrachtet, sind Reinhart/Rogoff weit weniger als 
politökonomische WMDs verwendbar, als Mrs. 
Moore uns erklären zu müssen glaubt. „Austeri- 


tät ist nicht die einzige Antwort auf ein Schulden- 
Problem“ argumentierten sie am 1. Mai in der „Fi¬ 
nancial Times“. Zwar betonten sie weiterhin die 
strukturelle Bedrohung des Wachstumspotenti¬ 
als durch „das historisch hohe Niveau der Ver¬ 
schuldung in vielen Ländern, bei vielen noch über 
den Höchststand der Kriegsverschuldung hinaus.“ 
Dennoch: „Niemand sollte für eine Stabilisierung 
der Schulden eintreten, erst recht nicht für eine 
Reduzierung, bis das Wachstum wesentlich fes¬ 
ter verwurzelt ist.“ Die „Ultra-Keynesianer“ (Paul 
Krugmann u. a. - KW) unterschätzten aber „das 
Risiko eines Anstiegs der Anleihe-Zinsen“. (Bis¬ 
lang konnten die kapitalistischen Hauptstaaten 
ihre Refinanzierungskosten durch beispiellos 
niedrige Zinsen trotz hoher Verschuldung auf er¬ 
träglichem Niveau halten. Ausnahme, mit erklär¬ 
ter Absicht der Bundesregierung: Die Euro-Zone. 
Reinhart/Rogoff zweifeln, dass dies für alle Ewig¬ 
keit gelten wird.) 

Nichtsdestotrotz sind die Autoren bereit für „ren¬ 
ditestarke Infrastrukturprojekte“ auch weitere 
Verschuldung hinzunehmen. Das stärke das lang¬ 
fristige Potentialwachstum und senke im Endef¬ 
fekt die Schuldenquoten. Das ist weitaus lösungs¬ 
orientierter als das, was aus Frankfurt und selbst 
von der Berliner „Opposition“ zu hören ist - und 
fällt damit naturgemäß unter den Tisch. Folgerich¬ 
tig vermuten sie für Deutschland die „Notwen¬ 
digkeit der weiteren Stützung der Schuldenlast 
der Eurozonen-Partner“. Auch das wird bei Frau 
Merkel nicht auf pure Begeisterung stoßen. Aber 
wohl so kommen. 

★ 

Es geht bei der Legitimation der Krisenstrate¬ 
gie ganz offenkundig nicht um Rationalität. Die 
Kanzlerin und ihre schwäbische Hausfrau, Wolf¬ 
gang Schäuble, argumentieren geradezu klassisch 
moralisch irrational. Im besten Falle calvinistisch. 
Da gibt es die Guten oder auch die Fleißigen oder 
die Sparer. Das sind selbstverständlich „Wir“. Au¬ 
ßer Hartzern, Asylanten und ähnlichen Drücke¬ 
bergern. 

Und es gibt die Schlechten, oder auch die Faulen, 
die Schuldenmacher, hier auch gern mal die rei¬ 
chen Steuerhinterzieher. Das ist seit Stoiber der 
„Club Med“. 

Schon so banale Sachverhalte wie die gegenseitige 
Abhängigkeit von Guthaben und Schulden, von 
Überschüssen und Defiziten, und erst recht von 
Reichtum und Armut existiert in diesem Denken 
selbstredend nicht. Dafür wollen sich die Faulen 
auf Kosten der Fleißigen einen schönen Lenz ma¬ 
chen. 

Vor 80 Jahren hieß das noch biologisierend: „Er ist 
und bleibt der ewige Parasit, ein Schmarotzer, der 
wie ein schädlicher Bazillus sich immer mehr aus¬ 
breitet.“ („Mein Kampf“). Zwar gilt es nicht mehr 
„Parasiten“ auszurotten. Aber Strafe muss sein. 


Schließlich haben „wir“ uns hartzmäßig krumm¬ 
gelegt, wo die „Ouzo-Säufer in der Hängematte 
gelegen haben“ und sich von „unserem Geld“ teu¬ 
re Autos und luxuriöse Wohnungen gekauft ha¬ 
ben. Und wenn „Die“ nun von „Uns“ auch noch 
vor ihrer selbstverschuldeten Pleite gerettet wer¬ 
den wollen, dann aber nur gegen harte Auflagen. 
Gegen richtig harte Auflagen. 

★ 

Betrachtet man die Sache selbst, so waren Rein¬ 
hart/Rogoff ohnehin fragwürdig. Und zwar nicht 
wegen ihrer nun diskutierten Fehlerhaftigkeit. Es 
gibt da eher ein grundlegend methodisches Pro¬ 


blem. Es ist die alte Hoffnung der Empiriker, aus 
ihren Datensätzen die Kausalitäten herausdestil¬ 
lieren zu können, zu denen ihnen die theoretische 
Analyse fehlt. (Oder die sie, weil ohne Theorie 
keine Empirie, unreflektiert und unterschwellig 
ihrem Untersuchungsansatz unterschoben ha¬ 
ben.) Der Glaube, Korrelationen, wenn sie nur 
eindrucksvoll genug erscheinen, hinterrücks zu 
Quasi-Kausalitäten (die Autoren reden vieldeu¬ 
tig von „Assoziation“) mutieren lassen zu können. 
Die von Reinhart/Rogoff angezogene Korrelati¬ 
on einer negativen Beeinflussung des Wirtschafts¬ 
wachstums durch eine steigende öffentliche Ver¬ 
schuldung im Verhältnis zum BIP besagte, selbst 
wenn sie vorhanden wäre, erst einmal herzlich 
wenig. Mal von der fragwürdigen Verknüpfung 
einer Flussgröße (BIP) mit einer Bestandsgröße 
(Verschuldung) abgesehen. (Das korrekte Äqui¬ 
valent zu Verschuldung wäre ja Vermögen! Und 
da würde es tatsächlich interessant.) Es bleibt ja 


die Frage nach dem bestimmenden Kausalfaktor 
unbeantwortet. Und der könnte alles sein. Die Er¬ 
höhung der Verschuldung könnte das Wachstum 
bremsen, wie auch das stockende Wachstum die 
Verschuldung treiben. Oder ein dritter, verdeck¬ 
ter Faktor (in unserem Falle Merkel) könnte beide 
negativ beeinflussen. 

Auch die von den Harvard-Professoren befürch¬ 
teten, steigenden Refinanzierungskosten hängen, 
wie der Krisenverlauf eindrucksvoll belegt, kei¬ 
neswegs von der Schuldenhöhe, sondern in aller¬ 
erster Linie von den Strategien der Zentralbanken 


ab. (Positiv wie in Japan oder USA, negativ wie 
in der Euro-Peripherie.) Wieder ein verdeckter 
Faktor. 

★ 

Nun ist es nicht so, dass hier keine Aussagen mach¬ 
bar wären: Bekanntlich startete die neoliberale 
Gegenreform unter Reagans Schlachtruf „Der 
Staat ist das Problem“ einen strategischen Angriff 
auf die Staatsfinanzen. 

Die neoliberalen Frontkämpfer haben es sich 
(durchaus erfolgreich) zur Aufgabe gemacht, die 
Staaten in einen rigorosen Abwertungswettlauf 
um die niedrigsten Standards zu zwingen und dazu 
jede gesellschaftliche Beziehung und auch noch 
die letzte menschliche Regung dem Profitkalkül 
zu unterwerfen. Um einen beispiellosen Sozialab¬ 
bau inmitten wirtschaftlicher Prosperität durch¬ 
zusetzen, wurden durch Steuergeschenke an die 
Reichen immer höhere öffentliche Schulden an¬ 
gehäuft. Das Ergebnis waren sozial-, konjunktur- 
und strukturpolitisch handlungsunfähige Staaten, 
sowie relative, teilweise absolute Massenverar¬ 
mung einerseits, und eine drastisch beschleunigte 
Kapitalakkumulation andererseits. 

Wie leicht zu erkennen ist, beraubt sich dieser Pro¬ 
zess seiner eigenen Grundlage. Die Möglichkeit, 
die rasant steigenden Vermögen wieder in Kapi¬ 
tal zu verwandeln, sie also mehrwert-/profiterzeu- 
gend anzulegen, schwindet, je größer das Kapital 
und je kleiner die verfügbare Kaufkraft ist. Und 
dies umso schneller wie der Staat als antizykli¬ 
scher Hilfskonsument ausfällt. Dieser krisenhaf¬ 
te Prozess struktureller Überakkumulation ver¬ 
festigt sich über die großen Intervalle zu großen 
Überakkumulationskrisen oder im bürgerlichen 
Jargon einer Bilanzrezession (Richard C. Koo). 
Vor allem dann, wenn sich, wie nun nach der ka¬ 
pitalistischen Durchdringung des „Ostens“, der 
Krisenexport in „neue Märkte“ stockt und auch 
die Zyklusverlängerung, die Spekulation geplatzt 
ist. Nicht die Verschuldung allein ist das eigent¬ 
liche Problem, sondern das Auseinanderdriften 
des nicht mehr verwertbaren Vermögens einer¬ 
seits im Verhältnis zu den gleichzeitig rapide stei¬ 
genden öffentlichen und privaten Schulden ande¬ 
rerseits. Die gegenwärtige, zentralbankgestützte 
„Rettungsstrategie“ bemüht sich nach Kräften die 
ohnehin lebensbedrohlich-adipöse Kapitalüber- 
gewichtigkeit weiter zu verstärken. Hier ist dann, 
wie die 1930er Krise zeigt und Japan seit Anfang 
1990 demonstriert, in der Tat kaum noch Wachs¬ 
tum möglich. So lange es keine radikale „Bilanz¬ 
bereinigung“ (vulgo Enteignung, Inflation und/ 
oder Krieg) gibt. 

★ 

Um Merkel und Co. wird es spürbar einsam in 
Europa. Mag also sein, dass es zu taktischen Retu¬ 
schen im Krisenmanagement kommt. (Noch) will 
in Berlin und Frankfurt offenbar niemand, dass 
der ehemalige Profitbringer Eurozonien auch po¬ 
litisch implodiert. Nach Lage der Dinge (der eiser¬ 


ne schwarzgelbrosagrüne Schulterschluss ist ein 
deutliches Symptom) ist aber keine substantielle 
Korrektur „der ja richtigen Konsolidierungsbe¬ 
mühungen“ zu erwarten. 

Für die Kosmetik könnte beispielsweise auch die 
Reinhart/Rogoff-Pleite herhalten. Das klingt bes¬ 
ser. 

Wir haben dem „Druck der Straße“ nachgegeben, 
ist einfach keine gute Nachricht. Erst recht nicht, 
wenn „die Straße“ in Athen, Madrid, Lissabon, Pa¬ 
ris oder Rom liegt. 

Klaus Wagener 



Die Kritik an Merkel und der deutschen Politik wird lauter - auch auf den Treffen der Vertreter der 
führenden imperialistischen Staaten ... (Hier ein Treffen des US-Präsidenten Obama mit wichtigen 
Vertretern der Eurozone auf dem G20-Treffen im Juni 2012 in Mexiko.) 
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Zuerst brannten Bücher - dann Menschen 


Vor 8o Jahren bejubelte die deutsche Presse die Bücherverbrennungen 


A ls am 10. Mai 1933 auch die 
Werke Heinrich Heines ver¬ 
brannt wurden - z.B. auf dem 
Scheiterhaufen der Universität Halle- 
Wittenberg begann sich eine Pro¬ 
phezeiung des Dichters zu erfüllen: Er 
hatte in seiner Tragödie „Almansor“ 
1821 seine Gestalt Hassan nach einer 
Koran-Verbrennung auf dem Markte 
zu Granada sagen lassen: „Das war ein 
Vorspiel nur, dort, wo man Bücher ver¬ 
brennt, verbrennt man am Ende auch 
Menschen“ 

Doch waren Bücherverbrennungen 
nichts Neues: Meist hatten Mächtige 
die Dokumente des Geistes vernich¬ 
tet, die ihnen gefährlich werden konn¬ 
ten. Im alten China, unter dem ersten 
Thsin-Kaiser Hwang-ti, wurden 213 
v.u.Z. 460 Gelehrte, vorwiegend An¬ 
hänger des Konfutse, und alle Bücher 
im Reich verbrannt: Damit sollte der 
Konfuzianismus ausgelöscht werden. 
Das galt ebenso für die katholische 
Kirche, deren Inquisition verheeren¬ 
de Vernichtungsfeldzüge führte. Lu¬ 
ther verbrannte im Gegenzug 1520 die 
päpstliche Bannbulle. Einige Studenten 
aus schlagenden Verbindungen warfen 
beim Wartburgfest 1817 neben Uniform 
und Zopf auch Schriften gegen den An¬ 
tisemitismus und Napoleons „Code ci¬ 
vil“, der bürgerliche Rechte gesetzlich 
sicherte, ins Feuer. Aber nie war eine 
Bücherverbrennung der Auftakt zu ei¬ 
ner Massenvernichtung des Ausmaßes, 
wie sie sich nach 1933 vollzog. Selbst 
Heines Prophezeiung bezog sich auf 
Einzelfälle wie den Koran, dessen Ver¬ 
brennung schlimm genug ist, nicht aber 
auf die Vernichtung ganzer Völker, wie 
es die deutschen Faschisten taten. 

Die Bücherverbrennung 1933 war nicht 
auf Berlin begrenzt. In mehr als 20 
deutschen Universitätsstädten fand sie 
statt. Eine verbindliche Liste von Auto¬ 
ren wurde als Rundschreiben der Deut¬ 
schen Studentenschaft verbreitet: Auf 
der Liste standen unter anderem Karl 
Marx und Heinrich Mann, Erich Käst¬ 
ner und Sigmund Freud, Kurt Tuchols¬ 
ky und Carl von Ossietzky. Aber man 
ließ den Universitäten die Möglichkeit, 
die Listen zu erweitern; so kamen in 
Halle Heinrich Heine, Frank Wedekind 
und andere hinzu. Die Schriftstellerin 
Simone Trieder, die sich dort um die 
Aufarbeitung der Bücherverbrennung 
bemüht, schätzt ein, dass in Halle schär¬ 
fer „gesäubert“ wurde als in Berlin. In 
Frankfurt am Main zogen zwei Ochsen 
die für die Verbrennung vorbereiteten 
Bücher auf den Römerberg. Das Bild 
war, entgegen der Absicht, treffend: die 
Vernichtung des menschlichen Geistes 
und der Ersatz durch den animalischen 
Instinkt. 

Die Zeitungen berichteten über die 
Bücherverbrennung und schrieben 
von begeisterten Volksfesten mit Mu¬ 


Nach langem kreativem Schaffens¬ 
prozess und reichlicher Überlegung 
der Jury stehen sie fest, die Gewinner 
des Kunstwettbewerbs „Deine Krea¬ 
tivität für Kuba“. 15 junge Künstlerin¬ 
nen haben insgesamt 17 Entwürfe für 
zwei Wandgemälde eingesandt, die im 
„Zentrum zur Bildung revolutionärer 
Werte“ an der Fachhochschule Havan¬ 
na (CUJAE) in Kuba als Zeichen der 
Solidarität verwirklicht werden sollen. 
Die hochwertigen und kreativen Ein¬ 
sendungen zum Kunstwettbewerb der 
SDAJ in Kooperation mit dem Kom¬ 
munistischen Jugendverband Kubas 
(UJC) beschäftigen sich mit der Solida¬ 
rität mit den Cuban 5, dem Kampf ge¬ 
gen die Blockade der USA gegen Kuba, 
dem Recht auf Bildung oder auch der 
Lebensrealität im Kapitalismus. 
Überzeugt hat die fünfköpfige Jury 
letzten Endes das Bild „Revoluti¬ 
on und Verantwortung“ von Paula K. 
(20 Jahre) aus Witten. Mit poetischen 
und kämpferischen Elementen ver¬ 
eint es klassische Motive der Arbeiter¬ 
bewegung mit der Notwendigkeit des 


sik, farbigen Marschkolonnen und vie¬ 
len Fackeln. Die Bücher hatten stell¬ 
vertretende Bedeutung, gemeint waren 
Menschen. Bücher wurden verbrannt, 
um den Menschen mit dem Feuer ein 
Lichtsymbol der Befreiung von „un¬ 
deutschem“ Geist zu vermitteln und 
sie schließlich dadurch zur Opferbe¬ 
reitschaft, auch zum Opfer des eigenen 
Lebens, zu führen. 

Die Bücherverbrennung kündigte 
symbolisch die barbarischen Feuer des 
Krieges an. Aus der Vernichtung von 
Büchern wurde die Vernichtung von 
6 Millionen Menschen in den Verbren¬ 
nungsöfen der KZs. Nicht der Geist 
sollte angesprochen werden, sondern 
dumpfe Gefühle; Reflexionen waren 
unerwünscht. Selbst Golo Mann, der 
die Bücherverbrennung als Zeuge er¬ 
lebte, fühlte sich nur „einsam und trau¬ 
rig. Trotzdem konnte ich kein histori¬ 
sches Ereignis 4 darin sehen; das wurde 
es erst im Rückblick, als Vorbote und 
Symbol für Späteres ... Als die Werke 
von Heinrich Mann ins Feuer gewor¬ 
fen wurden, hörte ich jemanden neben 
mir sagen: ,Schade, dass wir ihn nicht 
selber haben! 4 “ 

Ähnliche Urteile sind häufig. Max Tau, 
der 1. Friedenspreisträger des Deut¬ 
schen Buchhandels, schrieb 1973: „... 
niemand konnte sich vorstellen, dass 
das bereits der Anfang von dem war, 
was man nie begreifen wird.“ Es ist 
zu begreifen, muss entgegengehalten 
werden: Es war die Ausschaltung des 
Geistes zu Gunsten eines wirren Bün¬ 
dels von „blutmäßig“ begründeten 
Gefühlen; dadurch wurden die, die das 
mit sich geschehen ließen, willfährige 
Werkzeuge einer vernichtenden Macht. 
Die Masse stellte sich leicht dadurch 
her, dass nur ein Bruchteil davon wirk¬ 
lich auf den Geist der Bücher verzich¬ 
ten musste, der Mehrheit war er ohne¬ 
hin fremd und die Bücherverbrennung 
wurde zum „leuchtenden“ Ereignis. 
Am 12. April 1933 begann die letzte 
Etappe des Feldzugs „Wider den un¬ 
deutschen Geist“, an dessen Ende am 
10. Mai die Bücherverbrennung stand, 
an dessen endgültigem Ende Europa 
zerstört und Millionen Menschen ver¬ 
nichtet waren. „Undeutsch“, das war 
jüdisch, kommunistisch und alles, was 
die „Reinheit von Sprache und Schrift¬ 
tum“ bedrohte, ohne einen Gedanken 
darauf zu verschwenden, dass diese 
„Reinheit“ von den Initiatoren selbst 
längst zerstört worden war. Die Akti¬ 
on „Wider den undeutschen Geist“ war 
von der „Deutschen Studentenschaft“ 
minutiös geplant worden. Dabei hatte 
jeder Student zuerst seine eigene Bü¬ 
cherei durchzusehen und von allem 
„Undeutschen“ zu säubern, dann hat¬ 
te jeder Student die „Büchereien sei¬ 
ner Bekannten“ säubernd zu sichten, 
und schließlich musste er sich an der 


gemeinsamen Kampfes zur Befreiung 
der Cuban 5 und der Bedeutung der 
Bildung beim Aufbau des Sozialismus. 
Der Gewinnerin winkt im Sommer ein 
Flug nach Kuba mit den Solidaritätsbri¬ 
gaden der SDAJ. 

Platz zwei, und damit ein Jahresabo der 
Tageszeitung „junge Welt“, geht an Jan 
H. (23) aus Bochum, der seinen dyna¬ 
mischen Entwurf „Contra el Bloqueo“ 


Säuberung der öffentlichen Biblio¬ 
theken beteiligen. Für den Abschluss 
war geplant: „An allen Hochschulen 
wird am 10. Mai 1933 das zersetzende 
Schrifttum den Flammen überantwor¬ 
tet. Die öffentliche Bekanntgabe von 
Sammelstellen, die sich an allen größe¬ 
ren Orten befinden, wird zu Beginn der 
Sammlung erfolgen.“ 

Die Behauptung, bis heute stünden 
„die geistigen Urheber nicht eindeu¬ 
tig fest“ (Bildtext zum Beitrag von 


Montage von John Heartfield 

Sigrid Löffler: Feuer und Verbote in 
der Bücherwelt. In: Literaturen, 2003, 
Heft 5, S. 21) mutet angesichts der de¬ 
taillierten Planung, in die Rundfunk 
und Presse einbezogen waren, wie ein 
Witz an, ist aber schlimmer, soll doch 
mit solchen Unschärfen niemand, vor 
allem nicht die deutsche akademi¬ 
sche Tradition für dieses Verbrechen 
verantwortlich gemacht werden. Die 
Bücherverbrennung darf jedoch nicht 
auf die Studenten reduziert werden: 
Sie vollzogen, was die Politik ihnen 
auferlegt hatte. Als die Bücher brann¬ 
ten, nahmen „die Spitzen der Behör¬ 
den, der NSDAP“ teil, wie die Presse 
berichtete. Und die Presse setzte die 
Verbrennungen wirksam in Szene. 
Die Politik zeigte sich verbunden und 


dem Kampf gegen die seit mehr als 
50 Jahren andauernde Wirtschaftsblo¬ 
ckade und den Imperialismus widmet. 
„Cuba unchained“ von Susanne K. (29) 
aus Trier auf Rang 3 verdeutlicht mit 
dem Symbol der „Rettungsschirme 44 
den entscheidenden Unterschied zwi¬ 
schen dem sozialistischen Kuba und 
dem kapitalistischen Deutschland: 
Während Kuba seine Bevölkerung 


dankbar; aus einigen Städten (Heidel¬ 
berg) ist bekannt, dass Geld zur Verfü¬ 
gung gestellt wurde, um die entstande¬ 
nen Lücken in den Bibliotheken durch 
Bücher „über den Kampf gegen den 
Bolschewismus“ zu füllen. 

Wie breit die Aktion angelegt war, zeigt 
der Vorstand des Börsenvereins der 
Deutschen Buchhändler. Am 11. Mai 
verbannte er zwölf Schriftsteller aus 
dem Buchhandel und aus den Biblio¬ 
theken: Feuchtwanger, Ernst Glaeser, 


Arthur Holitscher, Alfred Kerr, Kisch, 
Emil Ludwig, Heinrich Mann, Ernst 
Ottwaldt, Plivier, Remarque, Kurt Tu¬ 
cholsky, Arnold Zweig. Eine Liste mit 
131 Autoren folgte. Wie genau der Plan 
bedacht war, machte Goebbels deut¬ 
lich, der in Berlin am Ende der Bü¬ 
cherverbrennung am 10. Mai 1933 die 
Studenten aufforderte, nach der Ver¬ 
nichtung „des geistigen Unflats“ nun 
„einem wirklich deutschen Geist die 
Gasse frei zu machen“. Sie sollten nicht 
selbst neuer Geist sein, sondern die¬ 
sem die Gasse frei machen; sie gehör¬ 
ten schließlich selbst auf den Schlacht¬ 
feldern Europas zu den Opfern: Die 
Worte wurden genau gesetzt. Das trifft 
auch auf die „Begründungen“ für jedes 
zu verbrennende Buch zu. Jeder Autor 


schützt, lassen Deutschland und die EU 
die Werktätigen im Regen stehen, um 
Finanz- und Industriekapital zu schüt¬ 
zen. Der Preis: ein Jahresabo der Mar¬ 
xistischen Blätter. 

Zwei der drei Gewinnerbilder werden 
im Sommer an den Wänden der CU¬ 
JAE in Havanna durch die Solidaritäts¬ 
brigaden der SDAJ verwirklicht. 


bekam seine Zuordnung: „Gegen De¬ 
kadenz und moralischen Verfall! Für 
Zucht und Sitte in Familie und Staat! 
Ich übergebe der Flamme die Schrif¬ 
ten von Heinrich Mann, Ernst Glaeser 
und Erich Kästner.“ 1931 wurde Erich 
Kästners Roman „Fabian. Die Ge¬ 
schichte eines Moralisten“ veröffent¬ 
licht; er wurde von den Faschisten 1933 
wie kaum ein anderer gehasst, weil er 
auf schlichte Weise die Zerstörung der 
Menschlichkeit beschrieb. Das änder¬ 
te sich, nachdem Kästner jedes Auffal¬ 
len vermied, eine Art Frieden mit den 
Nazis machte und schließlich sogar seit 
1940 für die Ufa als Drehbuchautor tä¬ 
tig sein durfte. Er blieb trotzdem ein 
Gebrandmarkter. 

Was oft übersehen wird: Es waren nicht 
nur deutschsprachige Autoren auf den 
Listen, die der Bücherverbrennung 
folgten und die den Titel „Prinzipielles 
zur Säuberung der öffentlichen Büche¬ 
reien“ trugen, dort standen Heming¬ 
way, Upton Sinclair, Fjodor Gladkow 
und andere. 

Was vor 80 Jahren geschah ist aktuell, 
nicht nur als Erinnerung an ein Verbre¬ 
chen, sondern als Methode der Men¬ 
schen- und Geistesverachtung, die nach 
1945 nicht zu Ende war, allenfalls mili¬ 
tärisch besiegt. Am 3.10.1965 wurden in 
Düsseldorf am Rheinufer von Mitglie¬ 
dern des „Evangelischen Jugendbun¬ 
des für entschiedenes Christentum“ mit 
Genehmigung des Ordnungsamtes Bü¬ 
cher verbrannt, darunter Bücher von 
Erich Kästner, Camus und Grass. Der 
Bischof von Berlin-Brandenburg, Otto 
Dibelius, begrüßte den Mut der Brand¬ 
stifter. Auf Grass 4 Wohnung in Berlin 
erfolgte 1965 ein Brandanschlag. Zum 
50. Jahrestag der Bücherverbrennung 
plante München als einzige deutsche 
Großstadt keine Ausstellung zu dem 
Gedenktag. Als ein privater Sammler, 
der den größten Bestand der betroffe¬ 
nen Bücher und Autoren gesammelt 
hatte, auf eigene Rechnung eine Ge¬ 
denkausstellung organisierte, fand er 
keine Resonanz: Die „Angelegenheit 
sei nicht wichtig genug, um darüber zu 
berichten.“ Auch Koran-Verbrennun¬ 
gen, von denen Heinrich Heine ausging, 
sind nach wie vor an der Tagesordnung. 
Aber die Hoffnung stirbt zuletzt. Bü¬ 
cherverbrennungen sind nicht nur ein 
Verbrechen, sondern auch sinnlos; sie 
verwandeln die Absicht in ihr Gegen¬ 
teil. Bücher, die verbrannt wurden, blei¬ 
ben im Bewusstsein der Leser leben¬ 
diger als andere. Wer kennt schon den 
chinesischen Kaiser noch, der Bücher 
verbrennen ließ, aber Konfutse kennen 
viele Menschen. Die Nazis wurden be¬ 
siegt; die verbrannten Bücher blieben 
präsent. Die Hoffnung bleibt, dass das 
Gesetz der Serie in der Geschichte sich 
auch hier durchsetzt. 

Rüdiger Bernhardt 


Weitere Preise gehen an: 

★ Linda H. (15), Borna OT Wyhra: So- 
lidaridad entre los pueblos 

★ Oli W. (22), Rostock: Frieden und 
Sozialismus 

★ Andre L. (29), Gera: Kuba - die In¬ 
sel blüht auf 

★ Peter M. (25), Rostock: Kampf und 
Einheit der Gegensätze 

★ Moritz L. (21), Fürth: Solidarität ist 
eine Waffe 

★ Toni P. (30), Trier: Nothing is worse 
than capitalism 

Wir danken allen Einsenderinnen und 
gratulieren den Gewinnerinnen! 

Ein Dank geht auch an die Unterstüt¬ 
zer des Wettbewerbs: Freundschaftsge¬ 
sellschaft BRD-Kuba, Netzwerk Cuba, 
Cuba Si, Tageszeitung „junge Welt 44 , 
Wochenzeitung „Unsere Zeit“ und die 
Marxistischen Blätter. 

Ankündigungen von Ausstellungen der 
Bilder und weitere Informationen über 
den Kunstwettbewerb unter: kunst. 
sdaj-netz.de 


Kreativität und Solidarität für Kuba! 


Der Kunstwettbewerb der SDAJ ist entschieden 



Der Entwurf „Revolution und Verantwortung“ überzeugte die Jury. 



DURCH LICHT ZUR NACHT 

Alio sprach Dr. Goebbels Lasst uns aufs neue Brände entfachen, auf dass die Verblendeten nicht erwachen 
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Hintergrund 


unsere zeit m 


150 Jahre Bayer-Konzern 

Massive Proteste von Kritikern während der Hauptversammlung 


„Mir ist schlecht!" 

Aus der Rede von Axel Köhler-Schnura, Vorstand der 
Coordination gegen Bayer-Gefahren: 


ie diesjährige Hauptversamm¬ 
lung des Bayer-Konzerns am 
26. April war noch stärker von 
Protesten begleitet als in all den Jah¬ 
ren zuvor. Grund war das 150-jährige 
Betriebsjubiläum. Wohl deswegen war 
die Tagungsstätte noch mehr eingebun¬ 
kert als sonst. 

Dort, wo sonst ein Meer von Bayer- 
Fahnen wehte, nur gähnende Leere. 
Dort, wo einst ein 20 Meter breites 
Banner den Weg zur Hauptversamm¬ 
lung wies, nur noch die blanke Glasfas¬ 
sade. Kein einziges Schild mehr deutete 


darauf hin, dass sich hier Tausende Ak¬ 
tionärinnen eines Weltkonzerns ver¬ 
sammelten. Mit Dutzenden von Sperr¬ 
gittern riegelte Bayer den Eingang des 
Gebäudes weiträumig ab. 

Das schien dem Konzern wohl nötig. 
Wie immer hatte die Coordination ge¬ 
gen BAYERGefahren (CBG) den Pro¬ 
test organisiert. Rund 200 Demons- 
trantlnnen verschafften sich Gehör. 
Es ging um tödliche BAYER-Pillen, 
um die weltweite Ausrottung der Bie¬ 
nenvölker, um die tödliche Giftgaslei¬ 
tung des Konzerns quer durch das be¬ 


völkerungsreichste deutsche Bundes¬ 
land etc. pp. 

Aktivistinnen von GREENPEACE, 
die im Aktionsbündnis der CBG zur 
HV mitmachten, stiegen Bayer kurzer¬ 
hand aufs Dach. Im wahrsten Sinn des 
Wortes. Schon frühmorgens entrollte 
sich vom Dach des HV-Gebäudes ein 
ca. 13 x 6 Meter großes Transparent. 
Auf knallgelbem Grund war dort zu 
lesen: „Bayer-Pestizide töten Bienen.“ 
Und natürlich ging es um das 150-Jahr- 
Jubiläum, das der Konzern mit großem 
Pomp feiert. Der Kommentar der CBG: 
150 Jahre BAYER - Umweltzerstö¬ 
rung, Ausbeutung, Kriegstreiberei. 

Die Presse schrieb u.a. „Bayer-Haupt¬ 
versammlung und Proteste, das gehört 
zusammen wie Pech und Schwefel.“ 
(Kölner Stadtanzeiger v. 26.04.2013) 

Im Saal sprachen rund 30 Rednerln- 
nen. Mindestens 13 waren Kritische 
Aktionärinnen. Aber auch die tradi¬ 
tionellen Anteilseignerlnnen stellten 
kritische Fragen. Darunter auch solche 
aus Österreich, Großbritannien und 
Frankreich. Und selbst von den Ver¬ 
treterinnen der großen Aktionärsge¬ 
meinschaften kamen hartnäckige Fra¬ 
gen zu den von der CBG und deren 
Gästen angesprochenen Themen. Die 
Jubelstimmung, die zu Beginn im Refe¬ 
rat des Bayer-Bosses Dekkers noch be¬ 
schworen wurde, verflog rasch. Zu viel 
war die Rede von schweren Gesund¬ 
heitsschäden, von tödlichen Opfern der 
Bayer-Produkte, von weltweitem Bie¬ 
nensterben, von den Verbrechen zur 
Zeit des Hitler-Faschismus, von den 
verheerenden Folgen von Gentechnik 
und klimaschädigenden Emissionen, 
von Lohndumping, Arbeitshetze, Kin¬ 
derarbeit. 

Der Vorstandsvorsitzende Dekkers 
reagierte auf die erdrückenden Argu¬ 
mente und Fakten der kritischen Red- 
nerlnnen stereotyp, ausweichend und 
verharmlosend. Selbst gegenüber den 
anwesenden Opfern, etwa den Geschä¬ 
digten durch YASMIN, MIRENA oder 
PRIMODOS, zeigte sich Dekkers kalt. 
Zynisch und kaltschnäuzig verwies er 
selbst im Fall von mehr als 20 000 durch 
YASMIN/YAZ gesundheitlich geschä¬ 
digten oder zu Tode gekommenen 
Frauen immer wieder auf die „positive 
Kosten-Nutzen-Bilanz“. Kein Wort der 
Entschuldigung. Stattdessen Verwei¬ 
gerung jeder Entschädigung: Selbst in 
den 5 700 Fällen in den USA sei das 
keine „Entschädigung“. Der Konzern 
habe sich ohne Anerkennung jeglicher 
Schuld verglichen. Wobei anzumerken 
ist, dass das in den USA stärkere Recht 
den Konzern überhaupt zu solchen 
Zahlungen zwang. 

(Quelle: cbg-Aktionsbericht) 


... wir haben heute schon viel zu 150 
Jahren BAYER gehört und wurden 
von Herrn Wenning sogar zu Champa¬ 
gner eingeladen. Nun, mir persönlich ist 
angesichts des Konzern-Jubiläums kei¬ 
nesfalls nach Champagner zumute! Im 
Gegenteil, mir ist geradezu schlecht an¬ 
gesichts der Art und Weise, wie der Kon¬ 
zern mit seiner Geschichte umgeht. Ju¬ 
belgerede von tollen Produkten, tollen 
Entwicklungen und supertollem Bayer- 
Konzern. Kein Wort zu den Kehrseiten. 
Selbst wenn es sich um veritable Kon¬ 
zernverbrechen handelt wie etwa 
Zwangsarbeit, Chemische Waffen, 
Kriegstreiberei, Unterstützung des 
Hitler-Faschismus, aktive Beteiligung 
am Holocaust, Produktionskatastro¬ 
phen, gefährliche Produkte oder rui¬ 
nöse Gefährdung der natürlichen Le¬ 
bensgrundlagen. 

Auch zu den ganz alltäglichen Kehrsei¬ 
ten kein Wort: Lohndumping, Kinder¬ 
arbeit, miese Arbeitsbedingungen, Ge- 


„Niemand bestreitet, dass Aspirin ein 
wirksames Schmerzmittel ist. Auch zur 
Blut Verdünnung ist der Einsatz häufig 
sinnvoll. Aspirin kann zwar schwere - 
mitunter tödliche - Nebenwirkungen 
verursachen. Aber: insgesamt ist Aspi¬ 
rin ein wertvolles Präparat. Das können 
Sie gerne feiern. 

Aber warum lassen Sie unter den Tisch 
fallen, dass Bayer quasi zeitgleich mit 
Aspirin das Präparat „Heroin“ auf den 
Markt gebracht, u.a. als Hustenmittel 
für Kinder? 

Auch zur Behandlung von Schmerzen, 
Depressionen, Bronchitis, Asthma, Ma¬ 
genkrebs eingesetzt. Heroin wurde als 
wahrer „Tausendsassa“ vermarktet. 
Nach nur einem Jahr wurde Heroin in 
20 Länder verkauft und machte 5 Pro¬ 
zent des Umsatzes. Heroin und Aspirin 
wurden nicht nur zeitgleich entwickelt, 
auch wurde eine gemeinsame Werbe¬ 
kampagne für beide Präparate gestartet. 
Es ist nicht so, dass Risiken von Hero¬ 
in nicht bekannt wären. Schon wenige 
Monate nach Markteinführung warnten 
Ärzte vor Suchtpotential. Und schon 
damals wurde mit harten Bandagen ge¬ 
kämpft. Carl Duisberg, damals Bayer- 
Prokurist, empfahl, die Gegner des Hero¬ 
in „mundtot zu schlagen“, wenn diese be¬ 
haupteten, das Präparat sei nicht sicher. 


sundheitsgefährdung, Plünderung der 
Ressourcen, ökologischer Raubbau etc. 
Herr Dekkers, wann endlich öffnen 
Sie die Archive für eine unabhängige 
Firmengeschichte? Seit 35 Jahren, seit 
1978 bereits, fordern wir dies und nichts 
geschieht. Wenn über Umsätze und Ge¬ 
winne gesprochen wird, muss auch über 
die Kehrseiten dieser Gewinne gespro¬ 
chen werden. 

Herr Dekkers, Sie sind Niederländer 
und wissen, welche Verantwortung 
Bayer über die IG Farben für den Fa¬ 
schismus trägt mit der Finanzierung 
von Hitler, der Kumpanei mit der SS, 
mit der Beteiligung am Holocaust etc. 
Heute führen Sie den Konzern. Des¬ 
halb meine Frage: 

Wie können Sie als Niederländer es 
mit Ihrem Gewissen vereinbaren, dass 
anlässlich der Bestandsaufnahmen des 
Konzerns zu seinem 150-jährigen Be¬ 
stehen erneut diese Konzernverbre¬ 
chen keinerlei Erwähnung finden? ... 


Herr Dekkers: Das ist auch Teil Ihrer 
Historie! 

Wo wir gerade bei Carl Duisberg sind: 
Warum finden sich nirgendwo in Ihren 
Publikationen Hinweise darauf: 

★ Duisberg war im 1. Weltkrieg per¬ 
sönlich an der Erforschung von Gift¬ 
gasen wie „Grünkreuz“ und „Senfgas“ 
beteiligt; er testete diese an der Front 
und forderte vehement ihren Einsatz. 
Damit verstieß er wissentlich gegen die 
Haager Landkriegsordnung. 

★ Zur selben Zeit, 1916, forderte Duis¬ 
berg den Einsatz von Zwangsarbeitern 
aus Belgien. Die Reichsregierung griff 
den Vorschlag von Duisberg auf; rund 
60.000 Belgier wurden deportiert. His¬ 
toriker bezeichnen diese Deportation 
als Blaupause für das Zwangsarbeiter- 
Programm im Dritten Reich. 

★ 1. Weltkrieg: Duisberg forderte die 
Annexion von Belgien, Nordfrank¬ 
reich und (wörtlich) von: „deutschem 
Lebensraum“ in Polen und Russland. 
Derselbe Terminus wurde später von 
Nazis verwendet 

★ Ende 20er Jahre: Duisberg beteilig¬ 
te sich an der illegalen Aufrüstung der 
Reichswehr 

Carl Duisberg ist Zeit seines Lebens 
für Profit über Leichen gegangen 
Daher eignet er sich nicht als Vorbild. 



Nach dem 2. Weltkrieg wurden 24 leitende IG-Farben-Direktoren in Nürnberg 
angeklagt. Die Anklageschrift enthielt folgende Anklagepunkte: Planung, 
Vorbereitung, Einleitung und Durchführung von Angriffskriegen; Raub und 
Plünderung; Ausbeutung, Versklavung und Vernichtung von Zwangsarbeitern 
und Häftlingen; Mitgliedschaft in der SS (Schneider, Bütefisch, von der Heyde); 
Verschwörung zur Begehung von Verbrechen gegen den Frieden. 

Oben im Bild 15 der 24 Angeklagten des IG u.a. Carl Krauch, Aufsichtsratsvorsit¬ 
zender, Hermann Schmitz, Generaldirektor und die Mitglieder des Direktoriums 
Georg von Schnitzler, Fritz Gajewski, Heinrich Hörlein, August von Knieriem, Fritz 
ter Meer, Christian Schneider, Otto Ambros, Ernst Bürgin, Heinrich Bütefisch, Paul 
Häflinger, Max llgner, Friedrich Jähne, Carl Lautenschläger, Hans Kühne, Wilhelm 
Mann, Heinrich Oster, Carl Wurster. 


Duisberg ist kein Vorbild 

Aus der Rede von Philipp Mimkes, Geschäftsführer der 
Coordination gegen Bayer-Gefahren: 


Gegen die verfälschende Darstellung der Bayer-Geschichte 

Antrag Kritischer Aktionäre auf der diesjährigen Hauptversammlung 


Die Firma Bayer führt zu ihrem 150. 
Geburtstag aufwändige Feierlichkeiten 
durch. Die zahlreichen Konzern-Ver¬ 
brechen werden in den Festschriften 
jedoch totgeschwiegen. Statt sich zur 
Verantwortung zu Zwangsarbeit, Gift¬ 
gas und tödlichen Pharmaprodukten zu 
bekennen, wird die Unternehmensge¬ 
schichte weißgewaschen. 

Zum 150-jährigen Bestehen organisiert 
die Firma Bayer zahlreiche Festveran¬ 
staltungen mit prominenten Gästen. 
Ein eigens gebautes Luftschiff macht 
in allen fünf Kontinenten Werbung für 
den Konzern. Auch eine Ausstellung 
wurde von Leverkusen aus um die Welt 
geschickt. 

Bei den Jubelfeiern werden jedoch 
die unangenehmen Teile der Firmen¬ 
geschichte ausgeblendet. Themen wie 
Umweltverseuchung, Pestizid-Vergif¬ 
tungen, Arbeiterproteste oder die Kol¬ 
laboration mit dem Dritten Reich fal¬ 
len in der Firmen-Chronik unter den 
Tisch. 

So fehlt in keiner Unternehmens-Bro¬ 
schüre der Hinweis auf die Erfindung 
von ASPIRIN. Verschwiegen wird je¬ 
doch, dass Bayer fast zeitgleich das Prä¬ 


parat HEROIN auf den Markt brach¬ 
te, u.a. als Hustenmittel für Kinder. 
Bereits kurz nach der Markteinfüh¬ 
rung hatten Ärzte auf das Suchtpoten¬ 
tial von HEROIN hingewiesen. Trotz¬ 
dem führte Bayer fünfzehn Jahre lang 
einen globalen Werbefeldzug für das 
neue Präparat durch. 

Einige weitere Hintergründe zur Bay¬ 
er-Historie: 

★ Der langjährige Bayer-Generaldi¬ 
rektor Carl Duisberg beteiligte sich im 
1. Weltkrieg persönlich an der Entwick¬ 
lung von Giftgas und setzte den völker¬ 
rechtswidrigen Einsatz an der Front 
durch. Duisberg war mitverantwortlich 
für die Deportation zehntausender bel¬ 
gischer Zwangsarbeiter, auch forderte 
er die Annexion großer Gebiete Ost¬ 
europas. 

★ Über Jahrzehnte hinweg betrieb 
Duisberg den Zusammenschluss der 
deutschen Chemie-Industrie zur IG 
Farben. Der im Jahr 1925 gegründete 
Konzern war der größte Europas. Die 
Firma stand der Weimarer Republik 
ablehnend gegenüber; hohe Spenden 
gingen an nationalkonservative Partei¬ 
en und später an die NSDAP. 


★ Die IG Farben war im Dritten Reich 
an den grässlichsten Verbrechen der 
Menschheitsgeschichte beteiligt. Sie 
lieferte Zyklon B für die Gaskam¬ 
mern und baute in Auschwitz eine rie¬ 
sige neue Fabrik. Zur Unterbringung 
der Sklavenarbeiter betrieben die IG 
Farben ein eigenes Konzentrationsla¬ 
ger. Zehntausende kamen darin ums 
Leben. 

★ Die IG Farben waren eng in den 
Eroberungskrieg des Dritten Reichs 
eingebunden. Der Konzern folgte der 
Wehrmacht in die eroberten Länder 
Europas und übernahm meist inner¬ 
halb weniger Wochen die dortige Che¬ 
mie-Industrie, Kohlegruben sowie die 
Ölförderung. Der spätere BAYER- 
Vorstandsvorsitzende Kurt Hansen 
spielte bei diesem Raubzug eine zen¬ 
trale Rolle. 

★ In den Nürnberger Kriegsverbre¬ 
cher-Prozessen beschäftigte sich ein 
eigenes Verfahren mit den IG Farben. 
Hierin wurde z.B. festgestellt: „Unstrei¬ 
tig sind verbrecherische Experimente 
von SS-Ärzten an Konzentrationslager- 
Häftlingen vorgenommen worden. Die¬ 
se Experimente sind zu dem ausdrück¬ 


lichen Zweck erfolgt, die Erzeugnisse 
der IG Farben zu erproben.“ 

★ Die in Nürnberg verurteilten Ma¬ 
nager konnten nach Verbüßung ihrer 
Haftstrafe ihre Karriere ungehindert 
fortsetzen. So wurde Fritz ter Meer 
Aufsichtsratsvorsitzender von Bayer. 
Bei seiner Vernehmung in Nürnberg 
hatte er geäußert, den Zwangsarbei¬ 
tern in Auschwitz sei „kein besonderes 
Leid zugefügt worden, da man sie oh¬ 
nedies getötet hätte“. Bayer benannte 
sogar eine Studien-Stiftung in „Fritz- 
ter-Meer-Stiftung“. 

★ In den Laboren von Bayer wurde 
auch im Dritten Reich an chemischen 
Kampfgasen geforscht. Der Erfinder 
von SARIN und TABUN, Dr. Ger¬ 
hard Schräder, leitete nach dem Krieg 
die Pestizidabteilung von Bayer. Wäh¬ 
rend des Vietnam-Kriegs war BAY¬ 
ER an der Entwicklung von AGENT 
ORANGE beteiligt. Die Produktion 
erfolgte bei der gemeinsam von Bayer 
und MONSANTO gegründeten Firma 
MOBAY. 

★ Symptomatisch für den Umgang 
von Bayer mit seiner Geschichte ist 
die Verleihung des Familie-Hansen- 


Preises im März 2013. Der von Ma- 
rijn Dekkers in Berlin übergebene 
Preis wurde von dem ehemaligen 
Vorstandsvorsitzenden Kurt Hansen 
gestiftet. Hansen war bereits 1931 in 
die NSDAP eingetreten. Bei den IG 
Farben stieg er zum Leiter der kriegs¬ 
wichtigen „Zentralstelle für Rohstoff¬ 
beschaffung“ auf. In der Person von 
Kurt Hansen wird einmal mehr der 
bruchlose Übergang der IG Farben 
zum Bayer-Konzern deutlich. 

Die 150-jährige Unternehmensge¬ 
schichte von Bayer wurde von Beginn 
an von Protesten begleitet. Bereits im 
19. Jahrhundert gab es massiven Wi¬ 
derstand von Anwohnern und Beleg¬ 
schaft gegen die anhaltende Luft- und 
Wasserverschmutzung. In vielen Fällen 
konnte hierdurch ein besserer Arbeits¬ 
und Umweltschutz erkämpft werden. 
Bis heute hat Bayer jedoch keine un¬ 
abhängige Untersuchung der Firmen- 
Historie veranlasst. 

Für die verfälschende Darstellung der 
Unternehmens-Geschichte im Jubilä¬ 
umsjahr ist der Vorstand verantwort¬ 
lich. Daher ist ihm die Entlastung zu 
verweigern. 
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Guerillakämpferinnen der PKK 


Die gegenwärtige Situation im 
türkisch-kurdischen Konflikt weist 
viele Parallelen zu den gescheiter¬ 
ten Friedensgesprächen zwischen 
der PKK-Führung und dem tür¬ 
kischen Staat zwischen 2009 und 
2011 auf. Und doch ist dieses Mal 
vieles anders. Was war damals ge¬ 
schehen und warum ist die Aus¬ 
gangslage diesmal eine andere? 

Der geplatzte „Oslo-Prozess“ 

Zwischen 2009 und 2011 wurden in¬ 
tensive Gespräche zwischen Vertre¬ 
tern des türkischen Staates und der 
PKK auf verschiedenen Ebenen ge¬ 
führt. Somit bot sich erstmals seit der 
Festnahme des PKK-Vorsitzenden Ab¬ 
dullah Öcalan infolge eines internatio¬ 
nalen Komplotts im Jahr 1999 die Mög¬ 
lichkeit einer friedlichen Lösung in der 
kurdischen Frage. Diese Phase der Ge¬ 
spräche und Verhandlungen sollte spä¬ 
ter als „Oslo-Prozess“ bekannt werden. 
„Oslo-Prozess“ deshalb, weil Mitglie¬ 
der des türkischen Geheimdienstes 
MIT und der PKK-Führungsebene 
zu Gesprächen in der norwegischen 
Hauptstadt zusammenkamen. Das 
Zentrum der Verhandlungen befand 
sich jedoch woanders, und zwar auf 
der Gefängnisinsel Imrali, wo Öcalan 
inhaftiert ist. Den Gesprächen vor¬ 
ausgegangen war ein herausragender 
Wahlerfolg der prokurdischen Partei 
für eine Demokratische Gesellschaft 
(DTP) in kurdischen Gebieten der Tür¬ 
kei bei den Kommunalwahlen im Jahr 
2009. Die AKP-Regierung reagierte 
auf diesen Wahlerfolg zwar mit dras¬ 
tischen Repressionen, die DTP wurde 
verboten und bis zu 10 000 kurdische 
politische Aktivistinnen und Aktivisten 
wurden inhaftiert. In den Gesprächen 
in Oslo und auf Imrali versicherten die 
Vertreter des türkischen Geheimdiens¬ 
tes jedoch immer wieder, dass diese im 
Zuge einer Lösung wieder freigelassen 
würden. So war die Hoffnung auf eine 
demokratische und friedliche Lösung 
der kurdischen Frage in der Türkei in¬ 
nerhalb der kurdischen Gesellschaft 
groß. Als schließlich vor ziemlich genau 
zwei Jahren Öcalan drei Protokolle mit 
den türkischen Geheimdienstlern Un¬ 
terzeichnete, schien die Lösung nahe. 


Nun sollte der türkische Ministerprä¬ 
sident Recep Tayyip Erdogan noch in 
einer öffentlichen Stellungnahme ein 
positives Statement zur kurdischen 
Frage abgeben und der praktische Teil 
des Lösungsprozesses hätte beginnen 
können. Doch dieses Statement blieb 
aus. Die Repressionspolitik gegenüber 
kurdischen Aktivistinnen wurde fort¬ 
gesetzt und Abdullah Öcalan wurde 
einer verschärften Isolation auf Imrali 
ausgesetzt. 

Warum auch immer die türkische Re¬ 
gierung diesen Prozess platzen ließ, in 
der kurdischen Gesellschaft machte 
sich Enttäuschung und Wut über die 
versäumte Chance auf eine friedliche 
Lösung der kurdischen Frage breit. 
Dementsprechend skeptisch reagierten 
die Kurdinnen und Kurden, als Anfang 
des Jahres bekannt wurde, dass auf Im¬ 
rali erneute Gespräche zwischen dem 
türkischen Geheimdienst und Öcalan 
aufgenommen worden sind. Doch die¬ 
ses Mal herrscht eine andere politische 
Konstellation vor, welche die Türkei 
unter enormen Zugzwang setzt. Es 
sind insbesondere drei Faktoren, wel¬ 
che die Notwendigkeit einer Lösung in 
der kurdischen Frage deutlich machen: 

Ankara unter Zugzwang 

Erstens hat die kurdische Freiheitsbe¬ 
wegung als Reaktion auf die gestei¬ 
gerten Angriffe des türkischen Staates 
nach Abbruch der Imrali-Gespräche 
im Jahr 2012 die Phase des „Revolu¬ 
tionären Volkskrieges“ ausgerufen. Im 
Rahmen dessen haben die Volksver¬ 
teidigungseinheiten (HPG) - die Gue¬ 
rillakräfte der kurdischen Freiheits¬ 
bewegung - ihre Aktivitäten deutlich 
verstärkt und ihre Strategie verändert. 
Statt der herkömmlichen Strategie des 
„Hit-and-Run“ haben die Kräfte der 
HPG darauf gesetzt strategische Ge¬ 
biete in den kurdischen Bergen einzu¬ 
nehmen und sie gegen das türkische 
Militär zu verteidigen. Erstmals seit 
den 90er Jahren wurde in den kurdi¬ 
schen Gebieten der Türkei wieder ein 
Guerillakrieg von so hoher Intensität 
geführt. Die Guerillakräfte der kurdi¬ 
schen Bewegung haben bewiesen, dass 
sie weiterhin der zweitgrößten Armee 
der NATO die Stirn bieten können. 


Ein weiterer Faktor, der zur erneuten 
Aufnahme der Gespräche auf Imrali 
geführt hat, war der große Hunger¬ 
streik der kurdischen Gefangenen im 
Herbst 2012. Dieser Hungerstreik wur¬ 
de am Jahrestag des Militärputsches 
von 1980, am 12. September, von zu¬ 
nächst 63 politischen Gefangenen initi¬ 
iert. Ihre Forderung war unter anderem 
die Freilassung des PKK-Vorsitzenden. 
Schnell weitete sich dieser Hunger¬ 
streik auf so gut wie alle Gefängnisse 
der Türkei aus. Zuletzt befanden sich 
bis 10 000 politische Gefangene im 
Hungerstreik. Erst nach einem Auf¬ 
ruf Öcalans, den er über seinen Bru¬ 
der verlautbaren ließ, beendeten die 
Gefangenen ihre Aktion. Zu diesem 
Zeitpunkt befand sich die erste Grup¬ 
pe der Hungerstreikenden bereits am 
67. Tag ihrer Aktion, zahlreiche Gefan¬ 
gene befanden sich in einem lebensbe¬ 
drohlichen Stadium. Auch wenn der 
Hungerstreik nur teilweise seine Ziele 
erreichte, so stellte er dennoch unter 
Beweis, dass Abdullah Öcalan weiter¬ 
hin der unangefochtene Repräsentant 
der kurdischen Freiheitsbewegung ist. 
Die Aktion zeigte auch die Unsinnig- 
keit der Versuche des türkischen Staa¬ 
tes, andere kurdische Persönlichkeiten, 
die sich leichter vereinnahmen lassen, 
künstlich zu alternativen Repräsentan¬ 
ten neben Öcalan aufzubauen. 

Die dritte Ursache, welche die Tür¬ 
kei zur erneuten Aufnahme von Frie¬ 
densgesprächen gedrängt hat, ist in 
ihrem Nachbarland Syrien zu finden. 
Noch vor nicht allzu langer Zeit ver¬ 
folgte die Türkei unter Federführung 
ihres Außenministers Ahmet Davu- 
toglu eine sogenannte Null-Problem- 
Politik mit ihren Nachbarländern. Im 
Rahmen dieser Politik kooperierte die 
Türkei in der Vergangenheit auch mit 
dem Iran und Syrien, vor allem wenn 
es um die gemeinsame Haltung in der 
Kurdenpolitik ging. Spätestens mit 
dem Ausbruch des Bürgerkriegs in Sy¬ 
rien konnte diese Politik als gescheitert 
betrachtet werden. Die größten Prob¬ 
leme für die Türkei stellten allerdings 
die Errungenschaften der Kurdinnen 
und Kurden in Syrien dar. Dort befrei¬ 
te die Bevölkerung wichtige Städte, 
übernahm durch Aufbau von Volks¬ 


räten die Verwaltung über ihre Hei¬ 
matorte, vertrieb die Regimekräfte 
und baute ihre eigenen bewaffneten 
Volksverteidigungseinheiten (YPG) 
auf. Die Kurden in Syrien kooperieren 
weder mit dem Baath-Regime noch 
mit den vom Westen unterstützten 
Gruppen der Freien Syrischen Armee. 
Durch die „Revolution in Westkurdi¬ 
stan“, wie die kurdische Bevölkerung 
diese Errungenschaft bezeichnet, rea¬ 
lisierte sich ein Alptraumszenario für 
die Türkei. Neben Südkurdistan/Nor¬ 
dirak stehen die Kurden davor in ei¬ 
nem zweiten Nachbarland der Türkei 
eigene Verwaltungsstrukturen aufzu¬ 
bauen. Zudem steht die Mehrheit der 
kurdischen Bevölkerung in Syrien im 
Gegensatz zu Südkurdistan/Nordirak 
hinter Öcalan und dessen Vorstellun¬ 
gen basisdemokratischer kommuna¬ 
ler Selbstverwaltung, was die Türkei 
vor zusätzliche Schwierigkeiten stellt. 
Deshalb versuchte die Türkei zunächst 
mit allen Mitteln eine internationale 
Intervention in Syrien herbeizureden. 
Als diese Bemühungen nicht den ge¬ 
wünschten Erfolg brachten, versuch¬ 
te sie die Freie Syrische Armee und 
die restliche syrische Opposition ge¬ 
gen die Kurdinnen aufzuhetzen. Und 
schließlich scheute sie sich nicht davor, 
islamistische Gruppen mit Waffen und 
Geld auszustatten und sie über ihre 
Grenze in die kurdischen Gebiete Sy¬ 
riens einzuschleusen, damit diese dort 
gegen die kurdischen Strukturen Vor¬ 
gehen können. All diese Bemühungen 
der Türkei scheiterten allerdings und 
die Kurdinnen und Kurden sind heu¬ 
te ein Faktor im Nahen und Mittleren 
Osten. 

Demokratisierung der Türkei? 

Die Möglichkeiten der Türkei, mit ei¬ 
ner ungelösten kurdischen Frage am 
Bein weiterhin ein bestimmender 
Faktor im Nahen und Mittleren Os¬ 
ten zu sein, sind begrenzt. Die kur¬ 
dische Freiheitsbewegung hingegen 
versucht die Umbrüche in der Regi¬ 
on und die Widersprüche zwischen 
den Staaten in der Region zu ihrem 
Vorteil umzumünzen, um das Projekt 
der demokratischen Autonomie in den 
verschiedenen Teilen Kurdistans und 


perspektivisch den demokratischen 
Konföderalismus, eine demokratische 
Nahostkonföderation, in der gesamten 
Region umsetzen kann. In der gegen¬ 
wärtigen Phase der Friedensgespräche 
haben die Guerillakräfte der HPG ei¬ 
nen einseitigen Waffenstillstand aus¬ 
gerufen. Sie wollen sich ab dem 8. Mai 
schrittweise aus den Gebieten der Tür¬ 
kei zurückziehen. Die türkische Regie¬ 
rung hat ihrerseits bisher zahlreiche 
kurdische Aktivistinnen, gegen die 
weiterhin Anklagen laufen, aus der 
Untersuchungshaft entlassen und die 
Operationen ihres Militärs begrenzt. 
In der nächsten Etappe soll nun vor¬ 
aussichtlich bis zum Herbst eine neue 
Verfassung ausgearbeitet werden, in 
welcher die Kurdinnen anerkannt 
und die Türkei in einen dezentralen 
und demokratischen Staat umgewan¬ 
delt werden soll. Die Dezentralisie¬ 
rung und Demokratisierung des Lan¬ 
des soll dann auch den Raum für die 
kommunalen und demokratischen 
Selbstverwaltungsstrukturen der kur¬ 
dischen Bevölkerung gewährleisten. 
Schließlich soll in einer dritten Etap¬ 
pe eine Amnestie für alle politischen 
Gefangenen einschließlich Abdullah 
Öcalans auf die Tagesordnung kom¬ 
men. So sieht die mögliche Roadmap 
für eine nachhaltige Lösung der kurdi¬ 
schen Frage in ihren Grundzügen aus. 
Dennoch bleibt abzuwarten, ob die 
Regierung es wirklich ernst mit einer 
friedlichen Lösung meint. Auch bleibt 
abzuwarten, ob und welche Versuche 
die nationalistischen und faschistischen 
Kreise in der Türkei unternehmen wer¬ 
den, um eine Lösung zu sabotieren. Ge¬ 
genwärtig beschwören ihre Führer be¬ 
reits einen „heiligen Krieg für das Va¬ 
terland“ und ihre Anhänger begegnen 
ihnen mit: „Sag stirb und wir sterben, 
sag töte und wir töten.“ Auch die Rol¬ 
le des Westens darf nicht außer Acht 
gelassen werden. Denn eine ungelöste 
kurdische Frage stellt für die westlichen 
Mächte immer auch ein Faustpfand ge¬ 
gen die Türkei dar, um die eigenen In¬ 
teressen ihr gegenüber durchzusetzen. 
Deshalb verwundert es auch nicht wei¬ 
ter, dass hierzulande die Repressionen 
gegen kurdische Aktivistinnen wieder 
deutlich zugenommen haben. 
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Für 

Gerd Deumlich 

26. Juni 1929 - 23. April 2013 

Wir sind viele Wege miteinander gegangen. 

Kurze und lange. 

Wir möchten keinen Meter 
und keine Minute davon missen. 

Und wir werden sie weiter gehen. 

Und an Dich denken. 

Deine Freunde, Kameraden, Genossinnen und Genossen 

Wilhelm Schwettmann, Cornelia Kehrt, Heinrich Fink, Ulrich Sander, Lothar Geisler sowie Erika & Ulrich 
Abczynski, Udo Achten, Gustl Ballin, Friedrich-Martin Balzer, Gertrudis & Alfredo Bauer (Buenos Aires), 
Gretchen Binus, Gisela Blomberg, Tom Brenner, Hartmut Büchsei, Olaf Cless, Alice & Klaus Czyborra, 
Kai Degenhardt, Diether Dehrn, Frank Deppe, Gisela & Günther Dette, Günther Dicks, Peter Dürrbeck, 
Ulrike Düwel, Ludwig Elm, Raimund Ernst, Gerhard Feldbauer, Jutta von Freyberg, Bruni & Fritz Freyeisen, 
Heide Ferber & Peter Wilke, Georg Fülberth & Urte Sperling, Wolfgang Gehrcke, Annegret & Willi Gerns, 
Vera Glitscher, Wolfgang Günther, Wolf Dieter Gudopp, Hendrijk Guzzoni, Angelika Haas, Thomas Ha- 
genhofer & Petra Jahn, Toni & Erich Hahn, Jürgen Harrer, Christi Hausladen-Sambale & Heinz Sambale, 
Heidrun Hegewald, Wiljo Heinen, Klaus Höpcke, Willi Hoffmeister, Erwin Jarmus, Günter Judick, Volker 
Jung, Dieter Keller, Lorenz Knorr, Christian Koberg, Walter Kurowski, Beate Landefeld, Andre Leise¬ 
witz, Walter Listl & Sonja Schmid, Helmut Loeven, Michael & Ulrike Maercks, Erika & Otto Marx, Klaus 
Mausner, Karl-Heinz Medler, Lore & Bernd Meimberg, Emmi & Helmut Menzel, Thomas Metscher, Gert 
Meyer, Maria & Peter Michel, Falk Mikosch, Gerda & Herbert Mies, Ursel Möllenberg, Frank Münsch- 
ke, Arno Neuber, Georg Neubauer, Helmut Peters, Georg Polikeit, Christel Priemer, Rolf Priemer, Ria 
& Hubert Reichel, Ula & Wolfgang Richter, Renate Richter & Manfred Wekwerth, Anne Rieger, Margret 
Rest, Werner Rügemer, Traute Sander, Dieter Süverkrüp, Leander Sukov & Simone Barrientos, Erich 
Schaffner, Gudrun Scharf, Marianna Schauzu & Andreas Wehr, Gisela & Gregor Schirmer, Fred Schmid, 
Anette Schneider, Ulrich Schneider, Erasmus Schöfer, Luise Scholz, Erich Schreier, Walborg Schröder, 
Dietrich Schulze, Lydia & Eckart Spoo, Annemarie & Robert Steigerwald, Rosi Stiffel, Peter Strutynski, 
Hannes Stütz, Inge Trambowsky & Jürgen Schuh, Bernd Trautvetter, Peter Trinogga, Manfred Tripp, 
Hannes Wader, Peter C. Walther, Ellen & Eberhard Weber, Manfred Weißbecker, Petra Wegener & Fried¬ 
helm Spatz, Marianne & Günther Wilke, Esther Winkelmann & Jürgen Repschläger, Guido Zingerl 

Statt Blumen bitten wir im Sinne von Gerd Deumlich um Spenden 

für die Marxistischen Blätter auf das Konto des Parteivorstandes der DKP, 

Konto-Nummer 400 248 7502, GLS Bank (BLZ) 430 609 67, Stichwort: Gerd Deumlich. 
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- POLfTYSCHES PROGRAMM, PARTf^PORT l^ND SPAß - 

Viva Cuba Socialista! | Gewerkschaftsjugend kämpferisch | Kriegseinsätze 
der Bundeswehr stoppen \ Kampf in der Kommune j Frauenfrage? 
Klassenfrage! ) Hamburger Fünfkampf| Fußballturnier ( Musik, Cocktails und 
Party ]Kunst Workshops | un^l noch vieles mehr! 



NORDCAMP 
Zeltplatz Falken stein 
Kiel 


Achim Bigus 
90er Trash Party 
Kubanische Kfäi 


- ORT; MUSIK UND KONTAKT IM ÜB ERBUCK - 

- clWi 



OSTCAMP 

Strom bad 
Cottbus 

fA DJ-Team ^The 
Genosskys' 1 
Live Music 


SÜDCAMP 
Zeltplatz Eutersee 
Odenwald 

Gembala 
Flotonix 
Holger Bumer 


WEST CAMP 
Haus Coerde 
Münster 

The Coconut Butts 
Kai Degenhardt 
Memoria 


nord.sdaj-pfmgstcamp.de 0 st. 5 daj-pfingsttamp.de sued.sdaj-pfingsttamp.de west.sdaj-pfingsttamp.de 


Erich Röhlck 

wird am 20. Mai 90 Jahre alt. 

„Ich bin Arbeiter und stolz darauf, ein klassenbewusster Arbei¬ 
ter zu sein“ , so stellt sich Erich selbst vor. Sein Leben verdankt 
er sowjetischen Antifaschisten und Ärzten. 

Den Lehren, die er aus dem Laschismus gezogen hat, bleibt er 
lebenslang treu. 

„Nie wieder Laschismus, nie wieder Krieg“, ist für ihn kein 
Lippenbekenntnis. 

Mit seiner ganzen Kraft setzt er sich für ein Leben in Lrieden, 
ohne Hass, Ausbeutung und Krieg ein, und das seit 70 Jahren. 
Adenauer-Justiz, Haft, Verfolgung und Diskriminierungen ha¬ 
ben den Kommunisten Erich in seiner Überzeugung nur wei¬ 
ter gestärkt. 

Auch heute wirkt er aktiv mit seinen reichen Erfahrungen in 
der DKP und anderen Organisationen. 

Wir wünschen Dir, lieber Erich, von ganzem Herzen beste Ge¬ 
sundheit und weiter viel Kraft. 

Deine Genossen und Freunde aus der 
DKP-Wohngebietsgruppe Eidelstedt- Stellingen 
DKP-Wohngebietsgruppe Niendorf- Schnelsen 
Gedenkstätte Emst Thälmann Hamburg 
DKP - Bezirksvorstand Hamburg 


Hermann in Portugal und dem 
„ Linken Niederrhein “ möchten wir 


Toskana, nah am Meer 

Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
großa helle limner. 



Entschleumgung: 

Ruhe & Natur satt im Müritz- 
Nfltioaalpaik. 2 FeWo je 2-3 Fers, 
ganzjährig in Kratzeburg-Gmnadii. 
Havel & Havels een, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga-de 
Toi.: 0331/870796 [AB| 


Urlaub im 
Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 
3 komfortable Fe.-Wo. 


mitteilen, dass heute am 10.05.2013 
Babsi & Ecki heiraten. 

Biohof in der Toskana sucht für 2-3 Jahre eine nette,kompetente 
Vertretung für die Verwaltung/Betreuung von Haus und Hof. 
Interessentinnen wenden sich bitte an 
imogen.gruben@online.de 
www.Toskana-Biohof.de 


Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831-459 366, 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 

Anzeigen 
helfen der UZ 


Ferienwohnung 
in Südfrankreich 
bei Narbonne am 
Meer zu vermieten 

Pfingstferien noch frei. 

Hiltraut Wurm, 
08144/7200 
anna.boegel@ 
googlemail.com 



Antifaschistische Erholungs- und Begegnungsstätte Heideruh 

Heideruh in Duisburg! 

11. Mai ab 14.30 Uhr im „Ratskeller“ Duisburg-Hamborn 
Die Geschichte Heideruhs und Kaffeetrinken 
Wir freuen uns auf Euch! 

((04181) 87 26 • Mail: info@heideruh.de • www.heideruh.de 




Weingut Eicher 

Rheinterassen 


Bachstraße 7 
67577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax:06249-67263 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 

Bei GUNTER & SIBYLLE 

Tel. 003905641 836713, mob. 00393381539818 


Nach jüngst getroffener - einstimmiger - 
Vollversammlung unserer Oster-Urlauber 
in Dedenitz wurde beschlossen: 

Der Hollerhof soll das bleiben, was er war! 

Lreunde treffen Lreunde. Rundum Natur pur, Auwälder, 
Weinberge, Radlerparadies. Viel Ruhe, 

4000 qm Liegewiese, 2 Thermen. 
Historisches Städtchen Bad Radkersburg 3 km. 

3 sep. Komfort-Le Wo 

Es gibt noch einige Terminmöglichkeiten 
Tel.: 0043-3476-3522 (Christel Kittner) 


Stärkt den Kampffonds der DKP! 

Vorwärts mit der DKP 

- gegen Imperialismus und Krieg! 

- gegen Armut und Sozialabbau! 

- für Frieden und soziale Sicherheit! 

Um die Schlagkraft der DKP zu erhöhen, 
bittet der Parteivorstand um Spenden 
für den Kampffonds der DKP. 

DKP Parteivorstand, Kto. 400 2487 502, 
GLS Bank Bochum, BLZ 430 609 67 
Stichwort: Kampffonds der DKP 



Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau preiswerte 
Ferienwohnung für 5 Personen (2 Zimmer, Wohnküche - Herd, Kühlschrank, 
Bad, Dusche,WC). Preis nach Vereinbarung 

Näheres Tel./Fax: 033231/60661 



MARXISTISCHE BLÄTTER 


Umfa/rteilen 

Arbeit + Wohnen 
= Menschenrecht? 

Alle für Gerechtigkeit - Gerechtigkeit für 
alle? Rainer Roth* Die Ökonomisierung so¬ 
zialer Arbeit Ingo Zimmermann *,freiwillige“ 
Gratisarbeit für alle? Gisela Not2* 
30-Stunden-Woche für Europa Stephan 
KrulS * Arbeitszeitverkürzung - Wie soll das 
gehen? Jörg Miehe*Die Wohnungsfrage po¬ 
litisieren Wolfgang Richter* Die Wohnungs¬ 
politik der KPÖ in Graz Elke Kahr 

Weitere Beiträge: 

Von Chavez zu Maduro Andre Scheer* Die BRICS- 
Staaten Joachim Wahl* Über das Scheitern von 
Occupy-Wail-Street Thomas Frank* Die Sache 
mit der Agenda Gerd Deumlich* Der faule Atom¬ 
kern promiss Ulrich Gellermarm* Gehirn, Geist 
und Willensfreiheit Rolf Jüngermann* Von der 
Gründung des ADAV bis zum Erfurter Programm 
Ursula Herrmann* Beschäftigung und Arbeitslo¬ 
sigkeit 2000-2012 Roman Reisch* Kein Abschied 
von Ikarus Peter Michel + Meitiungspluralismus 
und Kommunistische Partei Beate Landefeld 



Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 


Neue Impulse Verlag 

Hoffnung Straße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201-24 86 4B2 

inf c@neue-impu Ise- verlag.de 


www.marxistische-blaetter.de 
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„Wir widersprechen!“ 

DGB-Vorsitzender Sommer wirbt in München 
für Friedenseinsätze der Bundeswehr 




Die DKP Recklinghausen bekundete am i. Mai ihre Solidarität mit den Kollegin¬ 
nen bei Opel Bochum. 


Hamburg 
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Rote Maifeier der DKP Köln 



Die Schilder auf dem Münchner Ma¬ 
rienplatz, wo der DGB-Vorsitzende 
Sommer am 1. Mai seine Rede hielt, 
waren unübersehbar. Empörung und 
Protest galten seiner Äußerung: „Das 
Verhältnis zwischen bewaffneter 
Macht und Arbeiterbewegung ist his¬ 
torisch belastet, das ist es heute nicht 
mehr“. Konsequent hatte er gefordert: 
„Dann müssen wir auch alles dafür tun, 
die Soldaten anständig auszurüsten“ 
Gegen diese, den gewerkschaftlichen 
Beschlüssen gegen die weltweiten 
Kriegseinsätze der Bundeswehr sowie 
gegen Aufrüstung und Waffenexport 
widersprechenden Haltung mobilisiert 
sich Widerstand unter Gewerkschaf- 
terlnnen und Antifaschistinnen, um 
eine gemeinsame Erklärung zwischen 
DGB und Bundeswehr - einen „Schul- 


Die DKP Gießen begrüßte auf ihrer 
Maiveranstaltung im voll besetzten 
Cafe Amelie im DGB-Haus in Gießen 
den neuen Parteivorsitzenden Patrik 
Köbele, der nach der Begrüßung durch 
Helmut Appel die Mairede hielt. Darin 
betonte er: „Wer von der Krise spre¬ 
chen will, darf den Kapitalismus nicht 
verschweigen.“ Die neoliberale Politik 
der Regierungen, gleich welcher Cou¬ 
leur, haben dazu geführt, dass die Ka¬ 
pitalisten sich sicher wähnten und skru¬ 
pellos ihre Interessen durchsetzten. Die 
DKP sei die einzige Partei, die dagegen 
halte und sich für die Abschaffung des 
Kapitalismus einsetze. 

„Bei entsprechendem Profit kennt das 
Kapital keine Moral“, so Köbele. Der 
Einsturz der Textilfabrik in Bangla¬ 
desch hat der Welt erneut vor Augen 
geführt, dass die Konzerne für den Pro¬ 
fit buchstäblich über Leichen gehen. 
Nach den ersten Beschuldigungen, die 
Fabrik habe für die bekannten Billiglä- 


terschluss des DGB mit der deutschen 
Kriegspolitik“ zu verhindern. 

In seiner Rede versuchte Sommer, die¬ 
sen Eindruck zu zerstreuen, indem er 
den Schwur von Buchenwald ansprach. 
Nie wieder dürfe von deutschem Bo¬ 
den ein Krieg ausgehen. Dass dies 
längst stattfindet, bemäntelte er mit 
dem frommen Wunsch, die Bundes¬ 
wehr habe „in der Welt ausschließlich 
mitzuhelfen, Frieden zu sichern, Demo¬ 
kratie und Menschenrechte zu verteidi¬ 
gen.“ Da war er wieder Kriegsminister 
de Maiziere ganz nah, der in seiner An¬ 
wesenheit unwidersprochen behaup¬ 
ten konnte: „Die Bundeswehr versteht 
sich auch als ein Teil der Friedensbewe¬ 
gung“. Die Demonstranten aber mach¬ 
ten klar: „Kollege Sommer, WIR sind 
die Friedensbewegung!“ 


den gearbeitet, sei es schnell ruhig ge¬ 
worden um das Thema Auftraggeber, 
denn diese Fabrik habe vorwiegend 
hochpreisige, sogenannte Qualitäts¬ 
marken produziert. 

Das Ziel der DKP bleibe, anders, als bei 
der Linken, die Abschaffung des Kapi¬ 
talismus, der Deutschland bereits fast 
zu einem Billiglohnland gemacht habe: 
„Ein Drittel der jungen Menschen in 
Deutschland kennt keinen unbefriste¬ 
ten Arbeitsvertrag.“ Die DKP tritt für 
das Grundrecht auf Arbeit ein. Ein be¬ 
kannter bayrischer Steuerhinterzieher, 
dessen Fall in aller Munde sei, stehe für 
seine Klasse und handle wie seine Klas¬ 
se, so Köbele. Dieser Mensch sei kein 
Einzelfall, wie die Regierungsvertreter 
eilfertig versicherten, sondern ein typi¬ 
scher Vertreter der besitzenden Klasse. 
Nach dem Vortrag sorgte die Marbur- 
ger Gruppe „Shake Hands“ für einen 
musikalischen Ausklang der Veranstal¬ 
tung. 


Rund 90 Besucher haben bei strahlen¬ 
dem Sonnenschein an der traditionel¬ 
len Maifeier der DKP Köln im Natur¬ 
freundehaus im Arbeiterstadtteil Kalk 
teilgenommen. Unter den Gästen be¬ 
fanden sich in diesem Jahr unter an¬ 
deren die Genossin Vivian Delgado 
Fernandez, Leiterin der Außenstelle 
Bonn der kubanischen Botschaft be¬ 
gleitet von einigen Mitarbeitern, Hei¬ 
ner Kocherbeck, der stellvertretende 
Kreissprecher der Partei „Die Linke“ 
in Köln, sowie Genossen der KKE und 
der Tudeh-Partei. 


Nach einleitenden Worten durch den 
Kölner DKP-Kreisvorsitzenden Klaus 
Stein, gehörte alle Aufmerksamkeit 
dem Schauspieler und Kabarettkünst¬ 
ler Erich Schaffner, der begleitet am 
Klavier von Georg Klemp, dem Publi¬ 
kum ein spannendes und unterhaltsa¬ 
mes Programm rund um das Wesen des 
Kapitalismus und der jüngsten Finanz¬ 
krise darbot. Als sofort zu verzeichnen¬ 
der Erfolg beantragte ein Besucher im 
Laufe des Abends die Mitgliedschaft in 
der DKP. 


termine@unsere-zeit.de 


Schweinfurt: „Impressionen einer Vietnam¬ 
reise.“ Gerhard Rauscher berichtet von sei¬ 
ner Reise nach Vietnam. Gruppenabend der 
DKP Schweinfurt - Haßberge. DFG-VK Büro, 
Gabelsbergerstraße 1,19.00 Uhr. 


Ml ★ 15 . MAI 


Mannheim: „Wohin, bitte, geht es zur 
30 Stunden-Woche?“ Diskussionsabend des 
DKP-Kreisverbandes Mannheim mit Joachim 
Schubert, Betriebsrat bei ALSTOM-Mann- 
heim, und Volker Metzroth, Parteivorstand 
der DKP Siedlerheim Schönau, 19.30 Uhr. 

Dortmund: „Erfahrungen aus den Arbeits¬ 
kämpfen auf Minister Stein - ein Rückblick!“ 
Treffen des Senioren-Arbeitskreis der DKP. Z, 
Oesterholzstraße 27,14.30 Uhr._ 

Stuttgart: „Da steigt der Rauch auf - Der 
deutsche Papst und sein Nachfolger.“ Re¬ 
ferent: Conny Renkl, Mitautor des Buches: 
„Papst ohne Heiligenschein?“ Clara-Zetkin- 
Haus, Gorch-Fock-Straße 26,19.30 Uhr. 
Fellbach: „Zehn Jahre Agenda 2010. Milliar¬ 
den für Reiche - Brosamen für Arme.“ Dis¬ 
kussionsveranstaltung des DGB Fellbach mit 
Wolfgang Sartorius, Diakon und Leiter der so¬ 
zialen Einrichtung Erlacher Höhe. AW0 Fell¬ 
bach, Gerhart-Hauptmann-Str. 17,19.00 Uhr. 


DO ★ 16 . MAI 


Stuttgart: Till Florian Beyerbach spielt „Ta¬ 
gebuch eines Wahnsinnigen“ nach Nicolai 
Gogol und Anton Tschechow. Die Veranstal¬ 
tung der Kleinkunstbühne Sillenbruch findet 
im Clara-Zetkin-Haus statt. Gorch-Fock- 
Straße 26, 20.00 Uhr, Eintritt: 7 Euro ermä¬ 
ßigt 5 Euro. 


SA ★ 25 . MAI 


Friedrichsdorf: Mitgliederversammlung der 
DKP Hochtaunus mit Diskussion über die 
Taunus-Echo Ausgaben 2013 und die Vor¬ 
bereitung des Aktionstages im Hintertaunus. 
Friedrichsdorf Köppern, Zum Köpperner Tal 
44,14.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spätes¬ 
tens am Freitag eine Woche vor dem Erschei¬ 
nungstermin der entsprechenden Ausgabe der 
UZ, möglichst auch mit Angabe des Themas 
der Veranstaltung an termine@unsere-zeit. 
de oder UZ-Redaktion, Hoffnungstraße 18, 
45127 Essen. 

Liebe Leserinnen und 
Leser, liebe Genossinnen 
und Genossen, 

leider konnten wir nur einige weni¬ 
ge Berichte über i. Mai-Veranstal¬ 
tungen und -Demonstrationen, die 
wirvon Gliederungen unserer Partei 
erhalten haben, auf dieser Seite be¬ 
rücksichtigen. 

Wirdanken allen,die uns mit derZu- 
sendungvon Berichten und/oder Fo¬ 
tos unterstützen. 


Kapital kennt keine Moral 
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Die letzte Seite 


unsere zeit CE 


Meine progressive Woche 

Vom 28. April bis 3. Mai 


Donnerstag 

Ein Grauen nennt die UN-Organisati¬ 
on für Ernährung und Landwirtschaft 
die Hungerkatastrophe in Somalia 
zwischen 2010 und 2012, die nach 
jüngsten Zahlen 250 000 Menschen 
das Leben gekostet hat, die Hälfte da¬ 
von Kinder unter fünf Jahren. Schuld 
seien eine Dürrekatastrophe und die 
radikal-islamische Shabaab gewesen, 
die im von ihr kontrollierten Teil So¬ 
malias keine Hilfslieferungen zugelas¬ 
sen habe. 

Diese dürre Beschreibung lässt unter 
den Tisch fallen, dass die berüchtigte 
Staatengemeinschaft unter Führung 
der USA seit über 20 Jahren am Horn 
von Afrika interveniert und De-Facto- 
Bürgerkriegspartei ist; dass hier schon 
diverse Hungersnöte stattgefunden ha¬ 
ben; dass Hilfslieferungen nach den 
Interessen der Interventen gesteuert 
werden. Und da haben wir noch nicht 
davon geredet, dass die Landwirt¬ 
schaft in Somalia dar nie der liegt vor 
allem wegen der ausländischen Inter¬ 
vention, wegen der Klimakatastrophe 
und wegen der aggressiven Vernich¬ 
tungfruchtbaren Landes durch die in¬ 
ternationalen Lebensmittelkonzerne. 
★ 

Ein Grauen war auch der Einsturz des 
Fabrikgebäudes in Bangladesh vor ei¬ 
ner Woche, das mindestens 500 Men¬ 
schenleben kostete. Direkt nach dem 
Unglück hieß es, die örtlichen Unter¬ 
nehmer hätten ihre Arbeiterinnen in 
die Gebäude gezwungen, obwohl die¬ 
se deutliche Signale von Einsturzge¬ 
fahr zeigten. Das ist glaubhaft - aber 
höchstens die halbe Wahrheit. 

Heute wird bekannt, dass im einge¬ 
stürzten Gebäude auch für KiK - wen 
noch? - produziert wurde. Damit ist 
der Textilkonzern zum dritten Mal 
innerhalb von acht Monaten in ein 
schweres Unglück verwickelt. Immer 
waren Billigfabriken auf dem indi¬ 
schen Subkontinent betroffen. KiK ist 


nur ein Konzern von vielen, die unter 
unmenschlichen Zuständen überall 
auf der Welt produzieren lassen. 

Die „Kampagne für Saubere Klei¬ 
dung“ (CCC) forderte KiK und an¬ 
dere betroffene Unternehmen auf, ein 
internationales Abkommen zum Ge¬ 
bäude- und Brandschutz unterzeich¬ 
nen, das vor zwei Jahren von lokalen 
und internationalen Gewerkschaften 
und Arbeitsrechtsorganisationen in 
Bangladesch erarbeitet worden ist. 
Unser Leitspruch heißt nicht umsonst 
„ Proletarier aller Länder, vereinigt 
Euch!“ 

★ 

Grauen ohne Ende hat die Interven¬ 
tion der Staatengemeinschaft (s.o.) 
von eigenen Gnaden über den Irak 
gebracht. Allein im April starben 712 
Menschen, mehr als 1600 wurden ver¬ 
letzt. Unter den irakischen Sicherheits¬ 
kräften gab es 117 Tote und 195 Ver¬ 
letzte. Das ist die höchste Zahl seit fünf 
Jahren. 

Diese offizielle Formulierung ver¬ 
schleiert, dass das Töten im Irak seit 
zehn Jahren Monat für Monat statt¬ 
findet. Ursachen sind hier nicht ir¬ 
gendwelche Stammesrivalitäten oder 
Religionskriege, sondern ohne jede 
Einschränkung die völkerrechtswid¬ 
rige Intervention unter Führung des 
Kriegsverbrechers George W. Bush. 

In dieser Situation ruft der UN-Ge¬ 
neralsekretär Ban Ki Moon und sein 
Sondergesandter für den Irak, Martin 
Kobler, die Iraker dazu auf, den Dia¬ 
log zu suchen, um die „kritische Pha¬ 
se“ die der Irak durchmache, zu über¬ 
winden. Das ist der nackte Hohn. 
Über die wirklichen Notwendigkeiten 
im Irak sagt dieser Appell gar nichts, 
aber alles über den abhängigen Status, 
in den die Vereinten Nationen und ihre 
Repräsentanten von der verbliebenen 
Weltmacht und deren Komplizen ge¬ 
raten ist. 

Adi Reiher 



Das scheint in den USA zu gelten. Vor wenigen Tagen war bekannt geworden, dass ein Fünfjähriger 
dort mit seinem eigenen Gewehr seine zweijährige Schwester erschossen hat. Die Waffe wird als 
„My First Rifle“ ausdrücklich für „Amerikas Jugend“ vertrieben und beworben. 

Die „Kinderüberraschung“ der italienischen Firma Ferrero dagegen ist in den USA ausdrücklich 
verboten, weil in der Süssware ein nichtessbares Objekt eingeschlossen ist. Diese Fürsorge findet 
übrigens seine Grenze bei dem sehr ähnlichen erlaubten Produkt der einheimischen Firma Choco 
Treasures - das nur nebenbei. 

Mit dem obigen Foto macht die Anti-Waffen-Organisation „Moms Demand Action - For Gun Sense 
In America“ auf die - himmelschreiend - unterschiedlichen Maßstäbe des Kinderschutzes aufmerk¬ 
sam. 


Sogar den Nikolausbart nahmen die Nazis mit 


Vor 80 Jahren: Beschlagnahme bei den Freien Turnern Dörnigheim 


K aum ein Vierteljahr nach der 
Machtübertragung an die Nazis 
unter Hitler, nach der Verfol¬ 
gung von vielen Mitgliedern der Ar¬ 
beiterparteien SPD und KPD gingen 
die Faschisten überall in Deutschland 
auch gegen die Arbeitervereine vor, de¬ 
nen sie „marxistisches Gedankengut“ 
und „subversive Betätigung“ vorwar¬ 
fen. Diese Entwicklung machte auch 
vor der Gemeinde Dörnigheim, die 
damals weniger als 3 000 Einwohner 
hatte, nicht halt. Hier betraf es den Ar¬ 
beitergesangsverein Frohsinn, den Ar¬ 
beiter-Rad- und Fahrverein Solidarität 
und die Freien Turner (FTD), die sich 
schon im Juli 1925 zum „Sportkartell 
der freien Arbeitersportvereine“ zu¬ 
sammentaten. 

Den braunen Machthabern waren be¬ 
sonders die Aktiven des Turnvereins 
ein Dorn im Auge, da in den Augen 
der Nazis angeblich der „überwiegende 
Teil der Freien Turner Mitglieder der 
Kommunistischen Partei Deutschlands 
waren“. Die FTD hatte sich bis 1933 zu 
einer den Ort prägenden Sport- und 
Kulturorganisation entwickelt. Man 
muss daran erinnern, um zu verstehen, 
wie hart der Verein, und nicht nur er, 
von der braunen Gewaltherrschaft ge¬ 
troffen wurde. 

Viele Dokumente aus jener Zeit - jah¬ 
relang nach dem Krieg nicht auffind¬ 
bar, aber heute zugänglich - zeugen 
von den Schikanen und den persönli¬ 
chen Erlebnissen, die viele Mitglieder 
der Freien Turner erdulden und ertra¬ 
gen mussten. Vor genau 80 Jahren, am 
5. Mai 1933 war ein unrühmlicher Hö¬ 
hepunkt. Die Freien Turner wurden 
verboten. Das gesamte Vereinsvermö¬ 
gen, die Turngeräte und sogar Pinsel 
und Schrauben wurden beschlagnahmt. 
Die Vereinspapiere und -dokumente 
wurden verbrannt. Die von den Nazis 
eingesetzten Statthalter Bürgermeis¬ 


ter und Landrat schacherten um das 
Vermögen des Vereins. Mitglieder und 
Funktionäre der Freien Turner wurden 
schikaniert. Selbst die privaten Fahrrä¬ 
der wurden ihnen weggenommen. Sie 
könnten ja „für illegale Kurierdienste 
eingesetzt werden“, so die Begründung 
der Obrigkeit. Grundlage der Aktion 


Die Teilnehmer am Arbeitsportfest 1912. 


der Nazis war die nur einen Tag nach 
dem Reichstagsbrand am 28. Februar 
1933 erlassene Reichtagsbrandverord¬ 
nung, die es erlaubte, politische und an¬ 
dere Gegner der Nazis willkürlich zu 
schikanieren und zu drangsalieren. 

Die Freien Turner, 1906 gegründet, wa¬ 
ren der erste Arbeiterverein, bei dem 
die Nazis in Dörnigheim zuschlugen. 
Dem Vorstand wurde untersagt, „vor¬ 
erst“ zu Übungsstunden und Versamm¬ 
lungen einzuladen. Ortslandjäger Seng 
tauchte am 5. Mai 1933 überraschend 
beim Vereinsvorsitzenden Friedrich 
Roth, bei Peter Stier und Jakob Roth 
auf. Alles, was nicht niet- und nagelfest 


war, wurde beschlagnahmt. Das Ver¬ 
einsheim, erst 1927 eingeweiht, Turn¬ 
geräte, Musikinstrumente, Briefbögen 
und Protokollbücher wurden genauso 
konfisziert wie die Vereinsfahne, drei 
Scheinwerfer und eine „Closettan- 
lage“. Selbst ein Nikolausbart für die 
Weihnachtsfeier der Kinder war vor 


den braunen Häschern nicht sicher. 
Insgesamt weisen die Listen der be¬ 
schlagnahmten Gegenstände über 60 
Positionen aus. Davon wurden 42 im 
Vereinsheim und der Rest bei den 
Mitgliedern, die von den Nazis zuhau¬ 
se aufgesucht wurden, entwendet. Die 
Begründungen waren haarsträubend. 
Noten- und Lehrbücher könnten zur 
„Schulung der Kommunistischen Par¬ 
tei dienen“. Schränke mussten mitge¬ 
nommen werden, „weil sie zur Aufbe¬ 
wahrung von Geräten dienten, die im 
staatsfeindlichen Sinne Verwendung 
finden könnten“. Ein Tisch sei bei Ver¬ 
einsveranstaltungen benutzt worden, 


„welche staatsfeindlichen Charakter 
hatten“. 

NS-Bürgermeister Jakob Dammköhler, 
der zugleich die Aufgaben der Orts¬ 
polizei innehatte, übernahm über die 
geraubten Geräte „vorerst die Pfleg¬ 
schaft“. Später verscherbelte er Schrän¬ 
ke, Musikinstrumente und anderes an 
die Feuerwehr und an Naziorganisati¬ 
onen, sogar Verbandszeug wechselte 
so den Besitzer. Doch damit waren die 
Faschisten noch immer nicht zufrieden. 
Mitte September 1933 meldete sich die 
Hanauer Hitlerjugend mit einem Brief 
an den Nazi-Landrat Löser in Dör¬ 
nigheim und erhob Anspruch an den 
Pfeifen und Trommeln „aus dem dort 
sichergestellten Vermögensbeständen 
der früheren ,Freien Turner“ 4 . Dem 
wurde auch stattgegeben. Nach nicht 
einmal drei Monaten wollte Damm¬ 
köhler die Geräte zurück. Denn von 
den 40 Dörnigheimern Spielleuten der 
Turn- und Sportgemeinde besäßen nur 
22 Instrumente. Um dem Nachdruck 
zu verleihen, hatten sich die Musiker 
„sofort verpflichtet“ sich der „hiesigen 
Ortsgruppe (der NSDAP) bzw. der SA 
jederzeit zur Verfügung zu stehen“. Das 
restliche Vermögen der FTD ging 1934 
bei der proklamierten „endgültigen Li¬ 
quidierung des Arbeitersports“ in den 
Besitz des Landes Preußen über. 

Am 28. Januar 1934 verloren die Frei¬ 
en Turner ihr Grundstück am Main per 
Enteignungsbeschluss. Weitere Schi¬ 
kanen und Drangsalierungen gegen 
Mitglieder der FTD folgten. Manche 
wurden im politischen Widerstand ak¬ 
tiv und einige wurden deshalb vor die 
Gerichte gezerrt. Im großen 88er-Pro- 
zess 1935 wurden auch Mitglieder der 
Freien Turner abgeurteilt und mussten 
danach Gefängnis- oder gar KZ-Haft 
erdulden. Wie andere Dörnigheimer 
pressten die Nazis auch Mitglieder 
der Freien Turner in ihren verbreche¬ 


rischen Krieg. Viele kamen dabei ums 
Leben, so auch der vor der Nazi-Zeit 
letzte Vorsitzende der FTD Friedrich 
Roth. 

Über diesen Teil unserer jüngsten Ge¬ 
schichte erfährt man so gut wie nichts. 
Weder in den Schulen gibt es im Un¬ 
terricht darüber etwas zu erfahren, 
und keine Gedenktafel erinnert an 
die Vorkommnisse. Auch die Mainta¬ 
ler Vereine tun sich mit ihrer eigenen 
Geschichte sichtlich schwer. Vielleicht 
bildet dieser 80. Jahrestag einen Anlass, 
neu darüber nachzudenken. Es wäre ei¬ 
gentlich längst an der Zeit. 

Maintal, den 1. Mai 2013 

(Quellen: Aussagen von Zeitzeugen, Beschlag¬ 
nahmeprotokolle vom 5. 5. und 8. 5. 1933, 
Rede von Harry Winter zu 75 Jahre Freie Tur¬ 
ner Dörnigheim, Bild- und Textband Bernd 
Salzmann, Wilfried Voigt: „Keiner will es ge¬ 
wesen sein - Dörnigheim im Nationalsozia¬ 
lismus“ .) 


Der rote Kanal 


Das Geschäft mit dem Klima 

In einem Themenabend geht arte 
der Frage nach: Ist der Klimaschutz 
nur ein Bluff und der Steuerzahler 
der Dumme? 

Di., 14.5., 20.15-22.00 Uhr, arte 

Das weiße Band, D/A/F/l 2009 

Regisseur Michael Haneke zeich¬ 
net ein Porträt eines inhumanen 
Protestantismus in Nordelbien am 
Vorabend des 1. Weltkrieges. Vor 
allem den Kindern werden ständig 
Zwänge auferlegt, ihre Entfaltung 
zur Persönlichkeit behindert und so 
letztlich der gesellschaftliche Über¬ 
gang vom Wilhelminismus zum Na¬ 
tionalsozialismus begünstigt. 

Mi., 20.15-22.30 Uhr, arte 
























